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Geltendes Recht

Die gesetzlichen Bestimmungen in kursiv 
entsprechen der Fassung gemäss Änderung 
vom 01.10.2021 (19.443; BBl 2021 2321; 
noch nicht in Kraft)

Entwurf des Bundesrates

vom 18. Juni 2021

Beschluss des Ständerates

vom 29. September 2022

Zustimmung zum Entwurf,
wo nichts vermerkt ist

21.047  s � Energie- und Stromversorgungsgesetz. Änderung
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Ständerat
Herbstsession 2022

Bundesgesetz 
über eine sichere Stromversor-
gung mit erneuerbaren Energien
(Änderung des Energiegesetzes und 
des Stromversorgungsgesetzes)

vom ...

Die Bundesversammlung der Schweizerischen 
Eidgenossenschaft,
nach Einsicht in die Botschaft des Bundesrates 
vom 18. Juni 20211,
beschliesst:

1		 BBl 2021 1666
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Geltendes Recht Bundesrat Ständerat

I

Die nachstehenden Erlasse 
werden wie folgt geändert:

1. Energiegesetz vom 30. 
September 20162

Gliederungstitel vor Art. 1

1. Kapitel: Zweck, Ziele 
und Grundsätze 

Art. 2	 Ziele für den 
Ausbau der 
Produktion von 
Elektrizität 
aus erneuerba-
ren Energien

1 Die Produktion von Elektrizi-
tät aus erneuerbaren Energi-
en, ausgenommen aus Was-
serkraft, hat im Jahr 2035 
mindestens 17 000 GWh und 
im Jahr 2050 mindestens 
39 000 GWh zu betragen. 
 
 
 

2		 SR 730.0

I

1. ...

1. ...

Art. 2	 Richtwerte für 
den Ausbau der 
Elektrizität aus 
erneuerbaren 
Energien

Art. 2

1 ... 
 
  ..., ausgenommen aus Was-
serkraft, hat im Jahr 2035 
mindestens 35 000 GWh und 
im Jahr 2050 mindestens 
45 000 GWh zu betragen.

1 Bei der Produktion von Elekt-
rizität aus erneuerbaren Ener-
gien, ausgenommen aus Was-
serkraft, ist ein Ausbau 
anzustreben, mit dem die 
durchschnittliche inländische 
Produktion im Jahr 2020 bei 
mindestens 4400 GWh und im 
Jahr 2035 bei mindestens 
11 400 GWh liegt.
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Geltendes Recht Bundesrat Ständerat

2 Die Produktion von Elektrizi-
tät aus Wasserkraft hat im 
Jahr 2035 mindestens 
37 400 GWh und im Jahr 2050 
mindestens 38 600 GWh zu 
betragen. Bei Pumpspeicher-
kraftwerken wird nur die Pro-
duktion aufgrund von natürli-
chen Zuflüssen angerechnet. 
 

3 Der Bundesrat kann gesamt-
haft oder für einzelne Techno-
logien Zwischenziele festle-
gen. 
 
 
 

2 Bei der Produktion von Elekt-
rizität aus Wasserkraft ist ein 
Ausbau anzustreben, mit dem 
die durchschnittliche inländi-
sche Produktion im Jahr 2035 
bei mindestens 37 400 GWh 
liegt. Bei Pumpspeicherkraft-
werken ist nur die Produktion 
aufgrund von natürlichen Zu-
flüssen in diesen Richtwerten 
enthalten.

2 ... 
 
                      ... mindestens 
37 900 GWh und im Jahr 2050 
mindestens 39 200 GWh zu 
betragen. …

2bis Der Import von Elektrizität 
im Winterhalbjahr (1. Oktober 
– 31. März) soll netto den 
Richtwert von 5 TWh nicht 
überschreiten.

3 Der Bundesrat kann gesamt-
haft oder für einzelne Techno-
logien weitere Zwischenricht-
werte festlegen

3 Der Bundesrat legt gesamt-
haft und für einzelne Technolo-
gien alle 5 Jahre Zwischenzie-
le fest, erstmals ein Jahr nach 
Inkrafttreten. Er überwacht die 
Zielerreichung und ergreift 
rechtzeitig Massnahmen zur 
Zielerreichung.
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Geltendes Recht Bundesrat Ständerat

Art. 3	 Verbrauchsziele
1 Der durchschnittliche Energieverbrauch pro 
Person und Jahr ist gegenüber dem Stand im 
Jahr 2000 bis zum Jahr 2035 um 43 Prozent 
und bis zum Jahr 2050 um 53 Prozent zu sen-
ken.
2 Der durchschnittliche Elektrizitätsverbrauch 
pro Person und Jahr ist gegenüber dem Stand 
im Jahr 2000 bis zum Jahr 2035 um 13 Prozent 
und bis zum Jahr 2050 um 5 Prozent zu sen-
ken. 

Art. 3	 Verbrauchsrichtwerte Art. 3
1 Beim durchschnittlichen Energieverbrauch pro 
Person und Jahr ist gegenüber dem Stand im 
Jahr 2000 eine Senkung um 16 Prozent bis 
zum Jahr 2020 und eine Senkung um 43 Pro-
zent bis zum Jahr 2035 anzustreben.
2 Beim durchschnittlichen Elektrizitätsverbrauch 
pro Person und Jahr ist gegenüber dem Stand 
im Jahr 2000 eine Senkung um 3 Prozent bis 
zum Jahr 2020 und eine Senkung um 13 Pro-
zent bis zum Jahr 2035 anzustreben..

Art. 12	 Nationales Interesse an der 
Nutzung erneuerbarer Energien

Art. 12

1 Die Nutzung erneuerbarer Energien und ihr 
Ausbau sind von nationalem Interesse.
2 Einzelne Anlagen zur Nutzung erneuerbarer 
Energien, namentlich auch Speicherkraftwerke, 
sowie Pumpspeicherkraftwerke sind ab einer 
bestimmten Grösse und Bedeutung von einem 
nationalen Interesse, das insbesondere demje-
nigen nach Artikel 6 Absatz 2 des Bundesge-
setzes vom 1. Juli 1966 über den Natur- und 
Heimatschutz (NHG) entspricht. In Biotopen 
von nationaler Bedeutung nach Artikel 18a 
NHG und in Wasser- und Zugvogelreservaten 
nach Artikel 11 des Jagdgesetzes vom 20. Juni 
1986 sind neue Anlagen zur Nutzung erneuer-
ba-rer Energien ausgeschlossen

2 Einzelne Anlagen zur Nutzung erneuerbarer 
Energien, namentlich Speicherwasserkraftwer-
ke, Pumpspeicherkraftwerke, Photovoltaikanla-
gen und Windkraftwerke sowie Elektrolyseure 
und Methanisierungsanlagen sind ab einer 
bestimmten Grösse von einem nationalen Inte-
resse, das insbesondere demjenigen nach 
Artikel 6 Absatz 2 des Bundesgesetzes vom 1. 
Juli 1966 über den Natur- und Heimatschutz 
(NHG) entspricht.

e-parl 02.12.2022 12:28



-  5  -

Geltendes Recht Bundesrat Ständerat

3 Hat eine Behörde über die Bewilligung des 
Baus, der Erweiterung oder Erneuerung oder 
über die Konzessionierung einer Anlage oder 
eines Pumpspeicherkraftwerks nach Absatz 2 
zu entscheiden, so ist das nationale Interesse 
an der Realisierung dieser Vorhaben bei der 
Interessenabwägung als gleichrangig zu be-
trachten mit anderen nationalen Interessen. 
Betrifft das Vorhaben ein Objekt, das in einem 
Inventar nach Artikel 5 NHG aufgeführt ist, so 
darf ein Abweichen von der ungeschmälerten 
Erhaltung in Erwägung gezogen werden.

3 Hat eine Behörde über die Bewilligung des 
Baus, der Erweiterung oder Erneuerung oder 
über die Konzessionierung einer Anlage oder 
eines Pumpspeicherkraftwerks nach Absatz 2 
zu entscheiden, so ist das nationale Interesse 
an der Realisierung dieser Vorhaben bei der 
Interessenabwägung als gleichrangig zu be-
trachten mit anderen nationalen Interessen. 
Betrifft das Vorhaben ein Objekt, das in einem 
Inventar nach Artikel 5 NHG aufgeführt ist, so 
ist ein Abweichen von der ungeschmälerten 
Erhaltung ohne die Leistung von Schutz-, Wie-
derherstellungs-, Ersatz- oder Ausgleichsmass-
nahmen zulässig. Das nationale Interesse geht 
entgegenstehenden Interessen von kantonaler, 
regionaler und lokaler Bedeutung vor.

4 Der Bundesrat legt für die Wasser- und für die 
Windkraftanlagen die erforderliche Grösse und 
Bedeutung fest. Er tut dies sowohl für neue 
Anlagen als auch für Erweiterungen und Er-
neuerungen bestehender Anlagen. Er kann 
nötigenfalls auch für die anderen Technologien 
und für Pumpspeicherkraftwerke die erforderli-
che Grösse und Bedeutung festlegen.

4 Der Bundesrat legt für die Wasser-, die Wind-
kraft- und die freistehenden Photovoltaikanla-
gen die erforderliche Grösse und ...

5 Er berücksichtigt bei der Festlegung nach 
Absatz 4 Kriterien wie Leistung oder Produkti-
on sowie die Fähigkeit, zeitlich flexibel und 
marktorientiert zu produzieren.
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Geltendes Recht Bundesrat Ständerat

Art. 13 Abs. 1 Bst. a 

1 Der Bundesrat kann einer Anlage zur Nutzung 
erneuerbarer Energien oder einem Pumpspei-
cherkraftwerk trotz Nichterreichens der erfor-
derlichen Grösse und Bedeutung ausnahms-
weise ein nationales Interesse im Sinne von 
Artikel 12 zuerkennen, wenn:

a.	 sie oder es einen zentralen Beitrag zur 
Erreichung der Ausbauziele leistet; und

 

Art. 13	 Zuerkennung des nationalen 
Interesses in weiteren Fällen

Art. 13

1 Der Bundesrat kann einer Anlage zur Nutzung 
erneuerbarer Energien oder einem Pumpspei-
cherkraftwerk trotz Nichterreichens der erfor-
derlichen Grösse und Bedeutung ausnahms-
weise ein nationales Interesse im Sinne von 
Artikel 12 zuerkennen, wenn:

1 Solange die Ziele für den Ausbau der Produk-
tion von Elektrizität aus erneuerbaren Energien 
nicht erreicht sind, erkennt der Bundesrat einer 
Anlage zur Nutzung erneuerbarer Energien 
oder einem Pumpspeicherkraftwerk trotz Nicht-
erreichens der erforderlichen Grösse und Be-
deutung ein nationales Interesse im Sinne von 
Artikel 12 zu, wenn:

a.	 sie oder es einen zentralen Beitrag zur 
Erreichung der Ausbaurichtwerte leistet; 
und

b.	 der Standortkanton einen entsprechenden 
Antrag stellt..

2 Bei der Beurteilung des Antrags berücksichtigt 
der Bundesrat, ob, wie viele und welche Alter-
nativstandorte es gibt. 

2 Aufgehoben

3 Erfolgt die Zuerkennung einer Anlage als 
nationales Interesse im Sinne von Artikel 12, so 
kann der Bundesrat zudem beschliessen, dass 
die notwendigen Bewilligungen für diese Anla-
ge in einem konzentrierten und abgekürzten 
Verfahren erteilt werden.
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Geltendes Recht Bundesrat Ständerat

Art. 15 Abs. 3 und 4

3 Können sich Netzbetreiber und Produzent 
über die Vergütung nicht einigen, so gilt für 
diese Folgendes:

Art. 15Art. 15	 Abnahme- und Vergütungspflicht
1 Netzbetreiber haben in ihrem Netzgebiet 
abzunehmen und angemessen zu vergüten:

1 Netzbetreiber haben in ihrem Netzgebiet die 
ihnen angebotene Elektrizität und das ihnen 
angebotene Biogas abzunehmen und zu einem 
schweizweit harmonisierten Preis zu vergüten.

a.	 die ihnen angebotene Elektrizität aus er-
neuerbaren Energien und aus fossil und 
teilweise fossil befeuerten Wär-
me-Kraft-Kopplungsanlagen;

b.	 das ihnen angebotene Biogas. 
1bis Die Vergütung für Elektrizität aus erneuer-
baren Energien richtet sich nach dem viertel-
jährlich gemittelten Marktpreis zum Zeitpunkt 
der Einspeisung. Der Bundesrat legt als Be-
grenzung eine Minimal- und eine Maximalver-
gütung fest. Die Minimalvergütung orientiert 
sich an der Amortisation von Anlagen ohne 
Eigenverbrauch über die durchschnittliche 
Lebensdauer unter Berücksichtigung der Inves-
titions-, Betriebs- und Unterhaltskosten sowie 
allfälliger Förderbeiträge. Die Maximalvergü-
tung entspricht dem Doppelten der Minimalver-
gütung.
1ter Die Vergütung für Elektrizität aus fossil und 
teilweise fossil befeuerten Wärme-Kraft- Kopp-
lungsanlagen richtet sich nach dem vierteljähr-
lich gemittelten Marktpreis im Zeitpunkt der 
Einspeisung.
1quater Die Vergütung bei erneuerbarem Gas 
orientiert sich am Preis, den der Netzbetreiber 
für den Kauf bei einem Dritten zu bezahlen 
hätte.

2 Die Pflicht zur Abnahme und Vergütung von 
Elektrizität gilt nur, wenn diese aus Anlagen 
stammt mit einer Leistung von höchstens 3 
MW oder einer jährlichen Produktion, abzüglich 
eines allfälligen Eigenverbrauchs, von höchs-
tens 5000 MWh.
3 Können sich Netzbetreiber und Produzent 
über die Vergütung nicht einigen, so gilt für 
diese Folgendes:

3 Die nach den Absätzen 1-1ter übernommene 
und vergütete Elektrizität können die Netzbe-
treiber für die Belieferung ihren festen Endver-
brauchern gemäss Artikel 6 StromVG verrech-
nen.
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Geltendes Recht Bundesrat Ständerat

a.	 Bei Elektrizität aus erneuerbaren Energien 
und aus fossil und teilweise fossil befeuer-
ten Wärme-Kraft-Kopplungsanlagen richtet 
sie sich nach dem Marktpreis im Zeitpunkt 
der Einspeisung.

b.	 Bei Biogas orientiert sie sich am Preis, den 
der Netzbetreiber für den Kauf bei einem 
Dritten zu bezahlen hätte. 

4 Die Absätze 1–3 gelten nicht, solange die 
Produzenten am Einspeisevergütungssystem 
(Art. 19) teilnehmen. 

Art. 16 Abs. 1 vierter Satz und 2
1 ...  
 
 
 
 
 
        ... Der Bundesrat erlässt Bestimmungen 
zur Definition und Eingrenzung des Orts der 
Produktion; er kann die Nutzung von An-
schlussleitungen erlauben.
2 Absatz 1 gilt auch für Betreiber von Anlagen, 
die am Einspeisevergütungssystem (Art. 19) 
teilnehmen oder einen Investitionsbeitrag nach 
dem 5. Kapitel in Anspruch nehmen.

a.	 Bei Elektrizität aus erneuerbaren Energien 
richtet sie sich nach den vermiedenen Kos-
ten des Netzbetreibers für die Beschaffung 
gleichwertiger Elektrizität. 

b.	 Für Elektrizität aus fossil und teilweise fossil 
befeuerten Wärme-Kraft-Kopplungsanlagen 
richtet sie sich nach dem Marktpreis im 
Zeitpunkt der Einspeisung. 

c.	 Bei Biogas orientiert sie sich am Preis, den 
der Netzbetreiber für den Kauf bei einem 
Dritten zu bezahlen hätte.

4 Dieser Artikel gilt nicht, solange die Produzen-
ten am Einspeisevergütungssystem nach Arti-
kel 19 teilnehmen oder Betriebskostenbeiträge 
nach Artikel 33a erhalten.

4 Die Absätze 1–3 gelten nicht, solange die 
Produzenten am Einspeisevergütungssystem 
(Art. 19) teilnehmen.

Art. 16	 Eigenverbrauch Art. 16
1 Die Betreiber von Anlagen dürfen die selbst 
produzierte Energie am Ort der Produktion 
ganz oder teilweise selber verbrauchen. Sie 
dürfen die selbst produzierte Energie auch zum 
Verbrauch am Ort der Produktion ganz oder 
teilweise veräussern. Beides gilt als Eigenver-
brauch. Der Bundesrat erlässt Bestimmungen 
zur Definition und Eingrenzung des Orts der 
Produktion.

2 Absatz 1 gilt auch für Betreiber von Anlagen, 
die am Einspeisevergütungssystem (Art. 19) 
teilnehmen oder einen Investitionsbeitrag nach 
dem 5. Kapitel oder einen Betriebskostenbei-
trag (Art. 33a) in Anspruch nehmen.

2 Streichen (= gemäss geltendem Recht)
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Geltendes Recht Bundesrat Ständerat

Art. 17 Abs. 1 erster Satz, 2, 3, 3bis und 4 zwei-
ter Satz
1 Sind am Ort der Produktion mehrere Grundei-
gentümerinnen und Grundeigentümer Endver-
braucherinnen und Endverbraucher, so können 
sie sich zum gemeinsamen Eigenverbrauch 
zusammenschliessen, sofern die gesamte 
Produktionsleistung im Verhältnis zur An-
schlussleistung des Zusammenschlusses er-
heblich ist. ... 

2 Grundeigentümerinnen und Grundeigentümer 
können einen gemeinsamen Eigenverbrauch 
am Ort der Produktion auch Endverbraucherin-
nen und Endverbrauchern anbieten, die zu 
ihnen in einem Miet- oder Pachtverhältnis ste-
hen. Sie sind für die Versorgung der am Zu-
sammenschluss Beteiligten verantwortlich.
 
 
 
 

3 Mieterinnen und Mieter oder Pächterinnen 
und Pächter haben bei der Einführung des 
gemeinsamen Eigenverbrauchs durch die 
Grundeigentümerin oder den Grundeigentümer 
die Möglichkeit: 
a.	 sich für die Grundversorgung durch den 

Netzbetreiber nach Artikel 6 des Stromver-
sorgungsgesetzes vom 23. März 20073 
(StromVG) zu entscheiden; oder 

b.	 von ihrem Recht auf Netzzugang gemäss 
Artikel 13 StromVG Gebrauch zu machen.

3bis Beteiligen sich Personen nach Absatz 3 am 
Zusammenschluss, so behalten sie ihre An-
sprüche auf Grundversorgung und Netzzu-
gang, soweit ihnen diese nach Massgabe des 
StromVG zustehen.
3		 SR 734.7

Art. 17Art. 17	 Zusammenschluss zum Eigen-
verbrauch

1 Sind am Ort der Produktion mehrere Grundei-
gentümerinnen und Grundeigentümer Endver-
braucherinnen und Endverbraucher, so können 
sie sich zum gemeinsamen Eigenverbrauch 
zusammenschliessen, sofern die gesamte 
Produktionsleistung im Verhältnis zur An-
schlussleistung am Messpunkt (Art. 18 Abs. 1) 
erheblich ist. Dazu treffen sie mit dem Anlage-
betreiber und unter sich eine Vereinbarung.

2 Grundeigentümerinnen und Grundeigentümer 
können einen gemeinsamen Eigenverbrauch 
am Ort der Produktion auch für Endverbrau-
cherinnen und Endverbraucher vorsehen, die 
zu ihnen in einem Miet- oder Pachtverhältnis 
stehen. Sie sind für die Versorgung der am 
Zusammenschluss Beteiligten verantwortlich. 
Artikel 6 oder 7 des Stromversorgungsgeset-
zes vom 23. März 2007 (StromVG) gilt sinnge-
mäss. Der Bundesrat kann in Bezug auf die 
Rechte und Pflichten nach den Artikeln 6 und 7 
StromVG Ausnahmen vorsehen.

2 Streichen (= gemäss geltendem Recht)

3 Mieterinnen oder Mieter oder Pächterinnen 
oder Pächter haben bei der Einführung des 
gemeinsamen Eigenverbrauchs durch die 
Grundeigentümerin oder den Grundeigentümer 
die Möglichkeit, sich für die Grundversorgung 
durch den Netzbetreiber nach Artikel 6 oder 7 
StromVG zu entscheiden. Sie können diesen 
Anspruch zu einem späteren Zeitpunkt nur 
noch geltend machen, wenn die Grundeigentü-
merin oder der Grundeigentümer den Pflichten 
nach Absatz 2 nicht nachkommt. Sie behalten 
grundsätzlich ihren Anspruch auf Netzzugang 
nach Artikel 13 StromVG

3 Streichen (= gemäss geltendem Recht)

3bis Streichen
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Geltendes Recht Bundesrat Ständerat

4 ...  
 
 
 
 
      ... Sie dürfen diese Kosten nicht unmittelbar 
auf Mieterinnen und Mieter oder Pächterinnen 
und Pächter überwälzen.

Art. 18 Sachüberschrift und Abs. 1 
Aussenverhältnis und weitere 
Einzelheiten

1 Nach dem Zusammenschluss sind die End-
verbraucherinnen und die Endverbraucher 
hinsichtlich des Elektrizitätsbezugs aus dem 
Netz gemeinsam wie eine einzige Endverbrau-
cherin oder ein einziger Endverbraucher zu 
behandeln. 
 
 
 

Art. 18a	 Energieeinspeisung durch den 
Bund

1 Der Bund darf Elektrizität und andere netzge-
bundene Energien, die er zur Deckung des 
Energiebedarfs seiner Verwaltungseinheiten 
produziert, zu Marktpreisen verkaufen, wenn er 
diese nicht selbst verwenden kann.

4 Die Grundeigentümerinnen und Grundeigen-
tümer haben die mit der Einführung des ge-
meinsamen Eigenverbrauchs verbundenen 
Kosten selber zu tragen, soweit sie nicht durch 
das Netznutzungsentgelt gedeckt sind (Art. 14 
StromVG). Sie dürfen diese Kosten nicht auf 
Mieterinnen und Mieter oder Pächterinnen und 
Pächter überwälzen.

Art. 18	 Verhältnis zum Netzbetreiber 
und weitere Einzelheiten

1 Nach dem Zusammenschluss verfügen die 
Endverbraucherinnen und die Endverbraucher 
gegenüber dem Netzbetreiber gemeinsam über 
einen einzigen Messpunkt wie eine Endver-
braucherin oder ein Endverbraucher. Sie sind 
gemeinsam, auch in Bezug auf die Messein-
richtung, die Messung oder den Anspruch auf 
Netzzugang nach den Artikeln 6 und 13 Strom-
VG, wie eine einzige Endverbraucherin oder 
ein einziger Endverbraucher zu behandeln.
2 Der Bundesrat kann Bestimmungen erlassen, 
insbesondere:
a.	 zur Prävention von Missbräuchen gegen-

über Mieterinnen und Mietern sowie Päch-
terinnen und Pächtern;

b.	 zu den Bedingungen, unter denen Mieterin-
nen und Mieter sowie Pächterinnen und 
Pächter Ansprüche, die sie aufgrund des 
StromVG haben, geltend machen können;

c.	 zu den Bedingungen und dem Messverfah-
ren beim Einsatz von Elektrizitätsspeichern 
im Rahmen des Eigenverbrauchs.
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2 Das UVEK schränkt solche Verkäufe ein, falls 
sie die Marktpreise wesentlich beeinflussen 
würden. 
3 Der Bundesrat regelt die Verwendung der für 
die Energieproduktion ausgestellten Herkunfts-
nachweise und der Erträge, die aus dem Ver-
kauf der Energie erzielt werden.

Art. 19 Abs. 6Art. 19	 Teilnahme am Einspeisevergü-
tungssystem

Art. 19

1 Am Einspeisevergütungssystem können die 
Betreiber von Neuanlagen teilnehmen, die sich 
für den entsprechenden Standort eignen und 
Elektrizität aus den folgenden erneuerbaren 
Energien erzeugen:
a.	 Wasserkraft;
b.	 Sonnenenergie;
c.	 Windenergie;
d.	 Geothermie;
e.	 Biomasse.

2 Eine Teilnahme ist nur möglich, soweit die 
Mittel reichen (Art. 35 und 36).

3 Als Neuanlagen gelten Anlagen, die nach 
dem 1. Januar 2013 in Betrieb genommen 
worden sind. 
4 Nicht am Einspeisevergütungssystem teilneh-
men können die Betreiber von:
a.	 Wasserkraftanlagen mit einer Leistung von 

weniger als 1 MW oder von mehr als 10 
MW; 

b.	 Photovoltaikanlagen mit einer Leistung von 
weniger als 30 kW; 

c.	 Verbrennungsanlagen für Siedlungsabfälle 
(Kehrichtverbrennungsanlagen); 

d.	 Schlammverbrennungs-, Klärgas- und De-
poniegasanlagen; 

e.	 Anlagen, die teilweise fossile Brenn- oder 
Treibstoffe nutzen.
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6 Der Bundesrat kann die Leistungsgrenze 
nach Absatz 4 Buchstabe b erhöhen. Gibt es 
eine Überschneidung mit der Einmalvergütung, 
so können die Anlagebetreiber zwischen Ein-
speisevergütung und Einmalvergütung wählen.

5 Die Betreiber von Wasserkraftanlagen, die mit 
Trinkwasserversorgungs- oder Ab
wasseranlagen verbunden sind, können auch 
am Einspeisevergütungssystem teilnehmen, 
wenn die Leistung der Anlage kleiner ist als 1 
MW. Der Bundesrat kann für weitere Wasser-
kraftanlagen Ausnahmen von dieser Untergren-
ze vorsehen, sofern sie:
a.	 innerhalb von bereits genutzten Gewässer-

strecken liegen; oder 
b.	 mit keinen neuen Eingriffen in natürliche 

Gewässer verbunden sind.

6 Der Bundesrat kann die Leistungsgrenze 
nach Absatz 4 Buchstabe b erhöhen. Gibt es 
eine Überschneidung mit der Einmalvergütung, 
so können die Anlagebetreiber zwischen Ein-
speisevergütung und Einmalvergütung wählen.

6 Streichen (= gemäss geltendem Recht)

7 Er regelt die weiteren Einzelheiten zum Ein-
speisevergütungssystem, insbesondere:
a.	 das Antragsverfahren; 
b.	 die Vergütungsdauer; 
c.	 energetische, ökologische und andere 

Mindestanforderungen; 
d.	 das vorzeitige Erlöschen des Anspruchs auf 

Teilnahme am Einspeisevergütungssystem; 
e.	 den Austritt sowie die Bedingungen für 

einen vorübergehenden Austritt aus dem 
Einspeisevergütungssystem; 

f.	 die rechnerische Weiterverteilung der ein-
gespeisten Elektrizität durch die als Mess- 
und Abrechnungseinheiten tätigen Bilanz-
gruppen; 

g.	 weitere Aufgaben der Bilanzgruppen und 
der Netzbetreiber, insbesondere eine Pflicht 
zur Abnahme und Vergütung im Rahmen 
von Artikel 21 sowie eine allfällige damit 
zusammenhängende Vorleistungspflicht.
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Gliederungstitel vor Art. 24

5. Kapitel:  
Investitionsbeitrag für Photovoltaik-, 
Wasserkraft-, Biomasse-, Windenergie- 
und Geothermieanlagen

Art. 24	 Grundsätze
1 Für Anlagen zur Erzeugung von Elektrizität 
aus erneuerbaren Energien kann, soweit die 
Mittel reichen (Art. 35 und 36), gestützt auf die 
Bestimmungen dieses Kapitels ein Investitions-
beitrag in Anspruch genommen werden.
2 Beiträge nach den Artikeln 26 Absatz 4, 27a 
Absatz 3 und 27b Absatz 3 können in Anspruch 
genommen werden für Projektierungsleistun-
gen, die ab dem 3. April 2020 vorgenommen 
werden.

Art. 25	 Investitionsbeitrag für Photovol-
taikanlagen 

1 Für die Erstellung neuer Photovoltaikanlagen 
und die erhebliche Erweiterung von Photovol-
taikanlagen kann ein Investitionsbeitrag (Ein-
malvergütung) in Anspruch genommen werden.
2 Die Einmalvergütung beträgt höchstens 
30 Prozent der bei der Inbetriebnahme  
massgeblichen Investitionskosten von Referen-
zanlagen.
3 Für Anlagen, die die gesamte produzierte 
Elektrizität einspeisen, kann die Einmalvergü-
tung in Abweichung von Absatz 2 bis zu 
60 Prozent der bei der Inbetriebnahme mass-
geblichen Investitionskosten von Referenzanla-
gen betragen.

5. Kapitel: 
Investitionsbeitrag für Photovoltaik-, 
Wasserkraft-, Biomasse-, Windenergie- 
und Geothermieanlagen

Art. 24	 Grundsätze Art. 24
Für Anlagen zur Erzeugung von Elektrizität aus 
erneuerbaren Energien kann, soweit die Mittel 
reichen (Art. 35 und 36), gestützt auf die Be-
stimmungen dieses Kapitels ein Investitionsbei-
trag in Anspruch genommen werden.

1 Streichen (= gemäss geltendem Recht)

2 Beiträge nach den Artikeln 26 Absatz 3bis, 27a 
Absatz 3 und ...

Art. 25Art. 25	 Investitionsbeitrag für Photovol-
taikanlagen

Streichen (= gemäss geltendem Recht)
1 Für die Erstellung neuer Photovoltaikanlagen 
und die erhebliche Erweiterung von Photovol-
taikanlagen kann ein Investitionsbeitrag (Ein-
malvergütung) in Anspruch genommen werden.
2 Die Einmalvergütung beträgt höchstens 
30 Prozent der bei der Inbetriebnahme 
massgeblichen Investitionskosten von Referen-
zanlagen.
3 Für Anlagen, die die gesamte produzierte 
Elektrizität einspeisen, kann die Einmalvergü-
tung in Abweichung von Absatz 2 bis zu 
60 Prozent der bei der Inbetriebnahme mass-
geblichen Investitionskosten von Referenzanla-
gen betragen.
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Art. 25a	 Auktionen für die Einmalvergü-
tung 

1 Für die Erstellung neuer Photovoltaikanlagen 
ab einer bestimmten Leistung kann der Bun-
desrat vorsehen, dass die Höhe der Einmalver-
gütung durch Auktionen bestimmt wird.
2 Für Anlagen, die die gesamte produzierte 
Elektrizität einspeisen, und für Anlagen, die 
vom Eigenverbrauch gemäss Artikel 16 Ge-
brauch machen, kann der Bundesrat je separa-
te Auktionen mit unterschiedlichen Bedingun-
gen vorsehen.
3 Der Vergütungssatz pro Kilowatt Leistung ist 
das Hauptkriterium für den Zuschlag. Der Bun-
desrat kann einen besonderen Beitrag zur 
Stromproduktion im Winter als weiteres Kriteri-
um vorsehen.
4 Er kann vorsehen, dass eine Sicherheitsleis-
tung von bis zu 10 Prozent dessen zu hinterle-
gen ist, was die Einmalvergütung für die ge-
samte gebotene Leistung betragen würde, und 
deren Verwendung regeln.
5 Er kann Sanktionen von bis zu 10 Prozent 
dessen vorsehen, was die Einmalvergütung für 
die gesamte gebotene Leistung betragen wür-
de, insbesondere für den Fall, dass ein Projekt:
a.	 nicht innerhalb der gesetzten Frist realisiert 

wird;
b.	 die im Angebot, für das die Auktionsteilneh-

merin oder der Auktionsteilnehmer den 
Zuschlag erhalten hat, zugesicherten Ziele 
nicht oder nur teilweise erreicht;

c.	 die im Angebot, für das die Auktionsteilneh-
merin oder der Auktionsteilnehmer den 
Zuschlag erhalten hat, zugesicherten Ei-
genschaften nicht oder nur teilweise auf-
weist.

Art. 25a	 Auktionen für die Einmalvergü-
tung

Art. 25a

Streichen (= gemäss geltendem Recht)
1 Für die Erstellung neuer Photovoltaikanlagen 
ohne Eigenverbrauch ab einer Leistung von 
150 kW kann der Bundesrat vorsehen, dass 
die Höhe der Einmalvergütung durch Auktionen 
bestimmt wird. Sie darf die Investitionsbeiträge 
nach Artikel 25 nicht übersteigen.

2 Der Vergütungssatz pro Kilowatt Leistung ist 
das Hauptkriterium für den Zuschlag. Der Bun-
desrat kann weitere Kriterien vorsehen.

3 Der Bundesrat kann vorsehen, dass eine 
Sicherheitsleistung von bis zu 10 Prozent des-
sen zu hinterlegen ist, was die Einmalvergü-
tung für die gesamte gebotene Leistung betra-
gen würde, und deren Verwendung regeln.
4 Er kann Sanktionen von bis zu 10 Prozent 
dessen vorsehen, was die Einmalvergütung für 
die gesamte gebotene Leistung betragen wür-
de, insbesondere für den Fall, dass ein Projekt:
a.	 nicht innerhalb der gesetzten Frist realisiert 

wird;
b.	 die im Angebot, für das die Auktionsteilneh-

merin oder der Auktionsteilnehmer den 
Zuschlag erhalten hat, zugesicherten Ziele 
nicht oder nur teilweise erreicht;

c.	 die im Angebot, für das die Auktionsteilneh-
merin oder der Auktionsteilnehmer den 
Zuschlag erhalten hat, zugesicherten Ei-
genschaften nicht oder nur teilweise auf-
weist.
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Art. 26	 Investitionsbeitrag für Wasser-
kraftanlagen

1 Ein Investitionsbeitrag kann in Anspruch ge-
nommen werden für:
a.	 die Erstellung neuer Wasserkraftanlagen 

mit einer Leistung von mindestens 1 MW;
b.	 die erhebliche Erweiterung von Anlagen, 

die nach der Erweiterung eine Leistung von 
mindestens 300 kW aufweisen; 

c.	 die erhebliche Erneuerung von Anlagen, die 
nach der Erneuerung eine Leistung von 
mindestens 300 kW und höchstens 5 MW 
aufweisen. 

2 Kein Anspruch auf einen Investitionsbeitrag 
besteht für den Anteil der Anlage, der dem 
Umwälzbetrieb dient. Der Bundesrat kann 
Ausnahmen vorsehen, wenn ein ausgewiese-
ner Bedarf an zusätzlichen Speicherkapazitä-
ten besteht, um erneuerbare Energien integrie-
ren zu können. 
3 Der Investitionsbeitrag beträgt:
a.	 höchstens 60 Prozent der anrechenbaren 

Investitionskosten: für Anlagen nach Ab-
satz 1 Buchstaben a und b mit einer Leis-
tung von bis zu 10 MW;

b.	 höchstens 40 Prozent der anrechenbaren 
Investitionskosten für:
1.	 Anlagen nach Absatz 1 Buchstaben a 

und b mit einer Leistung von über 10 
MW,

2.	 Anlagen nach Absatz 1 Buchstabe c.
4 Für die Projektierung neuer Wasserkraftanla-
gen oder die erhebliche Erweiterung von Was-
serkraftanlagen kann ein Beitrag in Anspruch 
genommen werden, wenn die neue oder die 
erweiterte Anlage die Anforderungen nach 
Absatz 1 Buchstaben a und b erfüllt. Er beträgt 
höchstens 40 Prozent der anrechenbaren Pro-
jektierungskosten und wird von einem allfälli-
gen Beitrag nach Absatz 1 in Abzug gebracht.

Art. 26Art. 26	 Investitionsbeitrag für Wasser-
kraftanlagen

1 Ein Investitionsbeitrag kann in Anspruch ge-
nommen werden für:

1 Streichen (= gemäss geltendem Recht)

a.	 die Erstellung neuer Wasserkraftanlagen 
mit einer Leistung von mindestens 1 MW;

b.	 erhebliche Erweiterungen von Anlagen, die 
nach der Erweiterung eine Leistung von 
mindestens 300 kW aufweisen;

c.	 erhebliche Erneuerungen von Anlagen, die 
nach der Erneuerung eine Leistung von 
mindestens 300 kW aufweisen.

2 Kein Anspruch auf einen Investitionsbeitrag 
besteht für den Anteil der Anlage, der dem 
Umwälzbetrieb dient. Der Bundesrat kann 
Ausnahmen vorsehen, wenn ein ausgewiese-
ner Bedarf an zusätzlichen Speicherkapazitä-
ten besteht, um erneuerbare Energien integrie-
ren zu können.

2 Streichen (= gemäss geltendem Recht)

3 Der Investitionsbeitrag beträgt: 3 Streichen (= gemäss geltendem Recht)
a.	 höchstens 60 Prozent der anrechenbaren 

Investitionskosten: für Anlagen nach Ab-
satz 1 Buchstaben a und b;

b.	 höchstens 40 Prozent der anrechenbaren 
Investitionskosten: für Anlagen nach Ab-
satz 1 Buchstabe c.

3bis Für die Projektierung ...
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5 Die Leistungsuntergrenzen nach Absatz 1 
gelten nicht für Nebennutzungsanlagen.
6 Der Bundesrat kann weitere Wasserkraftanla-
gen von den Leistungsuntergrenzen nach Ab-
satz 1 ausnehmen, sofern sie:
a.	 innerhalb von bereits genutzten Gewässer-

strecken liegen; oder
b.	 mit keinen neuen Eingriffen in natürliche 

oder ökologisch wertvolle Gewässer ver-
bunden sind.

5 Streichen (= gemäss geltendem Recht)4 Die Leistungsuntergrenzen nach Absatz 1 
gelten nicht für Nebennutzungsanlagen.

6 Streichen5 Der Bundesrat kann weitere Wasserkraftanla-
gen von den Leistungsuntergrenzen nach Ab-
satz 1 ausnehmen, sofern sie:
a.	 innerhalb von bereits genutzten Gewässer-

strecken liegen; oder
b.	 mit keinen neuen Eingriffen in natürliche 

oder ökologisch wertvolle Gewässer ver-
bunden sind.

Art. 26b	 ∇	 Ausgabenbremse
(Das qualifizierte Mehr wurde erreicht)
1 Der Bundesrat kann für neue oder erweiterte 
Pumpspeicherwerke anstelle der gleitenden 
Marktprämie eine Cost-plus Lösung oder In-
vestitionsbeiträge bis 60 Prozent der Investiti-
onskosten vorsehen.
2 Der nationale Netzbetreiber erhält die Kompe-
tenz, zur Förderung von neuen Pumpspeicher-
werken im Inland langfristige Bezugsverträge 
einzugehen. Die Kosten sind anrechenbare 
Netzkosten.
3 Dient es der Förderung des grenzüberschrei-
tenden Stromaustauschs, fördert es die inter-
nationale Netzstabilität oder ist es im nationa-
len Interesse, bleibt eine Beteiligung an einem 
neuen Pumpspeicherwerk durch ausländische 
Netzbetreiber oder Stromproduzenten aus-
drücklich vorbehalten.  
4 Der Bundesrat bestimmt die Einzelheiten.
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Art. 27	 Investitionsbeitrag für Biomasse-
anlagen

1 Für die Erstellung neuer Biomasseanlagen 
und die erhebliche Erweiterung oder Erneue-
rung von Biomasseanlagen kann ein Investiti-
onsbeitrag in Anspruch genommen werden.
2 Er beträgt höchstens 60 Prozent der anre-
chenbaren Investitionskosten.
3 Kein Investitionsbeitrag kann in Anspruch 
genommen werden für:
a.	 Verbrennungsanlagen für Siedlungsabfälle 

(Kehrichtverbrennungsanlagen);
b.	 Schlammverbrennungs-, Klärgas- und De-

poniegasanlagen;
c.	 Anlagen, die teilweise fossile Brenn- oder 

Treibstoffe nutzen.

Art. 27a	 Investitionsbeitrag für Windener-
gieanlagen

1 Für die Erstellung neuer Windenergieanlagen 
mit einer Leistung von mindestens  
2 MW kann ein Investitionsbeitrag in Anspruch 
genommen werden.
2 Er beträgt höchstens 60 Prozent der anre-
chenbaren Investitionskosten.
3 Für die Projektierung neuer Windenergieanla-
gen kann ein Beitrag in Anspruch genommen 
werden. Er beträgt höchstens 40 Prozent der 
anrechenbaren Projektierungskosten und wird 
von einem allfälligen Beitrag nach Absatz 1 in 
Abzug gebracht.

Art. 27b	 Investitionsbeiträge für Geother-
mieanlagen

1 Ein Investitionsbeitrag kann in Anspruch ge-
nommen werden für:
a.	 die Prospektion von geothermischen Res-

sourcen;
b.	 die Erschliessung von geothermischen 

Ressourcen;

Art. 27	 Investitionsbeitrag für Biomasse-
anlagen 

Art. 27
Streichen (= gemäss geltendem Recht)

1 Für die Erstellung neuer Biomasseanlagen 
und erhebliche Erweiterungen oder Erneuerun-
gen von Biomasseanlagen kann ein Investiti-
onsbeitrag in Anspruch genommen werden. 
2 Er beträgt höchstens 60 Prozent der anre-
chenbaren Investitionskosten.
3 Für Anlagen, die teilweise fossile Brenn- oder 
Treibstoffe nutzen, kann kein Investitionsbei-
trag in Anspruch genommen werden.

Art. 27a	 Investitionsbeitrag für Windener-
gieanlagen

Art. 27a

1 Für die Erstellung neuer Windenergieanlagen 
mit einer Leistung von mindestens 2 MW kann 
ein Investitionsbeitrag in Anspruch genommen 
werden.

1 Streichen (= gemäss geltendem Recht)

2 Er beträgt höchstens 60 Prozent der anre-
chenbaren Investitionskosten.

2 Streichen (= gemäss geltendem Recht)

Art. 27b	 Investitionsbeiträge für Geother-
mieanlagen

Art. 27b

1 Ein Investitionsbeitrag kann in Anspruch ge-
nommen werden für:

1 Streichen (= gemäss geltendem Recht)

a.	 die Prospektion von geothermischen Res-
sourcen;

b.	 die Erschliessung von geothermischen 
Ressourcen;
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c.	 die Erstellung neuer Geothermieanlagen.
2 Jeder Beitrag beträgt höchstens 60 Prozent 
der anrechenbaren Investitionskosten.
3 Für die Projektierung neuer Geothermieanla-
gen kann ein Beitrag in Anspruch genommen 
werden. Er beträgt höchstens 40 Prozent der 
anrechenbaren Projektierungskosten und wird 
von einem allfälligen Beitrag nach Absatz 1 
Buchstabe c in Abzug gebracht.

Art. 28 Abs. 1 und 2

1 Wer beabsichtigt, einen Investitionsbeitrag 
nach den Artikeln 26–27b in Anspruch zu neh-
men, darf mit den Bau-, Erweiterungs- oder 
Erneuerungsarbeiten erst beginnen, nachdem 
das BFE eine Zusicherung abgegeben hat. 
Das BFE kann einen früheren Baubeginn be-
willigen.
2 Wer ohne Zusicherung und ohne Bewilligung 
eines früheren Baubeginns mit den Bau-, Er-
weiterungs- oder Erneuerungsarbeiten einer 
Anlage beginnt, erhält keinen solchen Investiti-
onsbeitrag.

c.	 die Erstellung neuer Geothermieanlagen.
2 Jeder Beitrag beträgt höchstens 60 Prozent 
der anrechenbaren Investitionskosten.

2 Streichen (= gemäss geltendem Recht)

Art. 28	 Baubeginn Art. 28
Streichen (= gemäss geltendem Recht)

1 Wer beabsichtigt, einen Investitionsbeitrag 
nach den Artikeln 26–27b in Anspruch zu neh-
men, darf mit den Bau-, Erweiterungs- oder 
Erneuerungsarbeiten erst beginnen, nachdem 
das BFE eine Zusicherung abgegeben hat. 
Das BFE kann einen früheren Baubeginn be-
willigen.
2 Wer ohne Zusicherung und ohne Bewilligung 
eines früheren Baubeginns mit den Bau-, Er-
weiterungs- oder Erneuerungsarbeiten einer 
Anlage beginnt, erhält keinen solchen Investiti-
onsbeitrag.
3 Der Bundesrat kann diese Regeln auf die 
Einmalvergütung für Photovoltaikanlagen ab 
einer bestimmten Leistung ausdehnen.
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Art. 29 Sachüberschrift, Abs. 1 Einleitungssatz, 
2 und 3 Einleitungssatz sowie Bst. bbis und h–k
	 Einzelheiten

1 Der Bundesrat regelt die Einzelheiten für die 
Investitionsbeiträge nach diesem Kapitel, ins-
besondere:

2 Bei der Festlegung der Ansätze orientiert sich 
der Bundesrat an den ungedeckten Kosten für 
die Erstellung neuer Anlagen oder die Erweite-
rung oder Erneuerung bestehender Anlagen.
3 Der Bundesrat kann zudem insbesondere 
vorsehen:

bbis. eine konkrete Prüfung und Beurteilung 
einzelner Gesuche, wenn Anhaltspunkte 
vorliegen, dass bei einer Anlage keine un-
gedeckten Kosten vorliegen;

Art. 29	 Einzelheiten Art. 29

Streichen (= gemäss geltendem Recht)
1 Der Bundesrat regelt die Einzelheiten für die 
Investitionsbeiträge nach diesem Kapitel, ins-
besondere:
a.	 das Antragsverfahren;
b.	 die Ansätze für die Einmalvergütung und für 

die Investitionsbeiträge, einschliesslich der 
anrechenbaren Kosten, wobei er für die 
verschiedenen Technologien unterschiedli-
che Berechnungsmethoden vorsehen kann;

c.	 die periodische Überprüfung und Anpas-
sung dieser Ansätze;

d.	 die Kriterien, anhand derer beurteilt wird, ob 
eine Erweiterung oder Erneuerung einer 
Anlage erheblich ist;

e.	 die Kriterien, anhand derer Neuanlagen von 
erheblichen Erweiterungen oder Erneuerun-
gen unterschieden werden.

2 Bei der Festlegung der Ansätze orientiert sich 
der Bundesrat an den ungedeckten Kosten für 
die Erstellung neuer Anlagen oder die Erweite-
rung oder Erneuerung bestehender Anlagen.
3 Der Bundesrat kann zudem insbesondere 
vorsehen:
a.	 energetische, ökologische und andere 

Mindestanforderungen;

b.	 die Anforderungen an den Betrieb und die 
Betriebstüchtigkeit der Anlagen;

bbis. eine konkrete Prüfung und Beurteilung 
einzelner Gesuche, wenn Anhaltspunkte 
vorliegen, dass bei einer Anlage keine un-
gedeckten Kosten vorliegen;

c.	 eine Rückforderung der Einmalvergütung 
oder der Investitionsbeiträge, namentlich 
wenn die Bedingungen des Energiemarktes 
zu einer übermässigen Rentabilität führen;
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h.	 unterschiedliche Kategorien innerhalb der 
einzelnen Technologien;

i.	 Ansätze nach dem Referenzanlagenprinzip 
für Investitionsbeiträge nach den Arti-
keln 26–27b bei bestimmten Leistungsklas-
sen;

j.	 die Herabsetzung der Obergrenze nach 
Artikel 26 Absatz 1 Buchstabe c;

k.	 die Pflicht für Projektanten, die einen Inves-
titionsbeitrag nach diesem Kapitel erhalten, 
dem Bund Daten und Informationen, die im 
öffentlichen Interesse stehen, zur Verfü-
gung zu stellen.

d.	 die für eine Einmalvergütung nötige Min-
destgrösse einer Anlage;

e.	 Höchstbeiträge;
f.	 einen Ausschluss oder eine Kürzung der 

Einmalvergütung oder der Investitionsbei-
träge, wenn anderweitig eine Finanzhilfe 
ausgerichtet wurde;

g.	 eine Mindestdauer, während der ein Betrei-
ber für eine Anlage, für die er schon eine 
Einmalvergütung oder einen Investitionsbei-
trag erhalten hat, nicht erneut eine solche 
oder einen solchen in Anspruch nehmen 
kann.

h.	 unterschiedliche Kategorien innerhalb der 
einzelnen Technologien;

i.	 Ansätze nach dem Referenzanlagenprinzip 
für Investitionsbeiträge nach den Arti-
keln 26–27b bei bestimmten Leistungsklas-
sen;

j.	 die Pflicht für Projektanten, die einen Inves-
titionsbeitrag nach diesem Kapitel erhalten, 
dem Bund Daten und Informationen, die im 
öffentlichen Interesse stehen, zur Verfü-
gung zu stellen.

5a. Kapitel: Gleitende Marktprämie für 
die Einspeisung von Elektrizität aus 
erneuerbaren Energien
Art. 29a	         Teilnahme am System der glei- 
	         tenden Marktprämie
∇   Ausgabenbremse 
(Das qualifizierte Mehr wurde erreicht)
1 Für nachfolgend aufgeführte neue, erheblich 
erweiterte oder erheblich erneuerte Anlagen 
zur Erzeugung von Elektrizität aus erneuerba-
ren Energien kann, soweit die Mittel reichen 
(Art. 35 und 36), gestützt auf die Bestimmun-
gen dieses Kapitels eine gleitende Marktprämie 
in Anspruch genommen werden:
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a.	 Neue Wasserkraftanlagen mit einer Leis-
tung ab 1 MW, die nicht überwiegend dem 
Umwälzbetrieb dienen;

b.	 Erhebliche Erweiterungen und Erneuerun-
gen von Wasserkraftanlagen, wenn diese 
nach der Erweiterung oder Erneuerung eine 
Leistung von mindestens 300 kW aufwei-
sen; 

c.	 Photovoltaikanlagen ohne Eigenverbrauch 
mit einer Leistung ab 150 kW;

d.	 Windenergieanlagen;
e.	 Biomasseanlagen.

2 Als neue Anlagen gelten Anlagen, die nach 
dem Inkrafttreten der Änderungen vom … in 
Betrieb genommen werden.
3 Kein Anspruch auf eine gleitende Marktprämie 
besteht für:
a.	 Verbrennungsanlagen für Siedlungsabfälle 

(Kehrichtverbrennungsanlagen);
b.	 Schlammverbrennungs-, Klärgas- und De-

poniegasanlagen;
c.	 Anlagen, die teilweise fossile Brenn- oder 

Treibstoffe nutzen.
4 Für Ausnahmen von der Untergrenze bei 
Wasserkraftanlagen (Abs. 1 Bst. a und b) gel-
ten die Absätze 4 und 5 von Artikel 26.
5 Der Bundesrat regelt die weiteren Einzelhei-
ten, insbesondere:
a.	 das Antragsverfahren;
b.	 die Vergütungsdauer;
c.	 energetische, ökologische und andere 

Mindestanforderungen für Biomasseanla-
gen;

d.	 das vorzeitige Erlöschen des Anspruchs auf 
die gleitende Marktprämie;

e.	 den Austritt aus dem System der gleitenden 
Marktprämie;
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f.	 die rechnerische Weiterverteilung der ein-
gespeisten Elektrizität durch die als Mess- 
und Abrechnungseinheiten tätigen Bilanz-
gruppen;

g.	 weitere Aufgaben der Bilanzgruppen und 
der Netzbetreiber, insbesondere eine Pflicht 
zur Abnahme und Vergütung im Rahmen 
von Artikel 21 sowie eine allfällige damit 
zusammenhängende Vorleistungspflicht.

Art. 29b	 Wahlrecht
1 Betreiber von Anlagen, für die sowohl An-
spruch auf Teilnahme am System der gleiten-
den Marktprämie als auch auf einen Investiti-
onsbeitrag besteht, können wählen, ob sie am 
System der gleitenden Marktprämie teilnehmen 
oder einen Investitionsbeitrag in Anspruch 
nehmen wollen.
2 Entscheiden sie sich für die Teilnahme am 
System der gleitenden Marktprämie, müssen 
sie in Anspruch genommene Investitionsbeiträ-
ge (Art. 24) dem Netzzuschlagsfond (Art. 37) 
zurückerstatten.

Art. 29c	 Teilweise Teilnahme und Refe-
renz-Marktpreis

1 Die Bestimmungen zur teilweisen Teilnahme 
(Art. 20) und zum Referenz-Marktpreis (Art. 23) 
im Einspeisevergütungssystem gelten sinnge-
mäss auch für das System der gleitenden 
Marktprämie.
2 Bei der Festlegung des Referenz-Marktprei-
ses kann der Bundesrat auch mögliche Zusat-
zerlöse berücksichtigen.

Art. 29d	 Direktvermarktung
1 Für den Verkauf der Elektrizität im System der 
gleitenden Marktprämie gelten die Absätze 1–4 
von Artikel 21 sinngemäss.
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2 Übersteigt der Referenz-Marktpreis den Ver-
gütungssatz, so steht der übersteigende Teil 
dem Netzzuschlagsfonds (Art. 37) zu.
3 In den Monaten Dezember bis März kann der 
Betreiber 20 bis 40 Prozent des übersteigen-
den Teils einbehalten. Der Bundesrat setzt den 
dem Betreiber zustehenden Teil fest.

Art. 29e	 Vergütungssatz
1 Der Vergütungssatz orientiert sich an den bei 
der Inbetriebnahme einer Anlage massgebli-
chen und angemessenen Gestehungskosten.
2 Für einzelne Technologien oder Anlagetypen 
kann der Bundesrat vorsehen, dass sich der 
Vergütungssatz an den bei der Inbetriebnahme 
einer Anlage massgeblichen Gestehungskos-
ten von Referenzanlagen orientiert. Die Refe-
renzanlagen entsprechen der jeweils effizien-
testen Technologie; diese muss langfristig 
wirtschaftlich sein.
3 Für Photovoltaikanlagen ab einer bestimmen 
Leistung kann der Vergütungssatz mittels Auk-
tionen festgesetzt werden. Für verschiedene 
Kategorien können je separate Auktionen 
durchgeführt werden.
4 Der Vergütungssatz bleibt während der gan-
zen Vergütungsdauer gleich.
5 Der Bundesrat erlässt Ausführungsbestim-
mungen, insbesondere über:
a.	 die Festsetzung der Vergütungssätze je 

Erzeugungstechnologie, Kategorie und 
Leistungsklasse;

b.	 die Vergütungssätze für Technologien oder 
Anlagetypen die sich an den Gestehungs-
kosten von Referenzanlagen orientieren;

c.	 Ausnahmen vom Grundsatz nach Absatz 4, 
insbesondere über die Anpassung der Ver-
gütungssätze für bereits am System der 
gleitenden Marktprämie teilnehmende Anla-
gen, wenn bei der jeweiligen Anlage oder 
Referenzanlage übermässige Gewinne 
oder übermässige Verluste erzielt werden.
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Art. 30 Abs. 4 Bst. e

4 Der Bundesrat regelt die Einzelheiten, insbe-
sondere:

Art. 30	 Marktprämie für Elektrizität aus 
Grosswasserkraftanlagen

Art. 30
Streichen (= gemäss geltendem Recht)

1 Die Betreiber von Grosswasserkraftanlagen 
mit einer Leistung von mehr als 10 MW können 
für die Elektrizität aus diesen Anlagen, die sie 
am Markt unter den Gestehungskosten verkau-
fen müssen, eine Marktprämie in Anspruch 
nehmen, soweit die Mittel reichen (Art. 35 und 
36). Die Marktprämie soll die nicht gedeckten 
Gestehungskosten ausgleichen, beträgt aber 
höchstens 1,0 Rappen/kWh.
2 Müssen nicht die Betreiber selbst das Risiko 
nicht gedeckter Gestehungskosten tragen, 
sondern ihre Eigner, so steht diesen anstelle 
der Betreiber die Marktprämie zu, sofern die 
Betreiber diese Risikotragung bestätigen. Müs-
sen nicht die Eigner ihrerseits das Risiko nicht 
gedeckter Gestehungskosten tragen, sondern 
Elektrizitätsversorgungsunternehmen, weil sie 
vertraglich zum Bezug der Elektrizität zu Ge-
stehungskosten oder ähnlichen Konditionen 
verpflichtet sind, so steht diesen Unternehmen 
anstelle der Eigner die Marktprämie zu, sofern 
die Eigner diese Risikotragung bestätigen. 
3 Die Berechtigten stellen im gleichen Gesuch 
Antrag für sämtliche zur Marktprämie berechti-
gende Elektrizität in ihrem Portfolio, auch wenn 
diese von verschiedenen Anlagen oder Betrei-
bern stammt.
4 Der Bundesrat regelt die Einzelheiten, insbe-
sondere:
a.	 die Ermittlung von Referenzpreisen, die als 

Marktpreis heranzuziehen sind und die 
auch für ausserbörslich gehandelte Elektri-
zität gelten;

b.	 eine allfällige Berücksichtigung weiterer 
relevanter Erlöse;

c.	 die anrechenbaren Kosten und deren Er-
mittlung;

d.	 eine allfällige Delegation an das BFE zur 
näheren Bestimmung der gesamten Erlöse 
und Kosten, einschliesslich der Kapitalkos-
ten;
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e.	 die Abgrenzung zum Investitionsbeitrag für 
erhebliche Erweiterungen (Art. 26 Abs. 1 
Bst. b);

 

Art. 32 Abs. 2

2 Er kann in Ergänzung zu Absatz 1 
schweizweite Programme für die direkte Aus-
schreibung von Massnahmen nach Absatz 1 
Buchstabe a vorsehen.

e.	 die Abgrenzung zum Investitionsbeitrag für 
erhebliche Erweiterungen (Art. 26 Abs. 1 
Bst. b);

f.	 das Verfahren, einschliesslich der einzurei-
chenden Unterlagen, die Auszahlungsmo-
dalitäten und die Zusammenarbeit zwi-
schen dem BFE und der Eidgenössischen 
Elektrizitätskommission (ElCom);

g.	 Offenlegungspflichten von nicht selber 
anspruchsberechtigten Betreibern und 
Eignern; 

h.	 die spätere ganze oder teilweise Rückfor-
derung der Marktprämie, insbesondere 
wegen unrichtiger oder unvollständiger 
Angaben.

Art. 32	 Wettbewerbliche Ausschreibun-
gen für Effizienzmassnahmen

Art. 32	 ∇	 Ausgabenbremse (Abs. 2)
(Das qualifizierte Mehr wurde erreicht)

Der Bundesrat sieht wettbewerbliche Aus-
schreibungen für Effizienzmassnahmen vor, 
insbesondere für Massnahmen:
a.	 zur Förderung des sparsamen und effizien-

ten Umgangs mit Elektrizität in Gebäuden, 
Anlagen, Unternehmen und Fahrzeugen;

b.	 zur Reduktion von Umwandlungsverlusten 
bei elektrischen Anlagen zur Elektrizitäts-
produktion und -verteilung;

c.	 zur Nutzung nicht anders nutzbarer Abwär-
me für die Elektrizitätsproduktion.
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Art. 33	 Geothermie-Garantien

1 Zur Risikoabsicherung von Investitionen im 
Rahmen der Prospektion und der Er-
schliessung von geothermischen Ressourcen 
sowie der Errichtung von Geothermieanlagen 
zur Produktion von Elektrizität können Garanti-
en geleistet werden. Ihre Höhe beträgt höchs-
tens 60 Prozent der anrechenbaren Investiti-
onskosten.
2 Für ein Geothermieprojekt kann nicht gleich-
zeitig eine Garantie nach Absatz 1 und ein 
Beitrag nach Artikel 27b Absatz 1 in Anspruch 
genommen werden.
3 Der Bundesrat regelt die Einzelheiten, insbe-
sondere die anrechenbaren Investitionskosten 
und das Verfahren.

Art. 33Art. 33	 Geothermie-Garantien
Streichen (= gemäss geltendem Recht)

1 Zur Risikoabsicherung von Investitionen im 
Rahmen der Prospektion und der Er-
schliessung von geothermischen Ressourcen 
sowie der Errichtung von Geothermieanlagen 
zur Produktion von Elektrizität können Garanti-
en geleistet werden. Ihre Höhe beträgt höchs-
tens 60 Prozent der anrechenbaren Investiti-
onskosten.
2 Für ein Geothermieprojekt kann nicht gleich-
zeitig eine Garantie nach Absatz 1 und ein 
Beitrag nach Artikel 27b Absatz 1 in Anspruch 
genommen werden.
3 Der Bundesrat regelt die Einzelheiten, insbe-
sondere die anrechenbaren Investitionskosten 
und das Verfahren.

Art. 33a	 Betriebskostenbeitrag für Bio-
masseanlagen

1 Für Biomasseanlagen kann, soweit die Mittel 
reichen (Art. 35 und 36), ein Beitrag für die 
Betriebskosten in Anspruch genommen wer-
den.
2 Der Betriebskostenbeitrag bestimmt sich 
nach dem Beitragssatz abzüglich des Refe-
renz-Marktpreises und wird pro Kilowattstunde 
eingespeiste Elektrizität entrichtet.
3 Der Bundesrat legt die Höhe des Beitragssat-
zes je Kategorie und Leistungsklasse fest; er 
orientiert sich dabei an den Betriebskosten von 
Referenzanlagen und berücksichtigt mögliche 
Erlöse. Der Beitragssatz kann den Verhältnis-
sen angepasst werden.
4 Der Bundesrat kann zudem insbesondere 
vorsehen:
a.	 energetische, ökologische und andere 

Mindestanforderungen;
b.	 Höchstbeiträge;
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Art. 35 Abs. 2 Bst. d und g sowie 4
 
 
 
 
 
 
 

2 Mit dem Netzzuschlag werden finanziert:

d.	 die Investitionsbeiträge nach dem 5. Kapi-
tel;

c.	 den Ausschluss von Anlagen, deren Be-
triebskosten anderweitig gedeckt werden 
können.

5 Kein Betriebskostenbeitrag kann in Anspruch 
genommen werden für:
a.	 Verbrennungsanlagen für Siedlungsabfälle 

(Kehrichtverbrennungsanlagen);
b.	 Schlammverbrennungs-, Klärgas- und De-

poniegasanlagen;
c.	 Anlagen, die teilweise fossile Brenn- oder 

Treibstoffe nutzen.

Art. 35	 Erhebung und Verwendung Art. 35
1 Die Vollzugsstelle gemäss Artikel 64 erhebt 
von den Netzbetreibern einen Zuschlag auf 
dem Netznutzungsentgelt für das Übertra-
gungsnetz (Netzzuschlag) und legt ihn in den 
Netzzuschlagsfonds (Art. 37) ein. Die Netzbe-
treiber können den Netzzuschlag auf die End-
verbraucherinnen und Endverbraucher über-
wälzen.

2 ...2 Mit dem Netzzuschlag werden finanziert:

a.	 die Einspeiseprämie nach Artikel 21 im 
Einspeisevergütungssystem und die damit 
verbundenen Abwicklungskosten;

b.	 die nicht durch Marktpreise gedeckten 
Kosten für Einspeisevergütungen nach 
bisherigem Recht;

c.	 die nicht durch Marktpreise gedeckten 
Kosten für die Mehrkosten-Vergütungen 
nach Artikel 73 Absatz 4;

d.	 Streichen (= gemäss geltendem Recht)d.	 die Investitionsbeiträge nach dem 5. Kapi-
tel;

dbis.	 die Einmalvergütung nach Artikel 71a 
Absatz 4;

dter.die gleitende Marktprämie nach dem 5a. 
Kapitel;
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g.	 die Verluste aus Geothermie-Garantien 
nach Artikel 33;

4 Die Vollzugsstelle erhebt auch den Zuschlag 
für die Stromproduktion im Winter (Winterzu-
schlag) nach Artikel 9bis StromVG4.

4		 SR 734.7

dquater.die gleitende Marktprämie und die Projek-
tierungsbeiträge nach Artikel 9bis Absatz 2 
Buchstabe b StromVG;

dquinquies.die Investitionsbeiträge gemäss Artikel 
9ter Absatz 2 StromVG; 

e.	 die Marktprämie für Elektrizität aus Gross-
wasserkraftanlagen nach Artikel 30;

f.	 die Kosten der wettbewerblichen Ausschrei-
bungen nach Artikel 32;

g.	 die Verluste aus Geothermie-Garantien 
nach Artikel 33;

g.	 Streichen (= gemäss geltendem Recht)

h.	 die Entschädigung nach Artikel 34;
hbis.die Betriebskostenbeiträge nach Arti-

kel 33a;
i.	 die jeweiligen Vollzugskosten, insbesonde-

re die notwendigen Kosten der Vollzugsstel-
le;

j.	 die Kosten des BFE, die diesem aus seinen 
Aufgaben gegenüber der Vollzugsstelle 
entstehen.

3 Der Netzzuschlag beträgt höchstens 2,3 Rap-
pen/kWh. Der Bundesrat legt ihn bedarfsge-
recht fest.
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Art. 36	 Begrenzung für einzelne Ver-
wendungen und Warteliste

1 Beim Einsatz der Mittel für die einzelnen Ver-
wendungen sind die folgenden Höchstanteile 
zu beachten:
a.	 ein Höchstanteil von je 0,1 Rappen/kWh für 

die: 
1.	 wettbewerblichen Ausschreibungen,
2.	 Geothermie-Investitionsbeiträge und 

-Garantien,
3.	 Entschädigung nach Artikel 34;

b.	 ein Höchstanteil von 0,2 Rappen/kWh für 
die Investitionsbeiträge nach Artikel 26 
Absatz 1 für Wasserkraftanlagen mit einer 
Leistung von mehr als 10 MW.

 
 

2 Das BFE legt jährlich die Mittel fest, die für 
Photovoltaikanlagen eingesetzt werden (Photo-
voltaik-Kontingent). Es kann auch für die übri-
gen Technologien Kontingente festlegen. Es 
strebt dabei einen kontinuierlichen Zubau an 
und trägt der Kostenentwicklung Rechnung.
3 Der Bundesrat regelt die Folgen der Begren-
zungen nach diesem Artikel. Er kann für die 
Investitionsbeiträge nach dem 5. Kapitel Warte-
listen vorsehen. Für deren Abbau kann er auch 
andere Kriterien als das Anmeldedatum vorse-
hen.

Art. 36Art. 36	 Begrenzung für einzelne Ver-
wendungen und Warteliste

1 Beim Einsatz der Mittel für die einzelnen Ver-
wendungen sind die folgenden Höchst- 
anteile zu beachten:

1 Streichen (= gemäss geltendem Recht), 
ausser:

a.	 ein Höchstanteil von je 0,1 Rappen/kWh für 
die:

a.	 ...

1.	 wettbewerblichen Ausschreibungen,
2.	 Geothermie-Investitionsbeiträge und 

-Garantien,
3.	 Entschädigung nach Artikel 34;

4.	 die Investitionsbeiträge nach Art. 9ter 
Absatz 2 StromVG;

b.	 ein Höchstanteil von 0,2 Rappen/kWh für 
die Investitionsbeiträge nach Artikel 26 
Absatz 1 für Wasserkraftanlagen mit einer 
Leistung von mehr als 10 MW; 

c.	 ein Höchstanteil von 0,2 Rappen/kWh für 
die Marktprämie für Elektrizität aus Gross-
wasserkraftanlagen.

2 Das BFE legt jährlich die Mittel fest, die für 
Photovoltaikanlagen eingesetzt werden (Photo-
voltaik-Kontingent). Es kann auch für die übri-
gen Technologien Kontingente festlegen. Es 
strebt dabei einen kontinuierlichen Zubau an 
und trägt der Kostenentwicklung Rechnung.

2 Streichen (= gemäss geltendem Recht)

3 Der Bundesrat regelt die Folgen der Begren-
zungen nach diesem Artikel. Er kann für die 
Investitionsbeiträge nach dem 5. Kapitel Warte-
listen vorsehen. Für deren Abbau kann er auch 
andere Kriterien als das Anmeldedatum vorse-
hen.

3 ... 
                                          ... Er kann für die 
Investitionsbeiträge nach dem 5. Kapitel und 
für die gleitende Marktprämie nach dem 5a. 
Kapitel und Art. 9bis Abs. 2 Bst. b Wartelisten 
vorsehen. Für ...

4 Nicht beanspruchte Mittel aus Absatz 1 Buch-
stabe c werden im Folgejahr unter Berücksich-
tigung der Höchstanteile in Absatz 1 für andere 
Verwendungen nach Artikel 26 Absatz 1 Buch-
staben b und c oder Artikel 34 eingesetzt.
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Art. 37 Abs. 1
1 Für den Netzzuschlag wird ein Spezialfonds 
nach Artikel 52 des Finanzhaushaltsgesetzes 
vom 7. Oktober 20055 geführt (Netzzuschlags-
fonds). Der Winterzuschlag wird auf ein sepa-
rates Konto in diesem Fond eingelegt.

 

 
5		 SR 611.0

Art. 37	 Netzzuschlagsfonds Art. 37

1 Der Bundesrat errichtet für den Netzzuschlag 
einen Spezialfonds nach Artikel 52 des Finanz-
haushaltsgesetzes vom 7. Oktober 2005 (Netz-
zuschlagsfonds).

2 Der Netzzuschlagsfonds wird im UVEK ver-
waltet. Die zuständigen Bundesämter und die 
Vollzugsstelle sind so mit Mitteln zu versorgen, 
dass sie in ihrem Vollzugszuständigkeitsbe-
reich (Art. 62) die nötigen Zahlungen leisten 
können.
3 Die Eidgenössische Finanzverwaltung legt die 
Mittel des Netzzuschlagsfonds an. Sie werden 
in der Jahresrechnung des Bundes unter dem 
Fremdkapital bilanziert.
4 Der Netzzuschlagsfonds darf sich nicht ver-
schulden. Seine Mittel sind zu verzinsen.

4 Die Mittel des Netzzuschlagsfonds sind zu 
verzinsen.

5 Die Eidgenössische Finanzkontrolle prüft 
jährlich die Rechnung des Netzzuschlagsfonds.
6 Über die Einlagen und Entnahmen sowie den 
Stand des Fondsvermögens ist jährlich ein 
Bericht zu erstellen.

Art. 37a	 Verschuldung des Netzzu-
schlagsfonds

1 Der Netzzuschlagsfonds kann im Umfang des 
Zweifachen einer über fünf Jahre gemittelten 
Jahreseinnahme verschuldet werden, um Fi-
nanzierungsspitzen zu überbrücken.
2 Die Verschuldung ist innerhalb von fünf Jah-
ren auszugleichen. 
3 Der Kredit ist zu einem marktüblichen Zins zu 
verzinsen.
4 Der Bundesrat regelt die Einzelheiten.
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Art. 38 Abs. 1 Bst. b Ziff. 1, 2 und 4

1 Neue Verpflichtungen werden nicht mehr 
eingegangen spätestens ab dem 1. Januar:
 
 

b.	 des Jahres 2036 für: 
1.	 Einmalvergütungen nach den Arti-

keln 25 und 25a,
2.	 Investitionsbeiträge nach den Arti-

keln 26–27b,

4.	 Geothermie-Garantien nach Artikel 33.

 

Art. 38	 Auslaufen der Unterstützungen Art. 38	 ∇	 Ausgabenbremse (Abs. 1 
Bst. b)

(Das qualifizierte Mehr wurde erreicht)
1 Neue Verpflichtungen werden nicht mehr 
eingegangen spätestens ab dem 1. Januar:

1  ...

a.	 des sechsten Jahres nach Inkrafttreten 
dieses Gesetzes: im Einspeisevergütungs-
system; 

b.	 des Jahres 2031 für: b.	 ...
1.	 Einmalvergütungen nach den Arti-

keln 25 und 25a,
2.	 Investitionsbeiträge nach den Arti-

keln 26–27b,
3.	 wettbewerbliche Ausschreibungen nach 

Artikel 32,
4.	 Geothermie-Garantien nach Artikel 33.

5.	 gleitende Marktprämien nach Artikel 
29a.

2 Die Marktprämie nach Artikel 30 wird letzt-
mals für das Jahr 2030 ausgerichtet.
3 Die Betriebskostenbeiträge nach Artikel 33a 
werden bis zum 31. Dezember 2030 gewährt.

Art. 40	 Voraussetzungen Art. 40
Der Netzzuschlag wird nur zurückerstattet, 
wenn:

...

a.	 sich die Endverbraucherin oder der Endver-
braucher in einer Zielvereinbarung mit dem 
Bund dazu verpflichtet hat, die Energieeffi-
zienz zu steigern;

b.	 die Endverbraucherin oder der Endverbrau-
cher dem Bund regelmässig darüber Be-
richt erstattet;

c.	 die Endverbraucherin oder der Endverbrau-
cher für das betreffende Geschäftsjahr ein 
Gesuch stellt;

d.	 der Rückerstattungsbetrag im betreffenden 
Geschäftsjahr mindestens 20 000 Franken 
beträgt.
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Art. 44 Abs. 1, 2, 4 zweiter Satz und 5

1 Zur Reduktion des Energieverbrauchs erlässt 
der Bundesrat für serienmässig hergestellte 
Anlagen, Fahrzeuge, Geräte und für deren 
serienmässig hergestellte Bestandteile, die auf 
dem Schweizer Markt bereitgestellt werden, 
Vorschriften über:
a.	 einheitliche und vergleichbare Angaben des 

spezifischen Energieverbrauchs, der Ener-
gieeffizienz, der Emissionen sowie der im 
Gebrauch und über den ganzen Lebenszy-
klus betrachteten energieverbrauchsrele-
vanten Eigenschaften;

b.	 das energietechnische Prüfverfahren;
c.	 die Anforderungen an die Bereitstellung auf 

dem Markt; 

d.	 Angaben zu finanz-, verbrauchs- und emis-
sionsrelevanten Einsparungen oder Mehr-
aufwendungen gegenüber anderen Anla-
gen, Fahrzeugen, Geräten und deren 
serienmässig hergestellten Bestandteilen.

2 Statt Vorschriften über die Anforderungen an 
das Bereitstellen auf dem Markt zu erlassen, 
kann der Bundesrat marktwirtschaftliche Instru-
mente einführen.

e.	 mindestens 33 Prozent des Rückerstat-
tungsbetrags für Energieeffizienzmassnah-
men oder für Investitionen in erneuerbare 
Energien im Inland verwendet werden.

Art. 44	 Serienmässig hergestellte Anla-
gen, Fahrzeuge und Geräte

1 Zur Reduktion des Energieverbrauchs erlässt 
der Bundesrat für serienmässig hergestellte 
Anlagen, Fahrzeuge, Geräte und für deren 
serienmässig hergestellte Bestandteile Vor-
schriften über:

a.	 einheitliche und vergleichbare Angaben des 
spezifischen Energieverbrauchs, der Ener-
gieeffizienz sowie der energieverbrauchsre-
levanten Eigenschaften;

b.	 das energietechnische Prüfverfahren;
c.	 die Anforderungen an das Inverkehrbrin-

gen, bei Elektrogeräten einschliesslich des 
Standby-Verbrauchs.

2 Statt Vorschriften über die Anforderungen an 
das Inverkehrbringen zu erlassen, kann der 
Bundesrat marktwirtschaftliche Instrumente 
einführen.
3 Sofern für bestimmte Produkte keine Vor-
schriften gemäss Absatz 1 bestehen, kann das 
BFE mit Herstellern und Importeuren entspre-
chende Vereinbarungen treffen.
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4 ...  
 
 
 
                                               ... Die Anforde-
rungen an das Bereitstellen auf dem Markt und 
die Ziele marktwirtschaftlicher Instrumente sind 
dem Stand der Technik und den internationalen 
Entwicklungen anzupassen.
5 Der Bundesrat kann die Vorschriften über die 
Anforderungen an das Bereitstellen auf dem 
Markt auch für den Eigengebrauch anwendbar 
erklären.
 

4 Der Bundesrat und das BFE orientieren sich 
an der Wirtschaftlichkeit und an den besten 
verfügbaren Technologien und berücksichtigen 
internationale Normen und Empfehlungen 
anerkannter Fachorganisationen. Die Anforde-
rungen an das Inverkehrbringen und die Ziele 
marktwirtschaftlicher Instrumente sind dem 
Stand der Technik und den internationalen 
Entwicklungen anzupassen.
5 Der Bundesrat kann die Vorschriften über die 
Anforderungen an das Inverkehrbringen auch 
für den Eigengebrauch anwendbar erklären.

6 Werden serienmässig hergestellte Anlagen, 
Geräte oder deren serienmässig hergestellte 
Bestandteile von einer harmonisierten Norm 
nach dem Bauproduktegesetz vom 21. März 
2014 (BauPG) erfasst oder ist für diese eine 
Europäische Technische Bewertung nach dem 
BauPG ausgestellt worden, so treten an die 
Stelle der Absätze 1–5 die Vorschriften über 
die Verwendung, Inbetriebnahme, Anwendung 
oder Installation.

Art. 45	 Gebäude
1 Die Kantone schaffen im Rahmen ihrer Ge-
setzgebung günstige Rahmenbedingungen für 
die sparsame und effiziente Energienutzung 
sowie die Nutzung erneuerbarer Energien. Sie 
unterstützen die Umsetzung von Verbrauchs-
standards zur sparsamen und effizienten Ener-
gienutzung. Dabei vermeiden sie ungerechtfer-
tigte technische Handelshemmnisse.

2 Sie erlassen Vorschriften über die sparsame 
und effiziente Energienutzung in Neubauten 
und in bestehenden Gebäuden. Sie geben bei 
ihren Vorschriften den Anliegen der sparsamen 
und effizienten Energienutzung sowie der Nut-
zung erneuerbarer Energien und von Abwärme 
nach Möglichkeit den Vorrang. Die Kantone 
tragen den Anliegen des Ortsbild-, Heimat- und 
Denkmalschutzes angemessen Rechnung.
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3 Sie erlassen insbesondere Vorschriften über:
a.	 den maximal zulässigen Anteil nicht erneu-

erbarer Energien zur Deckung des Wärme-
bedarfs für Heizung und Warmwasser; beim 
erneuerbaren Anteil kann Abwärme ange-
rechnet werden;

b.	 die Neuinstallation und über den Ersatz von 
ortsfesten elektrischen Widerstandsheizun-
gen;

c.	 die verbrauchsabhängige Heiz- und Warm-
wasserkostenabrechnung bei Neubauten 
und bei wesentlichen Erneuerungen beste-
hender Gebäude;

d.	 die Produktion erneuerbarer Energien und 
über die Energieeffizienz.

4 Beim Erlass der Vorschriften nach Absatz 3 
Buchstabe d beachten sie, dass bei beheizten 
Gebäuden, die mindestens den Minergie-, den 
MuKEn-Standard oder einen vergleichbaren 
Baustandard erreichen, eine durch die Wärme-
dämmung oder durch Anlagen zur besseren 
Nutzung einheimischer erneuerbarer Energien 
verursachte Überschreitung von maximal 20 
cm bei der Berechnung insbesondere der Ge-
bäudehöhe, der Gebäude-, Grenz-, Gewässer-, 
Strassen- oder Parkplatzabstände und bei 
Baulinien nicht mitgezählt wird.
5 Sie erlassen einheitliche Vorschriften über die 
Angabe des Energieverbrauchs von Gebäuden 
(Gebäudeenergieausweis). Sie können für ihr 
Kantonsgebiet festlegen, dass der Energieaus-
weis obligatorisch ist; sehen sie ein Obligatori-
um vor, so legen sie fest, in welchen Fällen der 
Ausweis obligatorisch ist.
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Art. 45a	 Pflicht zur Nutzung der Solare-
nergie bei Gebäuden

1 Beim Bau neuer Gebäude mit einer anrechen-
baren Gebäudefläche von mehr als 300 m2 ist 
auf den Dächern oder an den Fassaden eine 
Solaranlage, beispielsweise eine Photovoltaik- 
oder eine Solarthermieanlage, zu erstellen. Die 
Kantone können bei Gebäuden mit einer anre-
chenbaren Gebäudefläche von weniger als 300 
m2 zusätzlich eine Pflicht vorsehen.
2 Die Kantone regeln die Ausnahmen, insbe-
sondere wenn das Erstellen einer Solaranlage:
a.	 anderen öffentlich-rechtlichen Vorschriften 

widerspricht;
b.	 technisch nicht möglich ist; oder
c.	 wirtschaftlich unverhältnismässig ist.

3 Bis zum Inkrafttreten der kantonalen Geset-
zesbestimmungen zu den Ausnahmen von der 
Pflicht zur Nutzung der Solarenergie bei Ge-
bäuden nach Artikel 45a regeln die Kantonsre-
gierungen die Ausnahmen auf Verordnungsstu-
fe.
4 Kantone, welche Anforderungen zur Ei-
genstromerzeugung bei Neubauten gemäss 
MuKEn 2014 Teil E oder weitergehend bis am 
1. Januar 2023 eingeführt haben, sind von der 
Umsetzung von den Absätzen 1-3 befreit. 

Art. 45b	 Nutzung der Sonnenenergie bei 
Infrastrukturen des Bundes

Art. 45b	

1 Die Sonnenergie ist auf den dafür geeigneten 
Infrastrukturoberflächen des Bundes bestmög-
lich zu nutzen. Geeignete Flächen sind bis 
2030 solaraktiv auszurüsten.

1 An den Infrastrukturen der Bundesverwaltung 
und der bundesnahen Betriebe ist auf den 
Dächern oder an den Fassaden eine Solaran-
lage, beispielsweise eine Photovoltaik- oder 
eine Solarthermieanlage, zu erstellen. Infra-
strukturoberflächen, die nicht genutzt werden, 
sind an private Organisationen, Unternehmun-
gen oder Personen zur Nutzung zur Verfügung 
zu stellen.
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Art. 55 Abs. 1 und 3

1 Das BFE untersucht regelmässig, wie weit die 
Massnahmen dieses Gesetzes zur Erreichung 
der Ziele nach den Artikeln 2 und 3 beigetragen 
haben, und erstellt in Zusammenarbeit mit dem 
Staatssekretariat für Wirtschaft und weiteren 
Bundesstellen ein detailliertes Monitoring. 

3 Der Bundesrat beurteilt alle fünf Jahre die 
Auswirkungen und die Wirksamkeit der Mass-
nahmen nach diesem Gesetz und erstattet der 
Bundesversammlung Bericht über die Ergeb-
nisse sowie über den Stand der Erreichung der 
Ziele nach den Artikeln 2 und 3. Zeichnet sich 
ab, dass diese Werte nicht erreicht werden 
können, so beantragt er die zusätzlich notwen-
digen Massnahmen.

2 Der Bundesrat regelt die Rahmenbedingun-
gen und Einzelheiten.

2 Der Bundesrat regelt die Ausnahmen, insbe-
sondere wenn das Erstellen einer Solaranlage:
a.	 anderen öffentlich-rechtlichen Vorschriften 

widerspricht;
b.	 technisch nicht möglich ist; oder
c.	 wirtschaftlich unverhältnismässig ist.

Art. 46a	
1 Der Bund und die Kantone nehmen in Bezug 
auf die Energieeffizienz eine Vorbildfunktion 
wahr.
2 Der Bundesrat legt die notwendigen Mass-
nahmen für die zentrale Bundesverwaltung und 
die bundesnahen Betriebe fest.

Art. 55	 Monitoring Art. 55

1 Das BFE untersucht regelmässig, wie weit die 
Massnahmen dieses Gesetzes zur Erreichung 
der Richtwerte nach den Artikeln 2 und 3 bei-
getragen haben, und erstellt in Zusammenar-
beit mit dem Staatssekretariat für Wirtschaft 
und weiteren Bundesstellen ein detailliertes 
Monitoring.
2 Die Ergebnisse der Untersuchungen sind zu 
veröffentlichen.
3 Der Bundesrat beurteilt alle fünf Jahre die 
Auswirkungen und die Wirksamkeit der Mass-
nahmen nach diesem Gesetz und erstattet der 
Bundesversammlung Bericht über die Ergeb-
nisse sowie über den Stand der Erreichung der 
Richtwerte nach den Artikeln 2 und 3. Zeichnet 
sich ab, dass die Richtwerte nicht erreicht wer-
den können, so beantragt er gleichzeitig die 
zusätzlich notwendigen Massnahmen.
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Art. 57 Abs. 1
1 Wer energieverbrauchende Anlagen, Fahr-
zeuge und Geräte herstellt, einführt, auf dem 
Markt bereitstellt oder betreibt, muss den Bun-
desbehörden die Auskünfte erteilen, die sie für 
die Vorbereitung, die Durchführung und die 
Untersuchung der Wirksamkeit der Massnah-
men benötigen.

4 Liegt der Stand der Erreichung der Ziele nach 
Artikel 2 auf dem Zielerreichungspfad und 
zeichnet sich auch keine dauernde Überschrei-
tung des Richtwertes nach Artikel 9bis Absatz 1 
Stromversorgungsgesetz ab, unterbreitet der 
Bundesrat der Bundesversammlung einen 
Gesetzesentwurf mit Aufhebung von Artikel 2a 
Energiegesetz und einem Bauverbot von neu-
en Anlagen zur Nutzung erneuerbarer Energien 
in Biotopen von nationaler Bedeutung nach 
Artikel 18a des Natur- und Heimatschutzgeset-
zes und in Wasser- und Zugvogelreservaten 
nach Artikel 11 des Jagdgesetzes.

Art. 57	 Auskunftspflicht
1 Wer energieverbrauchende Anlagen, Fahr-
zeuge und Geräte herstellt, einführt, in Verkehr 
bringt oder betreibt, muss den Bundesbehör-
den die Auskünfte erteilen, die sie für die Vor-
bereitung, die Durchführung und die Untersu-
chung der Wirksamkeit der Massnahmen 
benötigen.
2 Den Behörden sind die notwendigen Unterla-
gen zur Verfügung zu stellen, und es ist ihnen 
während der üblichen Arbeitszeit der Zutritt zu 
den Einrichtungen zu ermöglichen.

Art. 62	 Zuständigkeiten von Bundesbe-
hörden und Zivilgerichten

1 Das BFE trifft die Massnahmen und Verfügun-
gen nach diesem Gesetz, soweit der Bund 
zuständig ist und dieses Gesetz die Zuständig-
keit keiner anderen Behörde zuweist.
2 Das BAFU entscheidet im Einvernehmen mit 
dem betroffenen Kanton über die Entschädi-
gung nach Artikel 34 in der Regel innert 6 Mo-
naten nach Gesuchseingang.
3 Die ElCom entscheidet, vorbehältlich Absatz 
4, bei Streitigkeiten aufgrund der Artikel 15, 
16–18 und 73 Absätze 4 und 5.
4 Die Zivilgerichte beurteilen:
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Art. 64 Abs. 2 erster Satz

2 Die Mitglieder von Verwaltungsrat und Ge-
schäftsleitung müssen von der Energiewirt-
schaft unabhängig sein, dürfen aber, wenn sie 
dieses Unabhängigkeitserfordernis erfüllen, 
auch für die nationale Netzgesellschaft tätig 
sein. ... 
 
 
 
 
 
 

a.	 Streitigkeiten aus Vereinbarungen nach 
Artikel 17 Absatz 1;

b.	 Streitigkeiten aus dem Rechtsverhältnis 
zwischen Grundeigentümerinnen und 
Grundeigentümern einerseits und Mieterin-
nen und Mietern oder Pächterinnen und 
Pächtern andererseits im Zusammenhang 
mit dem Zusammenschluss zum Eigenver-
brauch.

Art. 64	 Vollzugsstelle
1 Die Vollzugsstelle ist eine Tochtergesellschaft 
der nationalen Netzgesellschaft, an der diese 
sämtliche Anteile hält. Sie hat die Rechtsform 
einer privatrechtlichen Aktiengesellschaft mit 
Sitz in der Schweiz, eine eigene Firma und 
schlanke Strukturen.
2 Die Mitglieder von Verwaltungsrat und Ge-
schäftsleitung müssen von der Elektrizitätswirt-
schaft unabhängig sein, dürfen aber, wenn sie 
dieses Unabhängigkeitserfordernis erfüllen, 
auch für die nationale Netzgesellschaft tätig 
sein. Die Vollzugsstelle darf keine Anteile an 
anderen Gesellschaften halten und richtet 
keine Dividenden und vergleichbare geldwerte 
Leistungen an die nationale Netzgesellschaft 
aus. Sie darf diese und deren Aktionärinnen 
und Aktionäre bei ihrer Vollzugstätigkeit gegen-
über anderen Gesuchstellerinnen und Gesuch-
stellern nicht bevorzugt behandeln.
3 Das BFE genehmigt die Statuten der Voll-
zugsstelle und übt die Aufsicht über diese aus. 
Es genehmigt ausserdem das Budget und die 
Abrechnung über die Vollzugsausgaben.
4 Die Vollzugsstelle unterliegt der ordentlichen 
Revision. Die Revisionsstelle erstattet nebst 
der Vollzugsstelle auch dem BFE umfassend 
Bericht.
5 Die Vollzugsstelle ist nicht in die konsolidierte 
Jahresrechnung der nationalen Netzgesell-
schaft einzubeziehen. Der Bundesrat kann 
weitere Bestimmungen zur Rechnungslegung 
erlassen.
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Art. 70 Abs. 1 Bst. b
1 Mit Busse bis zu 100 000 Franken wird be-
straft, wer vorsätzlich:

b.	 im Rahmen des Einspeisevergütungssys-
tems (Art. 19) oder der Investitionsbeiträge 
(Art. 25–27b) unrichtige oder unvollständige 
Angaben macht;

6 Die Vollzugsstelle ist von allen direkten Steu-
ern von Bund, Kantonen und Gemeinden be-
freit.

Art. 70Art. 70	 Übertretungen
1 ...1 Mit Busse bis zu 100 000 Franken wird be-

straft, wer vorsätzlich:
a.	 Vorschriften über den Herkunftsnachweis, 

die Elektrizitätsbuchhaltung und die Kenn-
zeichnung von Elektrizität verletzt (Art. 9);

b.	 im Rahmen des Einspeisevergütungssys-
tems (Art. 19) oder der Investitionsbeiträge 
(Art. 25–27b) unrichtige oder unvollständige 
Angaben macht;

b.	 Streichen (= gemäss geltendem Recht)

c.	 im Zusammenhang mit der Marktprämie für 
Elektrizität aus Grosswasserkraftanlagen 
(Art. 30 und 31) unrichtige oder unvollstän-
dige Angaben macht;

d.	 im Rahmen der Erhebung des Netzzu-
schlags (Art. 35) oder der Rückerstattung 
des Netzzuschlags (Art. 39–43) oder im 
Zusammenhang mit der für die Rückerstat-
tung des Netzzuschlags abgeschlossenen 
Zielvereinbarung (Art. 40 Bst. a und 41) 
unrichtige oder unvollständige Angaben 
macht;

e.	 Vorschriften über serienmässig hergestellte 
Anlagen, Fahrzeuge und Geräte verletzt 
(Art. 44);

f.	 von der zuständigen Behörde verlangte 
Auskünfte verweigert oder unrichtige oder 
unvollständige Angaben macht (Art. 57);

g.	 gegen eine Ausführungsvorschrift, deren 
Übertretung für strafbar erklärt wird, oder 
gegen eine unter Hinweis auf die Strafan-
drohung dieses Artikels an ihn gerichtete 
Verfügung verstösst.

2 Wird die Tat fahrlässig begangen, so ist die 
Strafe Busse bis zu 20 000 Franken
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Art. 73 Abs. 1 und 2

1Aufgehoben
2Aufgehoben

Art. 73Art. 73	 Übergangsbestimmungen zu 
anderen Netzzuschlags-Verwen-
dungen

1 Aufgehoben 1 Streichen (= gemäss geltendem Recht)
2 Aufgehoben 2 Streichen (= gemäss geltendem Recht)
3 Wer zwischen dem 1. August 2013 und dem 
Inkrafttreten dieses Gesetzes einen verbindli-
chen Grundsatzbescheid betreffend Gewäh-
rung einer Bürgschaft zur Risikoabsicherung 
von Geothermie-Anlagen in der Höhe von 
50 Prozent der Investitionskosten erhalten hat, 
kann beim BFE bis sechs Monate nach Inkraft-
treten dieses Gesetzes eine Neubeurteilung 
des Grundsatzbescheids nach neuem Recht 
beantragen. Es besteht kein Rechtsanspruch 
auf Erhöhung der Garantie.
4 Für bestehende Verträge zwischen Netzbe-
treibern und unabhängigen Produzenten für die 
Abnahme von Elektrizität aus Anlagen, die 
erneuerbare Energien nutzen (Mehrkostenfi-
nanzierung), gelten die Anschlussbedingungen 
nach Artikel 7 des bisherigen Rechts in der 
Fassung vom 26. Juni 1998
a.	 für Wasserkraftanlagen bis zum 31. De-

zember 2035;
b.	 für alle übrigen Anlagen bis zum 31. De-

zember 2025.
5 Die ElCom kann bei Verträgen nach Absatz 4, 
die die Abnahme von Elektrizität aus Wasser-
kraftanlagen regeln, in Einzelfällen die Vergü-
tung angemessen reduzieren, wenn zwischen 
Übernahmepreis und Produktionskosten ein 
offensichtliches Missverhältnis besteht.
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Art. 75a	 Übergangsbestimmungen zu den 
Investitionsbeiträgen sowie 
den Geothermie-Erkundungsbei-
trägen und -garantien

1 Wurde dem Betreiber einer Photovoltaikanla-
ge die Einmalvergütung oder dem Betreiber 
einer Wasserkraft- oder Biomasseanlage der 
Investitionsbeitrag vor dem Inkrafttreten der 
Änderung vom ... dem Grundsatz nach zugesi-
chert, so steht ihm diese weiterhin zu. Es gel-
ten die Bestimmungen des 5. Kapitels des 
bisherigen Rechts in der Fassung vom 
30. September 20166.
2 Die bis zum letzten Stichtag vor Inkrafttreten 
der Änderung vom ... eingereichten vollständi-
gen Gesuche um Investitionsbeiträge für Was-
serkraftanlagen mit einer Leistung von mehr 
als 10 MW werden nach den Bestimmungen 
des 5. Kapitels des bisherigen Rechts in der 
Fassung vom 30. September 2016 beurteilt. 

3 Die vor dem Inkrafttreten der Änderung vom 
... eingereichten vollständigen Gesuche um 
einen Investitionsbeitrag für bestehende Was-
serkraftanlagen mit einer Leistung von höchs-
tens 10 MW oder für Biomasseanlagen werden 
nach den Bestimmungen des 5. Kapitels des 
bisherigen Rechts in der Fassung vom 
30. September 2016 beurteilt.
4 Wer vor Inkrafttreten der Änderung vom ... ein 
Gesuch für einen Geothermie-Erkundungsbei-
trag oder für eine Geothermie-Garantie nach 
Artikel 33 des bisherigen Rechts in der Fas-
sung vom 30. September 2016 eingereicht 
oder bereits einen entsprechenden Vertrag 
abgeschlossen hat, kann beim BFE bis sechs 
Monate nach Inkrafttreten dieser Änderung 
anstelle des Geothermie-Erkundungsbeitrags 
oder der Geothermie-Garantie einen Investiti-
onsbeitrag nach Artikel 27b Absatz 1 Buchsta-
be b beantragen.

6		 AS 2017 6839

Art. 75a	 Übergangsbestimmungen zu den 
Investitionsbeiträgen sowie 
den Geothermie-Erkundungsbei-
trägen und –garantien

Art. 75a

1 Wurde dem Betreiber einer Photovoltaikanla-
ge die Einmalvergütung oder dem Betreiber 
einer Wasserkraft- oder Biomasseanlage der 
Investitionsbeitrag vor dem Inkrafttreten der 
Änderung vom 1. Oktober 2021 dem Grund-
satz nach zugesichert, so steht ihm diese wei-
terhin zu. Es gelten die Bestimmungen des 
5. Kapitels des bisherigen Rechts in der Fas-
sung vom 30. September 2016.

1 Streichen (= gemäss geltendem Recht)

2 Die bis zum letzten Stichtag vor Inkrafttreten 
der Änderung vom 1. Oktober 2021 eingereich-
ten vollständigen Gesuche um Investitionsbei-
träge für Wasserkraftanlagen mit einer Leistung 
von mehr als 10 MW werden nach den Bestim-
mungen des 5. Kapitels des bisherigen Rechts 
in der Fassung vom 30. September 2016 beur-
teilt.

2 Streichen (= gemäss geltendem Recht)

3 Streichen

3 Wer vor Inkrafttreten der Änderung vom 1. 
Oktober 2021 ein Gesuch für einen Geother-
mie-Erkundungsbeitrag oder für eine Geother-
mie-Garantie nach Artikel 33 des bisherigen 
Rechts in der Fassung vom 30. Septem-
ber 2016 eingereicht oder bereits einen ent-
sprechenden Vertrag abgeschlossen hat, kann 
beim BFE bis sechs Monate nach Inkrafttreten 
dieser Änderung anstelle des Geothermie-Er-
kundungsbeitrags oder der Geothermie-Garan-
tie einen Investitionsbeitrag nach Artikel 27b 
Absatz 1 Buchstabe b beantragen.
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Art. 75b	 Übergangsbestimmungen zur 
Abnahme- und Vergütungspflicht

1 Betreiber von Photovoltaikanlagen haben ab 
Inkrafttreten der Änderung vom ... während 
zehn Jahren Anspruch auf Abnahme und Ver-
gütung der Herkunftsnachweise, sofern:
a.	 ihre Anlage die Anforderungen nach Arti-

kel 15 erfüllt;
b.	 ihre Anlage bei Inkrafttreten der Änderung 

vom ... bereits in Betrieb war; und
c.	 der Betreiber für die Anlage weder eine 

Mehrkostenfinanzierung, Einspeisevergü-
tung noch eine vergleichbare kantonale 
oder kommunale Unterstützung erhält oder 
erhalten hat.

2 Der Abnahmetarif entspricht dem Durchschnitt 
der in der Schweiz in den fünf Jahren vor In-
krafttreten der Änderung vom ... im Rahmen 
der Abnahme- und Vergütungspflicht bezahlten 
Vergütungen für die Elektrizität und die Her-
kunftsnachweise, abzüglich des jeweils gelten-
den Referenz-Marktpreises (Art. 23). 
3 Die Differenz zwischen Abnahmetarif und den 
Erlösen aus dem Weiterverkauf der Herkunfts-
nachweise sowie die Vollzugskosten werden 
mit dem Netzzuschlag finanziert.

Art. 75b

Streichen
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2. Stromversorgungsgesetz vom 
23. März 20077

Art. 4 Abs. 1 Bst. b, e, f, j und k
1 In diesem Gesetz bedeuten:

b.	 Endverbraucher: Kunden, welche Elektrizi-
tät für den eigenen Verbrauch oder zur 
Speicherung aus dem Netz beziehen; aus-
genommen hiervon ist der Elektrizitätsbe-
zug für den Eigenbedarf eines Kraftwerkes 
sowie für den Antrieb von Pumpen in 
Pumpspeicherkraftwerken;

e.	 Regelenergie: automatisch oder manuell 
abrufbarer Einsatz von Elektrizität zur Ein-
haltung des geplanten Elektrizitätsaustau-
sches und zur Gewährleistung des sicheren 
Netzbetriebes;

7		 SR 734.7

2. ...

Art. 4	 Begriffe
1 In diesem Gesetz bedeuten:
a.	 Elektrizitätsnetz: Anlage aus einer Vielzahl 

von Leitungen und den erforderlichen Ne-
benanlagen zur Übertragung und Verteilung 
von Elektrizität. Elektrizitätsleitungen mit 
kleiner räumlicher Ausdehnung zur Feinver
teilung, wie auf Industriearealen oder inner-
halb von Gebäuden, gelten nicht als Elektri-
zitätsnetze;

b.	 Endverbraucher: Kunden, welche Elektrizi-
tät für den eigenen Verbrauch kaufen. Aus-
genommen hiervon ist der Elektrizitätsbe-
zug für den Eigenbedarf eines Kraftwerkes 
sowie für den Antrieb von Pumpen in 
Pumpspeicherkraftwerken;

c.	 Erneuerbare Energien: Wasserkraft, Son-
nenenergie, Geothermie, Umge
bungswärme, Windenergie und Energie aus 
Biomasse und aus Abfällen aus Biomasse;

d.	 Netzzugang: Recht auf Netznutzung, um 
von einem Lieferanten freier Wahl Elektrizi-
tät zu beziehen oder Elektrizität in ein Netz 
einzuspeisen;

e.	 Regelenergie: Automatischer oder von 
Kraftwerken abrufbarer Einsatz von Elektri-
zität zur Einhaltung des geplanten Elektrizi-
tätsaustausches und zur Gewährleistung 
des sicheren Netzbetriebes;

ebis. Bilanzgruppe: rechtlicher Zusammen-
schluss von Teilnehmern am Elektrizitäts-
markt, um gegenüber der nationalen Netz-
gesellschaft eine gemeinsame Mess- und 
Abrechnungseinheit innerhalb der Regelzo-
ne Schweiz zu bilden;
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f.	 Regelzone: Gebiet, für dessen Netzrege-
lung die nationale Netzgesellschaft verant-
wortlich ist; die Regelzone wird physikalisch 
durch Messpunkte festgelegt;

j.	 Messstellenbetrieb: Einbau, Betrieb und 
Wartung der Messmittel in einer Messstelle;

k.	 Messdienstleistungen: Erfassung, Bearbei-
tung und Übermittlung der Messdaten.

eter. Ausgleichsenergie: Elektrizität, die zum 
Ausgleich der Differenz zwischen dem 
effektiven Bezug oder der effektiven Liefe-
rung einer Bilanzgruppe und deren Bezug 
beziehungsweise deren Lieferung nach 
Fahrplan in Rechnung gestellt wird.

f.	 Regelzone: Gebiet, für dessen Netzrege-
lung die nationale Netzgesellschaft verant-
wortlich ist. Die Regelzone wird physika-
lisch durch Messstellen festgelegt;

g.	 Systemdienstleistungen: Die für den siche-
ren Betrieb der Netze notwendigen Hilfs-
dienste. Diese umfassen insbesondere 
Systemkoordination, Bilanzmanagement, 
Primärregelung, Schwarzstart- und Inselbe-
triebsfähigkeit von Erzeugern, Spannungs-
haltung (inkl. Anteil Blindenergie), betriebli-
che Messungen und Ausgleich der 
Wirkverluste;

h.	 Übertragungsnetz: Elektrizitätsnetz, das der 
Übertragung von Elektrizität über grössere 
Distanzen im Inland sowie dem Verbund mit 
den ausländischen Netzen dient und in der 
Regel auf der Spannungsebene 220/380 kV 
betrieben wird;

i.	 Verteilnetz: Elektrizitätsnetz hoher, mittlerer 
oder niederer Spannung zum Zwecke der 
Belieferung von Endverbrauchern oder 
Elektrizitätsversorgungsunternehmen.

2 Der Bundesrat kann die Begriffe nach Ab-
satz 1 sowie weitere in diesem Gesetz verwen-
dete Begriffe näher ausführen und veränderten 
technischen Voraussetzungen anpassen.
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Einfügen vor dem Gliederungstitel des 2. Kapi-
tels

Art. 4a	 Elektrizitätsbezug des Bahn-
stromnetzes

1 Das mit der Frequenz von 16,7 Hz betriebene 
Netz der Eisenbahnunternehmen (Bahnstrom-
netz) gilt beim Elektrizitätsbezug aus dem 
50-Hz-Netz als Endverbraucher, ausser wenn 
es Elektrizität:
a.	 für den Eigenbedarf eines Kraftwerks be-

zieht;
b.	 für den Antrieb von Pumpen in Pumpspei-

cherkraftwerken bezieht und die anschlie-
ssend erzeugte Elektrizitätsmenge wieder 
in das 50-Hz-Netz zurückgespeist wird; 
oder

c.	 aus Effizienzgründen innerhalb eines 
Pumpspeicherkraftwerks statt aus dem 
Kraftwerk selbst ersatzweise aus dem 
50-Hz-Netz bezieht, sofern dadurch ein 
zeitgleiches Pumpen und Turbinieren in die-
sem Kraftwerk vermieden wird. 

2 Der Bundesrat kann weitere Einzelheiten des 
Zusammenspiels zwischen 50-Hz- 
und 16,7-Hz-Netz regeln.

Art. 6	 Grundversorgung

1 Endverbraucher mit einem Jahresverbrauch 
von weniger als 100 MWh pro Verbrauchsstät-
te, die von ihrem Netzzugang nicht oder nicht 
mehr Gebrauch machen, haben Anspruch, vom 
Netzbetreiber ihres Netzgebiets jederzeit zu 
angemessenen Tarifen mit der gewünschten 
Menge an Elektrizität versorgt zu werden 
(Grundversorgung).

Art. 6	 Lieferpflicht und Tarifgestaltung 
für feste Endverbraucher

Art. 6

1 Die Betreiber der Verteilnetze treffen die erfor-
derlichen Massnahmen, damit sie in ihrem 
Netzgebiet den festen Endverbrauchern und 
den Endverbrauchern, die auf den Netzzugang 
verzichten, jederzeit die gewünschte Menge an 
Elektrizität mit der erforderlichen Qualität und 
zu angemessenen Tarifen liefern können.

1 Streichen (= gemäss geltendem Recht)
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2 Die Netzbetreiber bieten in der Grundversor-
gung als Standard ein Elektrizitätsprodukt an, 
das ausschliesslich auf der Nutzung von inlän-
discher erneuerbarer Energie beruht (Stan-
dardstromprodukt).
3 Die Grundversorgungstarife müssen für ein 
Jahr fest und für Endverbraucher mit gleicharti-
gem Bezugsprofil einheitlich sein. Sie gelten 
als angemessen, wenn sie sich im Rahmen der 
Marktpreise vergleichbarer Elektrizitätsproduk-
te des betreffenden Jahres (Vergleichsmarkt-
preise) bewegen.
4 Der Bundesrat regelt die Grundsätze für die 
Ermittlung der Vergleichsmarktpreise. Er kann 
Vorgaben zur Zusammensetzung des Stan-
dardstromprodukts machen.

2 Streichen (= gemäss geltendem Recht)2 Als feste Endverbraucher im Sinne dieses 
Artikels gelten die Haushalte und die anderen 
Endverbraucher mit einem Jahresverbrauch 
von weniger als 100 MWh pro Verbrauchsstät-
te.

3 Streichen (= gemäss geltendem Recht)3 Die Betreiber der Verteilnetze legen in ihren 
Netzgebieten für feste Endverbraucher mit 
gleichartiger Verbrauchscharakteristik, die von 
der gleichen Spannungsebene Elektrizität be-
ziehen, einen einheitlichen Elektrizitätstarif fest. 
Die Elektrizitätstarife sind für mindestens ein 
Jahr fest und sind aufgeschlüsselt nach 
Netznutzung, Energielieferung, Abgaben und 
Leistungen an Gemeinwesen zu veröffentli
chen.
4 Zur Festlegung des Tarifbestandteils der 
Netznutzung gelten die Artikel 14 und 15. Für 
den Tarifbestandteil der Energielieferung hat 
der Netzbetreiber eine Kostenträgerrechnung 
zu führen. Der Umstand, dass feste Endver-
braucher gegebenenfalls auch Energie einspei-
sen, darf bei der Festlegung des Tarifbestand-
teils der Energielieferung nicht berücksichtigt 
werden.

4 Gemäss geltendem Recht, aber: 
...                         ... die Artikel 14-15a. ...

4bis Die Betreiber der Verteilnetze können den 
Endverbrauchern zur Unterstützung von Ener-
giesparmodellen für die Energielieferung einen 
Tarifbestandteil anbieten, in den zusätzlich zu 
den Gestehungskosten 5 Prozent eingerechnet 
sind. Dafür ist beim Endverbraucher eine Ein-
sparung von Elektrizität von mindestens 5 
Prozent zu erreichen.

5 Die Betreiber der Verteilnetze sind verpflich-
tet, Preisvorteile aufgrund ihres freien Netzzu-
gangs anteilsmässig an die festen Endverbrau-
cher weiterzugeben, nötigenfalls über 
Tarifanpassungen in den Folgejahren. Für 
Preisvorteile, die ein Jahr betreffen, das mehr 
als fünf Jahre zurückliegt, müssen keine sol-
chen Tarifanpassungen mehr vorgenommen 
werden.
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Art. 7	 Ersatzversorgung

Wählt ein Endverbraucher bei Beendigung des 
Elektrizitätslieferverhältnisses nicht rechtzeitig 
einen neuen Lieferanten oder fällt sein Liefe-
rant aus, so wird er, auch bei einem Jahresver-
brauch von mehr als 100 MWh pro Verbrauchs-
stätte, ersatzweise vom Netzbetreiber seines 
Netzgebiets versorgt. Dieser ist dabei nicht an 
die Grundversorgungstarife gebunden.

Art. 8 Abs. 1bis und 3

5bis Soweit die Betreiber der Verteilnetze die 
festen Endverbraucher mit Elektrizität aus 
erneuerbaren Energien beliefern, dürfen sie bis 
zum Auslaufen der Marktprämie nach Artikel 30 
des Energiegesetzes vom 30. September 2016 
die Gestehungskosten dieser Elektrizität in die 
Tarife einrechnen und müssen Preisvorteile 
nach Absatz 5 nicht miteinrechnen. Dieses 
Recht gilt nur für Elektrizität aus Erzeugungs
kapazitäten im Inland abzüglich allfälliger 
Unterstützungen. Der Bundesrat regelt die 
Einzelheiten und kann Ausnahmen vorsehen.
6 Feste Endverbraucher haben keinen An-
spruch auf Netzzugang nach Artikel 13 Ab-
satz 1.
7 Für den Zusammenschluss zum Eigenver-
brauch gelten die Artikel 17 und 18 des Ener-
giegesetzes vom 30. September 2016

Art. 7 Art. 7
Streichen

Art. 8	 Aufgaben der Netzbetreiber
1 Die Netzbetreiber koordinieren ihre Tätigkei-
ten. Ihnen obliegt insbesondere:
a.	 die Gewährleistung eines sicheren, leis-

tungsfähigen und effizienten Netzes;
b.	 die Organisation der Netznutzung und die 

Regulierung des Netzes unter Berücksichti-
gung des Austausches mit anderen Netzen;

c.	 die Bereitstellung der benötigten Reser-
veleitungskapazität;
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1bis Die Erzeuger, Endverbraucher und Spei-
cherbetreiber unterstützen ihren Netzbetreiber 
bei Massnahmen zur Gewährleistung des si-
cheren Netzbetriebs. Sie befolgen seine Anwei-
sungen bei Anordnungen nach Artikel 20a. 
Diese Pflichten gelten sinngemäss auch zwi-
schen Netzbetreibern mit verbundenen Netzen.

3 Die Netzbetreiber erstellen Mehrjahrespläne 
zur Gewährleistung eines sicheren, leistungsfä-
higen und effizienten Netzes. 

Art. 8a	 Energiereserve für kritische 
Versorgungssituationen

1 Zur Absicherung gegen ausserordentliche 
Situationen wie kritische Versorgungsengpässe 
oder -ausfälle wird mittels Ausschreibung jähr-
lich eine Energiereserve gebildet. 
2 An der Bildung der Reserve teilnehmen kön-
nen Betreiber von Speicherkraftwerken und 
Speichern sowie Verbraucher, die über ein 
Potenzial für Lastreduktion verfügen. Die Teil-
nehmer erhalten für das Vorhalten von Energie 
oder für die Bereitschaft zur Lastreduktion ein 
Entgelt. Sie erteilen der ElCom und der natio-
nalen Netzgesellschaft die notwendigen Aus-
künfte und stellen die notwendigen Unterlagen 
zur Verfügung.

d.	 die Erarbeitung der technischen und be-
trieblichen Mindestanforderungen für den 
Netzbetrieb. Sie berücksichtigen dabei 
internationale Normen und Empfehlungen 
anerkannter Fachorganisationen.

2 …
3 Sie orientieren die Elektrizitätskommission 
(ElCom) jährlich über den Betrieb und die Be-
lastung der Netze sowie über ausserordentli-
che Ereignisse.
4 Der Bundesrat kann für Betreiber kleiner Ver-
teilnetze Erleichterungen in Bezug auf die 
Pflichten nach Absatz 3 vorsehen.
5 Der Bundesrat sieht für Pflichtverletzungen 
Sanktionen einschliesslich Ersatzvornahmen 
vor.
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3 Die ElCom legt jährlich die Eckwerte der Re-
serve fest und überwacht die Umsetzung. Zu 
den Eckwerten gehören insbesondere:
a.	 die Dauer und die Energiemenge der Re-

serve;
b.	 die Grundzüge der:

1.	 Ausschreibung, einschliesslich allfälliger 
Entgeltobergrenzen,

2.	 Entschädigung bei einem Abruf,
3.	 Sanktionen der Teilnehmer bei Verstoss 

gegen die Reservepflichten.
4 Die nationale Netzgesellschaft unterstützt die 
ElCom und nimmt die operative Abwicklung der 
Reserve vor. Sie hat insbesondere folgende 
Aufgaben:
a.	 Sie legt die Modalitäten der Ausschreibung, 

einschliesslich der Eignungs- und Zu-
schlagskriterien, sowie die Modalitäten des 
Abrufs fest. 

b.	 Sie führt die Ausschreibung durch, soweit 
sinnvoll auch für mehr als ein Jahr, und 
schliesst mit den Teilnehmern eine Verein-
barung.

5 Zeichnet sich eine kritische Versorgungssitua-
tion ab, so gibt die ElCom die Reserve zum 
Abruf frei. Ist am Markt nicht genügend Energie 
verfügbar oder tritt eine unmittelbare Gefähr-
dung der Versorgung anderswie ein, so ruft die 
Netzgesellschaft die nötige Energie gegen 
Entschädigung ab. 
6 Der Bundesrat kann die Reserve aussetzen, 
wenn ihre Notwendigkeit nicht mehr gegeben 
ist. Ferner regelt er die Einzelheiten zur Reser-
ve, insbesondere:
a.	 die Kriterien zur Dimensionierung und für 

eine vorzeitige Auflösung; 
b.	 den Reserveabruf, wobei es Störungen der 

Energie- und Systemdienstleistungsmärkte 
möglichst zu vermeiden gilt;
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c.	 die durch die auszugleichenden Bilanzgrup-
pen zu leistende Zahlung für die abgerufe-
ne Reserveenergie analog zur Ausgleichse-
nergie;

d.	 eine allfällige Pflicht von Betreibern, die 
nach Artikel 9bis unterstützt werden, mit 
dem betreffenden Kraftwerk an den Aus-
schreibungen teilzunehmen;

e.	 den Umgang mit Partnerwerken.

Art. 8b	 Erfassung und Weitergabe der 
Speicherseedaten

1 Der Bundesrat bezeichnet eine Stelle für die 
Erfassung von Füllstands-, Abfluss- und Zu-
flussdaten der Speicherseen. Die Kraftwerks-
betreiber stellen ihr alle dazu erforderlichen 
Daten und Informationen zur Verfügung.
2 Die Stelle gibt die Daten der ElCom, dem 
Bundesamt für Energie (BFE), der nationalen 
Netzgesellschaft, der Organisation der wirt-
schaftlichen Landesversorgung und weiteren 
Bundesstellen im für deren Aufgabenerfüllung 
notwendigen Umfang weiter. Der Bundesrat 
regelt die Grundzüge der Berechtigung zum 
Zugang zu den Daten.
3 Die Daten werden vertraulich behandelt. Die 
Empfänger gemäss Absatz 2 stellen zudem mit 
technischen und organisatorischen Massnah-
men sicher, dass die Daten ausschliesslich für 
den bei der Weitergabe angegebenen Zweck 
verwendet werden.
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Art. 9bis	 Zubau für die Stromproduktion 
im Winter

1 Zur Stärkung der Versorgungssicherheit im 
Winter soll per 2040 ein Kraftwerkszubau von 2 
TWh realisiert und unterstützt werden. Die 
Produktion der Kraftwerke muss im Winter 
sicher abrufbar und klimaneutral sein. 
 
 
2 Dieser Zubau ist in erster Linie mit Speicher-
wasserkraftwerken zu erreichen. Es ist wie 
folgt vorzugehen: 

a.	 Das Eidgenössische Departement für Um-
welt, Verkehr, Energie und Kommunikation 
(UVEK) eruiert mit den Betroffenen, insbe-
sondere Kantonen, Betreibern und Umwelt-
verbänden, geeignete Projekte und erstellt 
eine Liste mit diesen Projekten. Diese sol-
len möglichst ein Erreichen des Zubauziels 
erlauben, breit abgestützt sein und wenig 
ökologische Eingriffe mit sich bringen.

b.	 Das BFE gewährt für auf der Liste enthalte-
ne Projekte einen Investitionsbeitrag und 
allenfalls einen Beitrag an die Projektie-
rungskosten von je höchstens 40 Prozent 
der anrechenbaren Kosten. In Ausnahme-
fällen und sofern nicht mit einem unverhält-
nismässigen Mitteleinsatz verbunden, ist 
ein Beitrag bis zu 60 Prozent möglich. Ein 
Projektierungskostenbeitrag wird von einem 
allfälligen Investitionsbeitrag in Abzug ge-
bracht.

Art. 9bis	 ∇	 Ausgabenbremse (Abs. 4)
(Das qualifizierte Mehr wurde erreicht)

1 Zur Stärkung der Versorgungssicherheit im 
Winter soll per 2040 ein Zubau von Kraftwer-
ken zur Erzeugung von erneuerbarer Energie 
von mindestens 6 TWh realisiert und unter-
stützt werden. Davon müssen mindestens 2 
TWh sicher abrufbar sein.

2 Dieser Zubau ist in erster Linie mit Speicher-
wasserkraftwerken und alpinen Solaranlagen 
nach Anhang 1 zu erreichen. Für diese gilt, 
dass:
a.	 ihr Bedarf ausgewiesen ist;

b.	 sie standortgebunden sind; und

c.	 das Interesse an ihrer Realisierung anderen 
nationalen Interessen grundsätzlich vor-
geht.
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3 Zeichnet sich ab, dass der angestrebte Zubau 
mit Speicherwasserkraftwerken nicht erreich-
bar ist, so können auch andere, mittels Aus-
schreibungen ermittelte Kraftwerke unterstützt 
werden. Das UVEK ordnet den Übergang zu 
Ausschreibungen an und das BFE führt sie 
durch. Die Projekte müssen die Kriterien nach 
Absatz 1 sowie allfällige auktionsspezifische 
Eignungskriterien und Preisobergrenzen ein-
halten.
4 Für diese Unterstützungen (Abs. 2 Bst. b und 
Abs. 3) und den Vollzugsaufwand wird der 
Zuschlag nach Artikel 9 Absatz 4 im Umfang 
von höchstens 0,2 Rp./kWh erhoben (Winter-
zuschlag); der Bundesrat legt ihn bedarfsge-
recht fest. Erhebung und Überwälzung richten 
sich nach Artikel 35 des Energiegesetzes vom 
30. September 20168 (EnG). Der Zuschlag wird 
nicht zurückerstattet (Art. 39–43 EnG).
5 Der Bundesrat regelt die Einzelheiten. Er 
kann insbesondere vorsehen:
a.	 Fälle, in denen Projektanten, die unterstützt 

wurden, ihr Projekt aber aufgeben, die 
Projektunterlagen anderen Interessierten 
zugänglich machen müssen;

b.	 Sanktionen von bis zu 10 Prozent des In-
vestitionsbeitrags, wenn Betreiber ihr Pro-
jekt nicht wie in der Ausschreibung zuge-
sagt und festgelegt realisieren;

c.	 eine Rückforderung der Investitionsbeiträ-
ge, wenn es bei den Anlagen zu einer über-
mässigen Rentabilität kommt, sowie die 
Pflichten der Betreiber zur Aufbewahrung 
und Offenlegung der dafür relevanten Da-
ten. 

8		 SR 730.0

3 Der Bundesrat überprüft die Liste der in An-
hang 1 aufgeführten Vorhaben regelmässig 
unter Konsultation der Betroffenen, insbeson-
dere der Kantone, Betreiber und Verbände, 
und schlägt der Bundesversammlung bei Be-
darf sowie bei Nichtrealisierung von aufgeführ-
ten Projekten Ergänzungen der Liste mittels 
Bundesbeschluss vor.

4 Für die Projektierung, Erstellung und den 
Betrieb von Anlagen auf der Liste in Anhang 1 
werden Projektierungs- und Investitionsbeiträ-
ge oder eine gleitende Marktprämie ausgerich-
tet.

5 Der Bundesrat regelt die Einzelheiten. Er 
kann insbesondere vorsehen:
a.	 dass Unternehmen, die Projekte gemäss 

Absatz 3 aufgeben, die Projektunterlagen 
anderen Interessierten zugänglich machen 
müssen;

b.	 Sanktionen von bis zu 5 Prozent der Bau-
summe gemäss Kostenvoranschlag, wenn 
Unternehmen ihr Projekt nicht wie zugesagt 
und festgelegt realisieren;

c.	 eine Rückforderung der Investitionsbeiträ-
ge, wenn es bei den Anlagen zu einer über-
mässigen Rentabilität kommt inkl. die 
Pflicht der Unternehmen zur Aufbewahrung 
und Offenlegung der diesbezüglich relevan-
ten Daten.
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Art. 9a Abs. 1 erster Satz
1 Das BFE erstellt einen Szenariorahmen als 
Grundlage für die Netzplanung der Übertra-
gungsnetze und Verteilnetze hoher Spannung. 
... 
 
 
 
 

Art. 9ter	 Versorgungssicherheit durch 
Energieeffizienz

¹ Zur Stärkung der Versorgungssicherheit im 
Winter sollen Massnahmen der Energieeffizi-
enz umgesetzt werden, welche bis spätestens 
2035 zu einer Reduktion des Stromverbrauchs 
um 2 TWh führen.
2 Zeichnet sich ab, dass die angestrebten Effi-
zienzgewinne gemäss Abs. 1 nicht erreichbar 
sind, so kann der Ausbau erneuerbarer Kraft-
werke gemäss Energiegesetz intensiviert wer-
den. 

Art. 9a	 Szenariorahmen
1 Das Bundesamt für Energie (BFE) erstellt 
einen Szenariorahmen als Grundlage für die 
Netzplanung der Übertragungsnetze und Ver-
teilnetze hoher Spannung. Es stützt sich dabei 
auf die energiepolitischen Ziele des Bundes 
und auf die gesamtwirtschaftlichen Rahmenda-
ten und berücksichtigt das internationale Um-
feld. Der Szenariorahmen geht von einer Ge-
samtenergiebetrachtung aus.
2 Bei der Erstellung des Szenariorahmens zieht 
das BFE die Kantone, die nationale Netzgesell-
schaft, die übrigen Netzbetreiber und weitere 
Betroffene angemessen mit ein. Diese stellen 
dem BFE die dafür erforderlichen Auskünfte 
und Unterlagen unentgeltlich zur Verfügung.
3 Im Szenariorahmen sind maximal drei Szena-
rien abzubilden, die für einen Zeitraum von 
mindestens zehn Jahren die Bandbreite wahr-
scheinlicher energiewirtschaftlicher Entwicklun-
gen aufzeigen. Gestützt auf das wahrschein-
lichste der Szenarien ist mindestens ein 
Szenario für einen Zeitraum von weiteren zehn 
Jahren zu entwickeln.
4 Der Szenariorahmen ist dem Bundesrat zur 
Genehmigung vorzulegen.
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Art. 9b Abs. 2

2 Bei der Bestimmung der Grundsätze ist na-
mentlich zu berücksichtigen, dass das Netz in 
der Regel nur dann auszubauen ist, wenn die 
Gewährleistung eines sicheren, leistungsfähi-
gen und effizienten Netzes während des ge-
samten Planungshorizonts nicht durch eine 
Optimierung, einschliesslich der Nutzung von 
Flexibilität, oder Verstärkung erreicht werden 
kann.

5 Der Szenariorahmen muss periodisch über-
prüft und nachgeführt werden. Der Bundesrat 
bestimmt die Periodizität; er kann bei ausseror-
dentlichen Entwicklungen eine vorgezogene 
Nachführung des Szenariorahmens anordnen.
6 Der Szenariorahmen ist für Behörden zu Fra-
gen der Elektrizitätsnetze verbindlich.

Art. 9b	 Grundsätze für die Netzplanung
1 Jeder Netzbetreiber bestimmt die Grundsätze, 
die bei der Netzplanung anzuwenden sind.
2 Bei der Bestimmung der Grundsätze ist na-
mentlich zu berücksichtigen, dass das Netz in 
der Regel nur dann auszubauen ist, wenn die 
Gewährleistung eines sicheren, leistungsfähi-
gen und effizienten Netzes während des ge-
samten Planungshorizontes nicht durch eine 
Optimierung oder Verstärkung erreicht werden 
kann.

3 Die ElCom kann Minimalanforderungen festle-
gen.
4 Der Bundesrat kann die Netzbetreiber ver-
pflichten, ihre Grundsätze zu veröffentlichen.
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Art. 12	 Information und Rechnungsstel-
lung

1 Die Netzbetreiber stellen die für die Netznut-
zung nötigen Informationen leicht zugänglich 
bereit und veröffentlichen: 
a.	 die Netznutzungstarife;
b.	 die Grundversorgungstarife; 

c.	 die Messtarife;
d.	 die Jahressumme der Netznutzungsentgel-

te;
e.	 die technischen und betrieblichen Min-

destanforderungen für den Netzanschluss; 
f.	 die Grundlagen zur Berechnung allfälliger 

Netzkostenbeiträge; sowie
g.	 die Jahresrechnungen.
2 Der Bundesrat kann Anbieter von Elektrizität 
dazu verpflichten, beim Vertragsabschluss 
bestimmte Angaben zur Herkunft und Zusam-
mensetzung der zu liefernden Elektrizität zu 
machen.
3 Die Rechnungen, die den Endverbrauchern 
gestellt werden, müssen transparent und ver-
gleichbar sein. In der Rechnung sind gesondert 
auszuweisen:
a.	 das Entgelt für die Elektrizität;
b.	 das Entgelt für die Netznutzung;

c.	 das Entgelt für den Messstellenbetrieb;
d.	 das Entgelt für die Messdienstleistungen;
e.	 die Abgaben und Leistungen an Gemeinwe-

sen;
f.	 der Winterzuschlag nach Artikel 9bis Ab-

satz 4; und
g.	 der Netzzuschlag nach Artikel 35 EnG9.
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Art. 12	 Information und Rechnungsstel-
lung

Art. 12

1 Die Netzbetreiber stellen die für die Netznut-
zung nötigen Informationen leicht zugänglich 
bereit und veröffentlichen die Netznutzungstari-
fe, die Jahressumme der Netznutzungsentgel-
te, die Elektrizitätstarife, die technischen und 
betrieblichen Mindestanforderungen sowie die 
Jahresrechnungen.

1 ...

b.	 die Elektrizitätstarife;

2 Sie stellen für die Netznutzung transparent 
und vergleichbar Rechnung. Die Abgaben und 
Leistungen an Gemeinwesen und die Zuschlä-
ge auf die Übertragungskosten des Hochspan-
nungsnetzes sind gesondert auszuweisen. 
Soweit die Netzbetreiber auch Endverbraucher 
mit Elektrizität beliefern, ist dies auf der Rech-
nung getrennt auszuweisen.
3 Sie dürfen bei Lieferantenwechsel auf den 
vertraglich vorgesehenen Kündigungstermin 
keine Kosten für den Wechsel auferlegen.

2 Aufgehoben

3 ...

bbis.	 das Entgelt für die Messung;
c.	 Streichen
d.	 Streichen
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4 Der Bundesrat kann die ElCom dazu ver-
pflichten, ein Informationssystem zu betrieben, 
mit dem die Endverbraucher die Angebote in 
der Grundversorgung miteinander vergleichen 
können.

Art. 13 Abs. 3

3 Aufgehoben

Art. 13a	 Wechselprozesse
1 Der Bundesrat erlässt die Ausführungsbestim-
mungen, die zur Durchführung von Lieferanten-
wechseln sowie von Ein- und Austritten bei der 
Grund- und der Ersatzversorgung (Wechsel-
prozesse) erforderlich sind. Er regelt insbeson-
dere:

4 Sie dürfen bei Lieferantenwechsel auf den 
vertraglich vorgesehenen Kündigungstermin 
keine Kosten für den Wechsel auferlegen.

Art. 13	 Netzzugang
1 Die Netzbetreiber sind verpflichtet, Dritten 
diskriminierungsfrei den Netzzugang zu ge-
währen.
2 Der Netzzugang kann mit schriftlicher Begrün-
dung innert zehn Arbeitstagen seit Eingang des 
Gesuchs verweigert werden, wenn der Netzbe-
treiber nachweist, dass:
a.	 der sichere Betrieb des Netzes gefährdet 

würde;
b.	 keine freie Kapazität vorhanden ist;
c.	 bei grenzüberschreitender Netznutzung 

vom ausländischen Staat kein Gegenrecht 
gewährt wird; oder

d.	 eine Ausnahme nach Artikel 17 Absatz 6 
vorliegt.

3 Bei der Zuteilung von Kapazität im Netz ha-
ben gegenüber sonstigen Lieferungen Vorrang 
in der nachstehenden Reihenfolge:
a.	 Lieferungen an Endverbraucher nach Arti-

kel 6 Absatz 1;
b.	 …
c.	 Lieferungen von Elektrizität aus erneuerba-

ren Energien, insbesondere Wasserkraft.

Art. 13a
Streichen
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a.	 das Verfahren und die Aufgaben aller Betei-
ligten;

b.	 die Fristen für Ein-, Aus- und Wiedereintritte 
bei der Grundversorgung;

c.	 die Fristen für Austritte aus der Ersatzver-
sorgung;

d.	 die Voraussetzungen, unter denen grund-
versorgungsberechtigte Endverbraucher 
Elektrizitätslieferverträge ausserhalb der 
Grundversorgung kündigen können.

2 Die Netzbetreiber dürfen die Kosten, die ih-
nen durch Wechselprozesse anfallen, nicht 
dem wechselnden Endverbraucher individuell 
anlasten.

Art. 14 Sachüberschrift, Abs. 1, 3 Einleitungs-
teil und Bst. a und f sowie 3bis

	 Netznutzungsentgelt und Netz-
nutzungstarife

1 Das Entgelt für die Netznutzung darf die anre-
chenbaren Kosten sowie die Abgaben und 
Leistungen an Gemeinwesen nicht überstei-
gen. Deckungsdifferenzen sind zeitnah auszu-
gleichen.

3 Das Netznutzungsentgelt wird auf der Basis 
der Netznutzungstarife erhoben. Diese sind für 
ein Jahr fest und von den Netzbetreibern ge-
mäss den folgenden Grundsätzen festzulegen:
a.	 Sie müssen nachvollziehbare Strukturen 

aufweisen und die von den Endverbrau-
chern verursachten Kosten widerspiegeln.

Art. 14	 Netznutzungsentgelt Art. 14

1 Das Entgelt für die Netznutzung darf die anre-
chenbaren Kosten sowie die Abgaben und 
Leistungen an Gemeinwesen nicht überstei-
gen.

2 Das Netznutzungsentgelt ist von den Endver-
brauchern je Ausspeisepunkt zu entrichten.
3 Für die Festlegung der Netznutzungstarife 
gilt:

3 ...

a.	 Sie müssen einfache Strukturen aufweisen 
und die von den Endverbrauchern verur-
sachten Kosten widerspiegeln.

b.	 Sie müssen unabhängig von der Distanz 
zwischen Ein- und Ausspeisepunkt sein.

c.	 Sie müssen sich am Bezugsprofil orientie-
ren und im Netz eines Netzbetreibers pro 
Spannungsebene und Kundengruppe ein-
heitlich sein.
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f.	 Sie dürfen Endverbraucher mit Eigenver-
brauch und Zusammenschlüsse zum Ei-
genverbrauch gesamthaft betrachtet nicht 
benachteiligen.

3bis Kosten, die die Netzbetreiber individuell in 
Rechnung stellen, dürfen bei der Festlegung 
der Netznutzungstarife nicht berücksichtigt 
werden.

d.	 …
e.	 Sie müssen den Zielen einer effizienten 

Netzinfrastruktur und Elektrizitäts
verwendung Rechnung tragen.

f.	 Streichen

3bis Kosten, die die Netzbetreiber individuell in 
Rechnung stellen, dürfen bei der Festlegung 
des Netznutzungsentgelts nicht berücksichtigt 
werden.

3ter Für die folgenden Anlagen sind ab deren 
Inbetriebnahme und bis zum 31. Dezember 
2030 weder ein Netznutzungsentgelt noch 
Abgaben und Leistungen an Gemeinwesen im 
Sinne von Absatz 1 zu entrichten:
a.	 Speicheranlagen ohne Endverbrauch;
b	 Anlagen zur Umwandlung von Strom in 

Wasserstoff oder synthetisches Gas.
3quater Ab dem 1. Januar 2031 gelten die Befrei-
ungen nur für diejenige Zeit, während der die 
Anlagen netzdienlich eingesetzt werden, und 
soweit die Energie aus erneuerbaren Quellen 
stammt.

4 Die Kantone treffen die geeigneten Massnah-
men zur Angleichung unverhältnismässiger 
Unterschiede der Netznutzungstarife in ihrem 
Gebiet. Falls diese Massnahmen nicht ausrei-
chen, trifft der Bundesrat andere geeignete 
Massnahmen. Er kann insbesondere einen 
Ausgleichsfonds mit obligatorischer Beteiligung 
aller Netzbetreiber anordnen. Die Effizienz des 
Netzbetriebs muss gewahrt bleiben. Bei Zu-
sammenschlüssen von Netzbetreibern besteht 
eine Übergangsfrist von fünf Jahren ab dem 
Zusammenschluss.
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Art. 15 Abs. 1, 2 Bst. a und d, 3 Bst. b, 3bis 
Einleitungsteil und Bst. a und d sowie 3ter

1 Als anrechenbare Kosten gelten die Betriebs- 
und Kapitalkosten eines sicheren, leistungsfä-
higen und effizienten Netzes. 
 
 
 
 
 
2 Als Betriebskosten gelten die Kosten für die 
mit dem Betrieb der Netze direkt zusammen-
hängenden Leistungen. Dazu zählen insbeson-
dere:
a.	 die Kosten für Systemdienstleistungen und 

die Energiereserve;

d.	 die Kosten für die Nutzung von Flexibilität.
3 Die Kapitalkosten müssen auf der Basis der 
ursprünglichen Anschaffungs- beziehungswei-
se Herstellkosten der bestehenden Anlagen 
ermittelt werden. Als Kapitalkosten anrechen-
bar sind höchstens:

5 Die im Zusammenhang mit geltenden Was-
serrechtsverleihungen (Konzessionsverträge) 
vereinbarten Leistungen, insbesondere die 
Energielieferungen, werden durch die Bestim-
mungen über das Netznutzungsentgelt nicht 
berührt.

Art. 15	 Anrechenbare Netzkosten Art. 15

1 Als anrechenbare Kosten gelten die Betriebs- 
und Kapitalkosten eines sicheren, leistungsfä-
higen und effizienten Netzes sowie ausnahms-
weise die Kosten innovativer Massnahmen für 
intelligente Netze, sofern sie die vom Bundes-
rat bestimmten Funktionalitäten aufweisen. Sie 
beinhalten einen angemessenen Betriebsge-
winn.
2 Als Betriebskosten gelten die Kosten für die 
mit dem Betrieb der Netze direkt zusammen-
hängenden Leistungen. Dazu zählen insbeson-
dere:
a.	 die Kosten für Systemdienstleistungen;

b.	 die Kosten für den Unterhalt der Netze;
c.	 die Entgelte für die Einräumung von Rech-

ten und Dienstbarkeiten im Zusammenhang 
mit dem Netzbetrieb.

3 Die Kapitalkosten müssen auf der Basis der 
ursprünglichen Anschaffungs- bezie
hungsweise Herstellkosten der bestehenden 
Anlagen ermittelt werden. Als Kapitalkosten 
anrechenbar sind höchstens:

3 ...

a.	 die kalkulatorischen Abschreibungen;
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b.	 die kalkulatorischen Zinsen auf den für den 
Betrieb der Netze notwendigen Vermögens-
werten, einschliesslich eines angemesse-
nen Betriebsgewinns. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

3bis Der Bundesrat regelt den Umgang mit De-
ckungsdifferenzen aus vergangenen Tarifperio-
den, namentlich ob und wie sie verzinst werden 
und in welchem Zeitraum sie auszugleichen 
sind. Weiter regelt er, unter welchen Bedingun-
gen und in welchem Umfang folgende Kosten 
an die Betriebs- und Kapitalkosten anrechen-
bar und wie sie diesen zuzuordnen sind:
a.	 die Kosten intelligenter Steuer- und Regel-

systeme; 
 

d.	 Aufgehoben

3ter Er regelt zudem, unter welchen Bedingun-
gen und in welchem Umfang die Kosten inno-
vativer Massnahmen für intelligente Netze mit 
bestimmten Funktionalitäten ausnahmsweise 
an die Betriebs- und Kapitalkosten anrechen-

b.	 die kalkulatorischen Zinsen auf den für den 
Betrieb der Netze notwendigen Vermögens-
werten.

b.	 ... 
 
                                 .... eines angemesse-
nen Betriebsgewinns. Der kalkulatorische 
Zinssatz entspricht dem Satz der durch-
schnittlichen Kosten des eingesetzten Kapi-
tals (durchschnittlicher Kapitalkostensatz, 
Weighted Average Cost of Capital, WACC). 
Der Zinssatz für das Eigenkapital muss den 
Netzbetrieb im Monopol risikogerecht abbil-
den und unter Berücksichtigung des Regu-
lierungsmodells im Rahmen internationaler 
Vergleichswerte liegen. Der Zinssatz für 
das Fremdkapital muss den jeweils aktuel-
len Marktgegebenheiten entsprechen.

3bis Der Bundesrat regelt unter welchen Bedin-
gungen und in welchem Umfang folgende Kos-
ten anrechenbar und wie sie den Betriebs- und 
Kapitalkosten zuzuordnen sind:

a.	 die Kosten intelligenter Mess-, Steuer- und 
Regelsysteme, einschliesslich bestimmter 
Kosten für die Sensibilisierung im Bereich 
der Verbrauchsreduktion;

b.	 die Kosten für notwendige Informations-
massnahmen, die der Netzbetreiber für 
genehmigungspflichtige Vorhaben nach 
Artikel 16 des Elektrizitätsgesetzes vom 24. 
Juni 1902 projektspezifisch trifft;

c.	 die Gebühren, die der Netzbetreiber nach 
Artikel 3a Absatz 2 des Elektrizitätsgeset-
zes entrichtet;

d.	 die Kosten innovativer Massnahmen nach 
Absatz 1.
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bar und wie sie diesen zuzuordnen sind.

Art. 15a	 Besondere Kosten des Übertra-
gungsnetzes

1 Als anrechenbare Betriebskosten des Über-
tragungsnetzes gelten auch, soweit eine Kos-
tendeckung durch andere Finanzierungsinstru-
mente nicht möglich ist:
a.	 die Kosten der bezeichneten Stelle für die 

Erfassung und Weitergabe der Speicher-
seedaten (Art. 8b);

b.	 die Kosten, die den Netzbetreibern, Erzeu-
gern und Speicherbetreibern unmittelbar 
durch Massnahmen entstehen, die nach 
dem Landesversorgungsgesetz vom 17. 
Juni 201610 zur Sicherstellung der Elektrizi-
tätsversorgung notwendig sind.

2 Das Bundesamt für wirtschaftliche Landesver-
sorgung prüft vorab, ob die Voraussetzungen 
nach Absatz 1 Buchstabe b erfüllt sind. Es 
entscheidet nach Anhörung der ElCom, ob die 
Kosten als Übertragungsnetzkosten anrechen-
bar sind.
3 Der Bundesrat regelt, wie die dem Übertra-
gungsnetz zugeordneten Kosten auszuweisen 
sind und wie sie den Berechtigten von der 
nationalen Netzgesellschaft erstattet werden.

10	 SR 531

4 Der Bundesrat legt die Grundlagen fest zu
a.	 Berechnung der Betriebs- und Kapitalkos-

ten;
b.	 einheitlichen und verursachergerechten 

Überwälzung der Kosten sowie der Abga-
ben und Leistungen an Gemeinwesen. 
Dabei ist der Einspeisung von Elektrizität 
auf unteren Spannungsebenen Rechnung 
zu tragen.

Art. 15a	 Individuell in Rechnung gestellte 
Kosten für Ausgleichsenergie

1 Die nationale Netzgesellschaft stellt den Bi-
lanzgruppen die Kosten für die Ausgleichsener-
gie individuell in Rechnung.

2 Sie legt die Preise für die Ausgleichsenergie 
so fest, dass ein Anreiz besteht, gesamt-
schweizerisch Regelenergie und Regelleistung 
effizient einzusetzen, und dass Missbräuche 
verhindert werden. Die Preise für die Aus-
gleichsenergie orientieren sich an den Kosten 
für Regelenergie.
3 Resultiert aus dem Verkauf von Ausgleichse-
nergie ein Gewinn, so ist er mit den Kosten der 
Systemdienstleistungen zu verrechnen.
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Art. 15abis

Bisheriger Art. 15a mit folgender Änderung von 
Sachüberschrift und Abs. 1
Individuell in Rechnung zu stellende Kosten
1 Die nationale Netzgesellschaft stellt individuell 
in Rechnung:
a.	 den Bilanzgruppen die Kosten für Aus-

gleichsenergie;
b.	 den Verteilnetzbetreibern und den direkt am 

Übertragungsnetz angeschlossenen End-
verbrauchern die Kosten, die sie für den 
Ausgleich von Wirkverlusten und im Zu-
sammenhang mit Blindenergie verursacht 
haben.

Art. 15a	 Individuell in Rechnung gestellte 
Kosten für Ausgleichsenergie

1 Die nationale Netzgesellschaft stellt den Bi-
lanzgruppen die Kosten für die Ausgleichsener-
gie individuell in Rechnung.

2 Sie legt die Preise für die Ausgleichsenergie 
so fest, dass ein Anreiz besteht, gesamt-
schweizerisch Regelenergie und Regelleistung 
effizient einzusetzen, und dass Missbräuche 
verhindert werden. Die Preise für die Aus-
gleichsenergie orientieren sich an den Kosten 
für Regelenergie.
3 Resultiert aus dem Verkauf von Ausgleichse-
nergie ein Gewinn, so ist er mit den Kosten der 
Systemdienstleistungen zu verrechnen.

Art. 15b	 Netzverstärkungskosten
1 Netzverstärkungen, die notwendig werden zur 
Einspeisung von Elektrizität aus Produktions-
anlagen von erneuerbaren Energien mit einer 
Leistung von über 150 kW sind Teil der Sys-
temdienstleistungen der nationalen Netzgesell-
schaft.
2 Der Bundesrat kann die Entschädigungshöhe 
unter Berücksichtigung der eingespeisten 
Energiemenge begrenzen.
3 Vergütungen für notwendige Netzverstärkun-
gen nach Absatz 1 bedürfen einer Bewilligung 
der ElCom. Die nationale Netzgesellschaft 
vergütet dem Netzbetreiber gestützt auf diese 
Bewilligung die Kosten für die notwendigen 
Netzverstärkungen. 
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Gliederungstitel vor Art. 17a

2a. Abschnitt: Messwesen 

Art. 17a	 Zuständigkeit und Wahlrechte

1 Die Netzbetreiber sind in ihrem Netzgebiet für 
das Messwesen zuständig.
2 Erzeuger und Speicherbetreiber können den 
Messstellenbetreiber und den Messdienstleis-
ter frei wählen. Endverbraucher haben dieses 
Wahlrecht, sofern sie an der betreffenden Ver-
brauchsstätte:
a.	 einen Jahresverbrauch von mindestens 

100 MWh aufweisen;
b.	 vom Recht auf Eigenverbrauch oder Zu-

sammenschluss zum Eigenverbrauch Ge-
brauch machen;

c.	 Zugriff auf ihre Messdaten benötigen, weil 
sie:
1.	 verbrauchsseitige Flexibilität für eine 

andere als eine netzdienliche Nutzung 
anbieten, oder 

2.	 Energiedienstleistungen zur Reduktion 
ihres Energieverbrauchs in Anspruch 
nehmen.

3 Endverbraucher mit unternehmerischer Tätig-
keit und einem Jahresverbrauch von mindes-
tens 100 MWh können den Messstellenbetrei-
ber und Messdienstleister unabhängig von 
diesen Voraussetzungen unternehmensweit 
frei wählen.
4 Das Wahlrecht kann an allen Messstellen 
einer Verbrauchs- oder Produktionsstätte aus-
geübt werden. Soweit es nicht ausgeübt wird, 
bleibt der Netzbetreiber zuständig.

2a. Abschnitt: Messwesen und 
Steuersysteme

Art. 17a	 Intelligente Messsysteme Art. 17a	 Zuständigkeit, Messentgelt und 
Messtarife

1 Ein intelligentes Messsystem beim Endver-
braucher, Erzeuger oder Speicher ist eine 
Messeinrichtung zur Erfassung elektrischer 
Energie, die eine bidirektionale Datenübertra-
gung unterstützt und den tatsächlichen Ener-
giefluss und dessen zeitlichen Verlauf erfasst.

2 Sie legen verursachergerechte Messtarife 
fest.

2 Der Bundesrat kann Vorgaben zur Einführung 
solcher intelligenten Messsysteme machen. Er 
berücksichtigt dabei internationale Normen und 
Empfehlungen anerkannter Fachorganisatio-
nen. Er kann insbesondere die Netzbetreiber 
dazu verpflichten, bis zu einem bestimmten 
Zeitpunkt bei allen Endverbrauchern, Erzeu-
gern und Speichern oder bei gewissen Grup-
pen davon die Installation intelligenter Mess-
systeme zu veranlassen.
3 Er kann unter Berücksichtigung der Bundes-
gesetzgebung über das Messwesen festlegen, 
welchen technischen Mindestanforderungen 
die intelligenten Messsysteme zu genügen 
haben und welche weiteren Eigenschaften, 
Ausstattungen und Funktionalitäten sie aufwei-
sen müssen, insbesondere im Zusammenhang 
mit:

3 Auf ihrer Basis erheben sie je Messpunkt das 
Messentgelt. Das erhobene Messentgelt darf 
die anrechenbaren Messkosten nicht überstei-
gen. Deckungsdifferenzen sind zeitnah auszu-
gleichen.

a.	 der Übermittlung von Messdaten;
b.	 der Unterstützung von Tarifsystemen;
c.	 der Unterstützung weiterer Dienste und 

Anwendungen.
4 Anrechenbar sind die Betriebs- und Kapital-
kosten, die durch die zuverlässige und effizien-
te Messung bei Endverbrauchern, Erzeugern 
und Speicherbetreibern anfallen; die Kapital-
kosten enthalten einen angemessenen Be-
triebsgewinn.
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5 Der Bundesrat kann das Verfahren zum 
Wechsel der Messstellenbetreiber und Mess-
dienstleister regeln, einschliesslich der Voraus-
setzungen zur Kündigung der Verträge. 
 

Art. 17abis	 Messentgelt und Messtarife
1 Für Verbrauchsstätten, an denen die Endver-
braucher ihren Messstellenbetreiber und Mess-
dienstleister nicht frei wählen können oder das 
Wahlrecht vom Endverbraucher, Erzeuger oder 
Speicherbetreiber nicht ausgeübt wird, legen 
die Verteilnetzbetreiber verursachergerechte 
Messtarife fest.
2 Auf ihrer Basis erheben sie je Messpunkt das 
Messentgelt. Das erhobene Messentgelt darf 
die anrechenbaren Messkosten nicht überstei-
gen. Deckungsdifferenzen sind zeitnah auszu-
gleichen.
3 Anrechenbar sind die Betriebs- und Kapital-
kosten, die durch die zuverlässige und effizien-
te Messung an Verbrauchsstätten nach Absatz 
1 anfallen; die Kapitalkosten enthalten einen 
angemessenen Betriebsgewinn.
4 Der Bundesrat legt die Grundlagen zur Be-
rechnung der anrechenbaren Messkosten fest. 
Er kann Tarifobergrenzen festlegen und regeln, 
ob und wie Deckungsdifferenzen aus vergan-
genen Tarifperioden verzinst werden.

Art. 17ater	 Anforderungen an den Messstel-
lenbetrieb und die Messdienst-
leistungen

1 Die Netzbetreiber erarbeiten nach Anhörung 
der ElCom und der interessierten Kreise einen 
einheitlichen Vertragsstandard für ihr Rechts-
verhältnis zu den Messstellenbetreibern und 
den Messdienstleistern und schliessen ihre 
Verträge nach diesem Standard ab.

5 Der Bundesrat legt die Grundlagen zur Be-
rechnung der anrechenbaren Messkosten fest. 
Er kann Tarifobergrenzen festlegen und regeln, 
ob und wie Deckungsdifferenzen aus vergan-
genen Tarifperioden verzinst werden.

Art. 17abis

Streichen

Art. 17ater

Streichen
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2 Der Bundesrat kann Anforderungen an den 
Vertragsstandard festlegen und den Messstel-
lenbetreibern und Messdienstleistern Aufgaben 
zuweisen, die ihnen im Rahmen dieser Rechts-
verhältnisse zukommen.

Art. 17aquater

Bisheriger Art. 17a mit folgender Änderung von 
Abs. 1 und 2 dritter Satz
1 Betrifft nur den französischen Text.

2 ...  
 
 
 
    ... Er kann die Netzbetreiber sowie die be-
auftragten Messstellenbetreiber und Mess-
dienstleister dazu verpflichten, ab einem be-
stimmten Zeitpunkt bei allen Endverbrauchern, 
Erzeugern und Speicherbetreibern oder bei 
gewissen Gruppen davon intelligente Messsys-
teme zu verwenden

Art. 17a	 Intelligente Messsysteme Art. 17aquater

Bisheriger Art. 17a

1 Ein intelligentes Messsystem beim Endver-
braucher, Erzeuger oder Speicher ist eine 
Messeinrichtung zur Erfassung elektrischer 
Energie, die eine bidirektionale Datenübertra-
gung unterstützt und den tatsächlichen Ener-
giefluss und dessen zeitlichen Verlauf erfasst.
2 Der Bundesrat kann Vorgaben zur Einführung 
solcher intelligenten Messsysteme machen. Er 
berücksichtigt dabei internationale Normen und 
Empfehlungen anerkannter Fachorganisatio-
nen. Er kann insbesondere die Netzbetreiber 
dazu verpflichten, bis zu einem bestimmten 
Zeitpunkt bei allen Endverbrauchern, Erzeu-
gern und Speichern oder bei gewissen Grup-
pen davon die Installation intelligenter Mess-
systeme zu veranlassen.

3 Er kann unter Berücksichtigung der Bundes-
gesetzgebung über das Messwesen festlegen, 
welchen technischen Mindestanforderungen 
die intelligenten Messsysteme zu genügen 
haben und welche weiteren Eigenschaften, 
Ausstattungen und Funktionalitäten sie aufwei-
sen müssen, insbesondere im Zusammenhang 
mit:
a.	 der Übermittlung von Messdaten;
b.	 der Unterstützung von Tarifsystemen;
c.	 der Unterstützung weiterer Dienste und 

Anwendungen.
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Art. 17b Abs. 2 erster Satz und 3 erster Satz
Betrifft nur den französischen Text. 

2 Betrifft nur den französischen Text.

3 Betrifft nur den französischen Text.

Art. 17b	 Intelligente Steuer- und 
Regelsysteme

1 Intelligente Steuer- und Regelsysteme sind 
Einrichtungen, mit denen ferngesteuert auf den 
Verbrauch, die Erzeugung oder die Speiche-
rung von Strom, namentlich zur Optimierung 
des Eigenverbrauchs oder zur Sicherstellung 
eines stabilen Netzbetriebs, Einfluss genom-
men werden kann.
2 Der Bundesrat kann Vorgaben zum Einsatz 
von intelligenten Steuer- und Regelsystemen 
bei Endverbrauchern, Erzeugern und Spei-
chern machen. Er kann festlegen, unter wel-
chen Bedingungen sie verwendet werden dür-
fen, welchen technischen 
Mindestanforderungen sie genügen und wel-
che weiteren Eigenschaften, Ausstattungen 
und Funktionalitäten sie aufweisen müssen. Er 
berücksichtigt dabei internationale Normen und 
Empfehlungen anerkannter Fachorganisatio-
nen. Der Bundesrat kann weitere Bestimmun-
gen erlassen, insbesondere über:
a.	 die Übermittlung von Steuer- und Regelda-

ten;
b.	 die Unterstützung von weiteren Diensten 

und Anwendungen;
c.	 die Steuerung des Leistungsbezugs und 

der Leistungsabgabe.
3 Der Einsatz von intelligenten Steuer- und 
Regelsystemen bei Endverbrauchern, Erzeu-
gern und Speichern bedarf der Zustimmung 
der Betroffenen. Der Bundesrat kann Ausnah-
men vorsehen.
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Gliederungstitel vor Art. 17bbis

2b. Abschnitt: Steuer- und 
Regelsysteme sowie Flexibilität

Art. 17bbis	 Nutzung von Flexibilität
1 Die Endverbraucher, Erzeuger und Speicher-
betreiber sind die Inhaber der Flexibilität, die 
sich dank der Steuerbarkeit des Bezugs, der 
Speicherung oder der Einspeisung von Elektri-
zität nutzen lässt. Dritte erschliessen sich die 
Nutzung durch Vertrag.
2 Die Verteilnetzbetreiber können in ihrem Netz-
gebiet Flexibilität netzdienlich nutzen. Dazu 
schliessen sie mit den Flexibilitätsinhabern 
Verträge ab zu Bedingungen, die pro unter-
schiedliche Konstellation von Flexibilität ein-
heitlich sind. Sie sorgen für eine diskriminie-
rungsfreie Flexibilitätsnutzung und Anwendung 
der Verträge.
3 Den Verteilnetzbetreibern stehen in ihrem 
Netzgebiet gegen angemessene Vergütung die 
folgenden garantierten Nutzungen netzdienli-
cher Flexibilität zu: 
a.	 Abregelung eines bestimmten Anteils der 

Einspeisung;
b.	 Nutzung bei einer unmittelbaren erhebli-

chen Gefährdung des sicheren Netzbe-
triebs; diese Nutzung muss nur vergütet 
werden, wenn die Abwendung der Gefähr-
dung zumutbar gewesen wäre.

4 Die garantierten Nutzungen stehen ihnen 
auch bei entgegenstehenden Nutzungsrechten 
Dritter zu sowie gegen den Willen des Flexibili-
tätsinhabers oder wenn dieser dem Einsatz 
eines intelligenten Steuer- und Regelsystems 
nicht zustimmt.
5 Der Bundesrat legt die Grundzüge der Vergü-
tung der garantierten Nutzung und pro Erzeu-
gungstechnologie den abregelbaren Anteil fest 
und regelt die Transparenz- und Publikations-
pflichten der Verteilnetzbetreiber. Er kann zu-
dem insbesondere regeln:

Art. 17bbis

3 ...                                                   ... ihrem 
Netzgebiet die folgenden garantierten Nutzun-
gen ... 
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a.	 den Schutz der Flexibilitätsinhaber bei 
Verträgen nach Absatz 2;

b.	 die Standardisierung von Flexibilitätspro-
dukten;

c.	 Vorgaben für den Fall, dass die Verteilnetz-
betreiber mit ihren Bedingungen andere 
Flexibilitätsnutzungen so stark verdrängen, 
dass sich kein Markt entwickeln kann;

d.	 Vorgaben für die Vertragspartner bei Flexi-
bilitätsnutzungen, gleich welcher Art, wenn 
sich diese Nutzungen auf andere Akteure 
stark negativ auswirken.

e.	 eine Evaluation der Regelung gemäss 
diesem Artikel.

2bbis. Abschnitt: Lokale 
Elektrizitätsgemeinschaften
Art. 17bbisa	 Lokale Elektrizitätsgemeinschaf-

ten
1 Endverbraucher, Erzeuger von Elektrizität aus 
erneuerbaren Energien und Speicherbetreiber 
können sich zu einer lokalen Elektrizitätsge-
meinschaft zusammenschliessen und die 
selbst erzeugte Elektrizität im Kreise dieser 
Gemeinschaft absetzen. 
2  Vorausgesetzt ist, dass die Teilnehmer:
a.	 im gleichen Netzgebiet, auf der gleichen 

Netzebene und örtlich nahe beieinander am 
Elektrizitätsnetz angeschlossen sind;

b.	 alle mit einem intelligenten Messsystem 
ausgestattet sind; und

c.	 gemeinsam eine vom Bundesrat festgeleg-
te Mindestgrösse an Elektrizitätserzeugung 
und an nutzbarer Flexibilität im Verhältnis 
zur Anschlussleistung aufweisen.

3 Die Teilnehmer der lokalen Elektrizitätsge-
meinschaft regeln untereinander ihr Verhältnis, 
insbesondere die Art und Weise ihrer Versor-
gung. Der Bundesrat kann dazu und zu ande-
ren Inhalten dieser Regelung Anforderungen 
festlegen.
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Art. 17bbisb	 Versorgung der Gemeinschaft 
und Verhältnis zum Netzbetrei-
ber

1 Die selbst erzeugte Elektrizität kann innerhalb 
der lokalen Elektrizitätsgemeinschaft auch 
unter Inanspruchnahme des Verteilnetzes frei 
abgesetzt werden. 
2 Die lokale Elektrizitätsgemeinschaft kann 
einen Lieferanten freier Wahl mit der Deckung 
des verbleibenden Elektrizitätsbedarfs der nicht 
netzzugangsberechtigten Endverbraucher 
beauftragen. Übt sie dieses Wahlrecht nicht 
aus, wird der verbleibende Elektrizitätsbedarf 
dieser Endverbraucher in der Grundversorgung 
gedeckt.
3 Netzzugangsberechtigte Endverbraucher 
können ihren Anspruch auf Netzzugang selbst-
ständig ausüben.
4 Der Verteilnetzbetreiber hat für die Endver-
braucher der lokalen Elektrizitätsgemeinschaft 
einen speziellen Netznutzungstarif zu gestal-
ten. Dieser setzt sich aus den vollen Kosten für 
die Anschlussnetzebene und 75 Prozent der 
Kosten für die überliegenden Netzebenen zu-
sammen.
5 Das Netznutzungsentgelt ist dem Verteilnetz-
betreiber von der lokalen Elektrizitätsgemein-
schaft geschuldet.
6 Die lokale Elektrizitätsgemeinschaft stellt 
sicher, dass sich für die Abrechnung eruieren 
lässt, zu welchem Anteil die aus dem Verteil-
netz bezogene Elektrizität aus interner und aus 
externer Erzeugung stammt.
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Gliederungstitel vor Art. 17bter

2c. Abschnitt: Datenaustausch

Art. 17bter	 Grundsatz

Die Netzbetreiber sowie die beauftragten 
Messstellenbetreiber und Messdienstleister 
geben einander und den Unternehmen der 
Elektrizitätswirtschaft, den Bilanzgruppen, der 
nationalen Netzgesellschaft und der Vollzugs-
stelle nach Artikel 64 EnG11 rechtzeitig, unent-
geltlich und diskriminierungsfrei alle Daten und 
Informationen bekannt, soweit dies für eine 
ordnungsgemässe Elektrizitätsversorgung 
nötig ist.

Art. 17bquater	 Datenaustausch über das Daten-
register

1 Der Austausch von Mess- und Stammdaten 
zwischen den Beteiligten nach Artikel 17bter 
erfolgt für die folgenden Zwecke über ein zent-
rales Datenregister:
a.	 Abwicklung der Wechselprozesse nach den 

Artikeln 13a und 17a Absatz 5;
b.	 Abrechnung der Netz-, Elektrizitäts- und 

Messkosten;
c.	 Prognose im Rahmen des Bilanzmanage-

ments;
d.	 Erfassung der Elektrizität mittels Herkunfts-

nachweisen.
2 Die Stammdaten nach Absatz 1 werden im 
Datenregister in der Schweiz gespeichert. Der 
Datenregisterbetreiber verwaltet die gespei-
cherten Daten und gewährleistet den Aus-
tausch der Mess- und Stammdaten zwischen 
den Beteiligten.
3 Den Bundesbehörden und den kantonalen 
Behörden wird nach Massgabe ihrer Berechti-
gung Zugang zum Datenregister gewährt.

11	 SR 730.0

Art. 17bter

Die Netzbetreiber geben einander und den 
Unternehmen der Elektrizitätswirtschaft, den 
Bilanzgruppen, der nationalen Netzgesellschaft 
und der Vollzugsstelle nach Artikel 64 EnG  
rechtzeitig, unentgeltlich, diskriminierungsfrei 
und in der notwendigen Qualität alle Daten und 
Informationen bekannt, soweit dies für eine 
ordnungsgemässe Elektrizitätsversorgung 
nötig ist.

Art. 17bquater

1 ...

a.	 Abwicklung der Lieferantenwechsel; 
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4 Der Bundesrat regelt die Prozesse des Daten-
austausches und die näheren Aufgaben des 
Datenregisterbetreibers. Er kann das Datenre-
gister um folgende Funktionalitäten und Pro-
zesse erweitern:
a.	 Analyse der Qualität des über das Datenre-

gister erfolgenden Datenaustausches;
b.	 Speicherung von Messdaten;
c.	 Bekanntgabe anonymisierter Mess- und 

Stammdatenaggregate an Dritte zum Zwe-
cke der Forschung, der Versorgungssicher-
heit, der Stärkung des Wettbewerbs auf 
dem Elektrizitätsmarkt und der Erbringung 
von Energiedienstleistungen;

d.	 Austausch von Mess- und Stammdaten für 
die Nutzung der Flexibilität;

e.	 Gewährleistung des Rechts der Endver-
braucher, Erzeuger und Speicherbetreiber 
auf Datenherausgabe und -übertragung.

Art. 17bquinquies	 Konstituierung des Datenre-
gisterbetreibers

1 Zur Errichtung und zum Betrieb des Datenre-
gisters können Unternehmen der Elektrizitäts-
wirtschaft und anderer Wirtschaftszweige den 
Datenregisterbetreiber in Form einer privat-
rechtlichen Kapitalgesellschaft oder Genossen-
schaft mit Sitz in der Schweiz konstituieren.
2 Die Statuten des Datenregisterbetreibers und 
deren Änderungen bedürfen der Genehmigung 
durch das UVEK. Das UVEK prüft dabei, ob die 
Statuten oder deren Änderung den Anforderun-
gen dieses Gesetzes genügen.
3 Wird der Datenregisterbetreiber nicht innert 
einer vom Bundesrat vorgegebenen Frist kons-
tituiert, so überträgt der Bundesrat die Aufga-
ben zur Errichtung und zum Betrieb des Daten-
registers einer öffentlich-rechtlichen Stelle.
4 Die Kosten der Errichtung des Datenregisters 
werden vom Datenregisterbetreiber zurücker-
stattet.
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Art. 17bsexies	 Organisation und Finanzierung 
des Datenregisterbetreibers

1 Der Datenregisterbetreiber, einschliesslich 
sein Personal, muss von der Elektrizitätswirt-
schaft unabhängig sein. Er ist schweizerisch 
beherrscht.
2 Er beschränkt sich auf die Erfüllung der in 
diesem Gesetz und seinen Ausführungsbestim-
mungen vorgesehenen Aufgaben und ist nicht 
gewinnorientiert tätig.
3 Er deckt seine Kosten durch ein verursacher-
gerechtes und kostendeckendes Entgelt, das 
er pro Messpunkt von den Verteilnetzbetreibern 
und den beauftragten Messstellenbetreibern 
und Messdienstleistern erhebt. 
4 Der Bundesrat erlässt weitere Bestimmungen 
zur Organisation, Unabhängigkeit und Finan-
zierung.

Art. 17bsexies

1 Der Datenregisterbetreiber muss von einzel-
nen Unternehmen der Elektrizitätswirtschaft 
unabhängig sein. ...

3 ... 
                                                            ... , das 
er pro Messpunkt von den Verteilnetzbetreibern 
erhebt.
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Gliederungstitel vor Art. 17c

2d. Abschnitt: Datenschutz und 
Datensicherheit

Art. 17c Sachüberschrift und Abs. 2 und 3 
Titel: Aufgehoben

2 Der Datenregisterbetreiber kann zur Erfüllung 
seiner Aufgaben Daten juristischer Personen 
sowie Personendaten bearbeiten. Die Beteilig-
ten nach Artikel 17bter erteilen ihm die für den 
Vollzug seiner Aufgaben notwendigen Auskünf-
te und stellen die dazu notwendigen Unterla-
gen zur Verfügung.
3 Der Bundesrat kann besondere Bestimmun-
gen zum Datenschutz, zur Datensicherheit und 
zur Prüfung ihrer Einhaltung vorsehen, na-
mentlich für die intelligenten Mess-, Steuer- 
und Regelsysteme, einschliesslich damit ver-
bundener Einrichtungen, und für das 
Datenregister.

Art. 17c	 Datenschutz

1 Auf die Datenbearbeitung im Zusammenhang 
mit intelligenten Mess-, Steuer- oder Regelsys-
temen findet das Bundesgesetz vom 19. Juni 
1992 über den Datenschutz Anwendung.
2 Der Bundesrat erlässt die Ausführungsbestim-
mungen über die Bearbeitung der Daten. Er 
kann besondere Bestimmungen vorsehen, 
namentlich im Zusammenhang mit Lastgang-
messungen.
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Gliederungstitel vor Art. 18

3. Abschnitt:  
Schweizerisches Übertragungsnetz 
und nationale Netzgesellschaft

Art. 18 Abs. 4, 4bis,6 dritter Satz und 7

4 Werden Aktien der nationalen Netzgesell-
schaft veräussert, so haben an diesen Aktien in 
der folgenden Rangordnung ein Vorkaufsrecht:
a.	 die Kantone;
b.	 die Gemeinden;
c.	 die schweizerisch beherrschten Elektrizi-

tätsversorgungsunternehmen mit Sitz in der 
Schweiz.

4bis Der Bundesrat regelt die Einzelheiten zum 
Vorkaufsrecht, insbesondere:
a.	 die Bekanntmachung des Vorkaufsfalls;
b.	 die Fristen zur Geltendmachung;
c.	 Fälle, die nicht als Vorkaufsfall gelten wie 

Käufe durch bestimmte kantons- und ge-
meindenahe Einheiten;

3. Abschnitt:  
Schweizerisches Übertragungsnetz

Art. 18Art. 18	 Nationale Netzgesellschaft
1 Das Übertragungsnetz auf gesamtschweizeri-
scher Ebene wird von der nationalen Netzge-
sellschaft betrieben; diese hat die Rechtsform 
einer privatrechtlichen Aktiengesellschaft mit 
Sitz in der Schweiz.
2 Die Netzgesellschaft muss Eigentümerin des 
von ihr betriebenen Netzes sein. Davon ausge-
nommen sind durch Dritte erstellte Leitungen, 
während der Dauer, für die ihnen eine Ausnah-
me nach Artikel 17 Absatz 6 gewährt wurde.
3 Die Netzgesellschaft muss sicherstellen, dass 
ihr Kapital und die damit verbundenen Stimm-
rechte direkt oder indirekt mehrheitlich Kanto-
nen und Gemeinden gehören.

4 ...4 Die Kantone, die Gemeinden und schweize-
risch beherrschte Elektrizitätsversor
gungsunternehmen haben ein Vorkaufsrecht 
an den Aktien der Netzgesellschaft. Die Statu-
ten der Netzgesellschaft regeln die Einzelhei-
ten.

Die Statuten der Netzgesellschaft regeln die 
Einzelheiten.
4bis Streichen
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d.	 Fälle, bei denen das Vorkaufsrecht nicht zur 
Anwendung kommt wie Käufe von geringfü-
gigen Aktienanteilen;

e.	 den Umgang mit mehreren interessierten 
Vorkaufsberechtigten.

6 ... 
 
 
 
 
 
 
                                                        ... Ebenfalls 
zulässig ist die regelzonenübergreifende Be-
schaffung von Systemdienstleistungen gemein-
sam mit ausländischen Übertragungsnetzbe-
treibern.
7 Die Mitglieder des Verwaltungsrates und der 
Geschäftsleitung dürfen nicht Organen von 
Unternehmen angehören, die in den Bereichen 
Elektrizitätserzeugung oder -handel tätig sind, 
oder in einem Dienstleistungsverhältnis zu 
solchen Unternehmen stehen. 
 

5 Die Anteile der Netzgesellschaft dürfen nicht 
an einer Börse kotiert sein.
6 Die Netzgesellschaft darf weder Tätigkeiten in 
den Bereichen Elektrizitätserzeugung, -vertei-
lung oder -handel ausüben noch Beteiligungen 
an Unternehmen besitzen, die in diesen Berei-
chen tätig sind. Der Bezug und die Lieferung 
von Elektrizität aus betriebsnotwendigen Grün-
den, insbesondere zur Bereitstellung der 
Systemdienstleistungen, sind zulässig.

7 Die Mehrheit der Mitglieder und der Präsident 
des Verwaltungsrates sowie die Mitglieder der 
Geschäftsleitung dürfen nicht Organen von 
juristischen Personen angehören, die Tätigkei-
ten in den Bereichen Elektrizitätserzeugung 
oder -handel ausüben, oder in einem Dienst-
leistungsverhältnis zu solchen juristischen 
Personen stehen.

7 Streichen (= gemäss geltendem Recht)

8 Den Kantonen ist in den Statuten das Recht 
einzuräumen, zwei Vertreterinnen oder Vertre-
ter in den Verwaltungsrat abzuordnen. Sie 
berücksichtigen dabei eine ausgewogene Ver-
tretung der Regionen.
9 Die Vertretung der verschiedenen Erzeuger- 
und Verbraucherregionen ist in den Organen 
sicherzustellen.
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Art. 18a	 Folgen bei fehlender kantonaler 
und kommunaler Mehrheit

1 Ist bei der Netzgesellschaft die gemäss Arti-
kel 18 Absatz 3 erforderliche Mehrheit von 
Kantonen und Gemeinden nicht gegeben, so 
gilt:
a.	 In der Generalversammlung werden ge-

mäss Absatz 3 Stimmrechte von nicht kan-
tonal oder kommunal beherrschten Aktionä-
ren suspendiert. 

b.	 Im Verwaltungsrat und in der Geschäftslei-
tung dürfen Mitglieder, die dort für nicht 
kantonal oder kommunal beherrschte Aktio-
näre Einsitz nehmen, nicht in der Mehrheit 
sein.

2 Die erforderliche Mehrheit von Kantonen und 
Gemeinden ist nicht gegeben, wenn insgesamt 
nicht genügend Aktionäre, gewichtet nach ihren 
Anteilen, ihrerseits von Kantonen und Gemein-
den beherrscht sind. Als Beherrschung gilt die 
Möglichkeit, bestimmenden Einfluss auszu-
üben.
3 Der Verwaltungsrat suspendiert für die Gene-
ralversammlung bei Aktionären, die die erfor-
derliche Beherrschung nicht nachgewiesen 
haben, die Stimmrechte. Er tut dies im insge-
samt notwendigen Umfang und pro betroffenen 
Aktionär anteilsmässig.

Art. 18a

Streichen
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Art. 20 Abs. 2 Bst. b und c sowie 3

2 Insbesondere hat sie folgende Aufgaben:

b.	 Sie ist für das Bilanzmanagement verant-
wortlich und stellt die weiteren System-
dienstleistungen einschliesslich Bereitstel-
lung von Regelenergie sicher. Sofern sie 
die Systemdienstleistungen nicht selber 
erbringt, beschafft sie diese nach marktori-
entierten, transparenten und diskriminie-
rungsfreien Verfahren. Verbrauchsseitig 
berücksichtigt sie dabei vorab Angebote mit 
effizienter Energienutzung.

c.	 Sie begegnet einer Gefährdung des siche-
ren Betriebs des Übertragungsnetzes mit 
den notwendigen Massnahmen (Art. 20a). 
 

Art. 20	 Aufgaben der nationalen Netzge-
sellschaft

1 Die Netzgesellschaft sorgt dauernd für einen 
diskriminierungsfreien, zuverlässigen und leis-
tungsfähigen Betrieb des Übertragungsnetzes 
als wesentliche Grundlage für die sichere Ver-
sorgung der Schweiz. Sie legt die grenzüber-
schreitenden Übertragungskapazitäten in Koor-
dination mit den Netzbetreibern der 
Nachbarländer fest.
2 Insbesondere hat sie folgende Aufgaben:
a.	 Sie betreibt und überwacht das gesamt-

schweizerische Übertragungsnetz und führt 
es als eine Regelzone. Sie hat die Verant-
wortung für die Planung und Kontrolle des 
gesamten Übertragungsnetzes.

b.	 Sie ist für das Bilanzmanagement verant-
wortlich und stellt die weiteren Sys
temdienstleistungen einschliesslich Bereit-
stellung von Regelenergie sicher. Die zu 
diesem Zweck benötigten Kraftwerkskapa-
zitäten sind nach transparenten und diskri-
minierungsfreien Verfahren zu beschaffen.

c.	 Bei Gefährdung des stabilen Netzbetriebs 
ordnet sie die notwendigen Massnahmen 
an. Sie regelt die Einzelheiten mit den 
Kraftwerksbetreibern, den Netzbetreibern 
und weiteren Beteiligten.

d.	 Sie erarbeitet transparente und diskriminie-
rungsfreie Verfahren zur Handhabung von 
Engpässen.

e.	 Sie arbeitet mit den ausländischen Übertra-
gungsnetzbetreibern zusammen und vertritt 
die Interessen der Schweiz in den entspre-
chenden Gremien.
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3 Aufgehoben

Art. 20a	 Massnahmen bei Gefährdung des 
sicheren Übertragungsnetzbetriebs
1 Die nationale Netzgesellschaft vereinbart mit 
an das Übertragungsnetz angeschlossenen 
Verteilnetzbetreibern, Erzeugern, Endverbrau-
chern und Speicherbetreibern auf einheitliche 
Weise alle notwendigen Massnahmen, die sie 
zur Vermeidung oder Beseitigung einer Gefähr-
dung des sicheren Betriebs des Übertragungs-
netzes ergreift.
2 Die Verteilnetzbetreiber stellen mit entspre-
chenden Vereinbarungen sicher, dass sie ihre 
Verpflichtungen gegenüber der Netzgesell-
schaft erfüllen können.

f.	 Sie beteiligt sich an der Planung der euro-
päischen Übertragungsnetze und stellt 
unter Berücksichtigung des Szenariorah-
mens die ausreichende internationale Ver-
netzung des schweizerischen Übertra-
gungsnetzes sicher.

g.	 Sie informiert die Öffentlichkeit über die 
Begründung und den Stand der von ihr 
gemäss dem Mehrjahresplan geführten 
Projekte und legt deren Bedeutung für die 
Stromversorgung in der Schweiz dar.

h.	 Sie erteilt dem BFE und den Kantonen die 
für die Öffentlichkeitsarbeit nach Artikel 9e 
notwendigen Auskünfte und stellt ihnen die 
entsprechenden Unterlagen zur Verfügung.

3 Der Bundesrat kann die Netzgesellschaft 
verpflichten, für den Abruf von Regelenergie 
vorrangig Elektrizität aus erneuerbarer Energie, 
insbesondere aus Wasserkraft, einzusetzen.
4 Die nationale Netzgesellschaft kann zur Erfül-
lung ihrer Aufgaben im Einzelfall bei der ElCom 
die Enteignung beantragen. Die Verfahrensbe-
stimmungen des Bundesgesetzes vom 20. Juni 
1930 über die Enteignung sind nicht anwend-
bar.

Art. 20aArt. 20a	 Personensicherheitsprüfung

1 Personen, die bei der nationalen Netzgesell-
schaft mit Aufgaben betraut sind, in deren Rah-
men sie die Sicherheit des Übertragungsnetzes 
und dessen zuverlässigen und leistungsfähigen 
Betrieb beeinflussen können, müssen sich 
periodisch einer Personensicherheitsprüfung 
unterziehen.
2 Prüfungsinhalt und Datenerhebung richten 
sich nach Artikel 20 des Bundesgesetzes vom 
21. März 1997 über Massnahmen zur Wahrung 
der inneren Sicherheit. Die Daten dürfen bear-
beitet werden.

2 Streichen
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3 Die Netzgesellschaft ordnet solche Massnah-
men an, wenn eine unmittelbare und erhebli-
che Gefährdung besteht und eine Vereinba-
rung fehlt. Sie meldet diese Anordnungen 
anschliessend umgehend der ElCom.
4 Sie ordnet Ersatzmassnahmen an, wenn 
Massnahmen nicht wie vereinbart oder ange-
ordnet umgesetzt werden. Die durch Ersatz-
massnahmen verursachten Mehrkosten tragen 
die Säumigen.
5 Im Übrigen sind die Kosten der Vorbereitung 
und der Durchführung von Massnahmen nach 
diesem Artikel den Kosten des Übertragungs-
netzes zuzuordnen und nach Massgabe von 
Artikel 15 anrechenbar. Der Bundesrat kann 
Ausnahmen von der Zuordnung der Kosten 
vorsehen.

Art. 20b
Bisheriger Art. 20a

3 Die nationale Netzgesellschaft ersucht um 
Durchführung der Prüfung. Das Ergebnis ist ihr 
mitzuteilen und kurz zu begründen.
4 Der Bundesrat bezeichnet die der Prüfung 
unterstehenden Personen und regelt das Prüf-
verfahren.

Art. 20a	 Personensicherheitsprüfung

1 Personen, die bei der nationalen Netzgesell-
schaft mit Aufgaben betraut sind, in deren Rah-
men sie die Sicherheit des Übertragungsnetzes 
und dessen zuverlässigen und leistungsfähigen 
Betrieb beeinflussen können, müssen sich 
periodisch einer Personensicherheitsprüfung 
unterziehen.
2 Prüfungsinhalt und Datenerhebung richten 
sich nach Artikel 20 des Bundesgesetzes vom 
21. März 1997 über Massnahmen zur Wahrung 
der inneren Sicherheit. Die Daten dürfen bear-
beitet werden.
3 Die nationale Netzgesellschaft ersucht um 
Durchführung der Prüfung. Das Ergebnis ist ihr 
mitzuteilen und kurz zu begründen.
4 Der Bundesrat bezeichnet die der Prüfung 
unterstehenden Personen und regelt das Prüf-
verfahren.
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Art. 21 Abs. 3

3 Aufgehoben

 
Art. 22 Abs. 2–2ter

2 Sie hat, sowohl im Streitfall als auch von Am-
tes wegen, insbesondere folgende Aufgaben:
a.	 Sie entscheidet über den Netzzugang und 

die Netznutzungsbedingungen. Sie kann 
den Netzzugang vorsorglich verfügen. 
 
 
 

Art. 21	 Organisation
1 Der Bundesrat bestellt die aus fünf bis sieben 
Mitgliedern bestehende Elektrizitätskommission 
(ElCom); er bezeichnet das Präsidium und das 
Vizepräsidium. Die Mitglieder müssen unab-
hängige Sachverständige sein. Sie dürfen nicht 
Organen von juristischen Personen angehören, 
die Tätigkeiten im Bereich der Elektrizitätswirt
schaft ausüben, oder in einem Dienstleistungs-
verhältnis zu solchen juristischen Personen 
stehen.
2 Die ElCom untersteht in ihren Entscheiden 
keinen Weisungen vom Bundesrat und vom 
Eidgenössischen Departement für Umwelt, 
Verkehr, Energie und Kommunikation. Sie ist 
von den Verwaltungsbehörden unabhängig. Sie 
verfügt über ein eigenes Sekretariat.
3 Die ElCom kann das BFE beim Vollzug dieses 
Gesetzes beiziehen und ihm Weisungen ertei-
len.
4 Die ElCom erlässt ein Reglement über ihre 
Organisation und Geschäftsführung, das der 
Genehmigung des Bundesrates bedarf.
5 Die Kosten der ElCom werden durch Verwal-
tungsgebühren gedeckt. Der Bundesrat regelt 
die Einzelheiten.

Art. 22	 Aufgaben Art. 22
1 Die ElCom überwacht die Einhaltung dieses 
Gesetzes, trifft die Entscheide und erlässt die 
Verfügungen, die für den Vollzug dieses Geset-
zes und der Ausführungsbestimmungen not-
wendig sind.

2 ...2 Sie ist insbesondere zuständig für:

a.	 den Entscheid im Streitfall über den Netz-
zugang, die Netznutzungsbedingungen, die 
Netznutzungstarife und -entgelte sowie die 
Elektrizitätstarife. Vorbehalten bleiben Ab-
gaben und Leistungen an Gemeinwesen. 
Sie kann den Netzzugang vorsorglich verfü-
gen;
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b.	 Sie überprüft die Tarife und Entgelte für die 
Netznutzung, die Grundversorgung sowie 
die Messtarife und das Messentgelt nach 
Artikel 17abis Absätze 1 und 2. Vorbehalten 
bleiben Abgaben und Leistungen an Ge-
meinwesen. Sie kann die Absenkung von 
Tarifen verfügen oder deren Erhöhung 
untersagen.

c.	 Sie entscheidet über die Abänderung miss-
bräuchlicher Bedingungen in der Ersatzver-
sorgung.

d.	 Bei der netzdienlichen Nutzung von Flexibi-
lität trifft sie Entscheide über: 
1.	 die garantierten Nutzungen,
2.	 die Anpassung missbräuchlicher Vergü-

tungen.
e.	 Im Zusammenhang mit Massnahmen bei 

Gefährdung des sicheren Übertragungs-
netzbetriebs (Art. 20a) verfügt sie nötigen-
falls den Abschluss einer Vereinbarung 
zwischen den jeweiligen Parteien, ein-
schliesslich Vorgaben zum notwendigen 
Mindestinhalt. Ausserdem entscheidet sie 
über die Zulässigkeit und die Kostenfolgen 
von angeordneten Massnahmen und von 
bei Nichtbefolgung solcher Anordnungen 
getroffenen Ersatzmassnahmen.

f.	 Sie trifft die Entscheide zur Energiereserve 
(Art. 8a), insbesondere auferlegt sie Sankti-
onen oder ordnet andere Massnahmen an.

g.	 Sie prüft die Kosten und Entgelte des 
Datenregisterbetreibers nach Artikel 
17bquinquies Absatz 1 für die Errichtung und 
den Betrieb des Datenregisters, dessen 
Unabhängigkeit und die Beschränkung 
seiner Tätigkeit auf die vorgesehenen Auf-
gaben.

2bis Sie entscheidet über die Verwendung der 
Einnahmen nach Artikel 17 Absatz 5.

b.	 Sie überprüft die Tarife und Entgelte für die 
Netznutzung und für die Elektrizitätsliefe-
rungen in der Grundversorgung sowie die 
Messtarife und das Messentgelt nach Arti-
kel 17a Absätze 2 und 3. Vorbehalten ...

b.	 die Überprüfung der Netznutzungstarife und 
Entgelte sowie der Elektrizitätstarife von 
Amtes wegen. Vorbehalten bleiben Abga-
ben und Leistungen an Gemeinwesen. Sie 
kann Absenkungen verfügen oder Erhö
hungen untersagen;

c.	 Streichenc.	 den Entscheid über die Verwendung der 
Einnahmen nach Artikel 17 Absatz 5.
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2ter Bisheriger Abs. 2bis2bis Die ElCom prüft den von der nationalen 
Netzgesellschaft vorgelegten Mehrjahresplan, 
insbesondere den Bedarf an den darin vorge-
sehenen Projekten. Sie teilt der nationalen 
Netzgesellschaft das Ergebnis der Prüfung 
innerhalb von neun Monaten nach Einreichung 
schriftlich mit.
3 Die ElCom beobachtet und überwacht die 
Entwicklung der Elektrizitätsmärkte im Hinblick 
auf eine sichere und erschwingliche Versor-
gung in allen Landesteilen. Sie überprüft zu 
diesem Zweck insbesondere den Zustand und 
Unterhalt des Übertragungsnetzes sowie die 
regionale Ausgewogenheit der Investitionen 
der nationalen Netzgesellschaft.
4 Zeichnet sich mittel- oder langfristig eine er-
hebliche Gefährdung der inländischen Versor-
gungssicherheit ab, unterbreitet die ElCom 
dem Bundesrat Vorschläge für Massnahmen 
nach Artikel 9.
5 Die ElCom koordiniert ihre Tätigkeit mit aus-
ländischen Regulierungsbehörden und vertritt 
die Schweiz in den entsprechenden Gremien
6 Die ElCom orientiert die Öffentlichkeit über 
ihre Tätigkeit und erstattet dem Bundesrat 
jährlich einen Tätigkeitsbericht.
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Art. 22a	 Veröffentlichung von Qualitäts- 
und Effizienzvergleichen

1 Die ElCom vergleicht in ihrem Regulierungs-
bereich (Art. 22 Abs. 1 und 2) die Verteilnetzbe-
treiber mit dem Ziel, die Transparenz für die 
Endverbraucher zu verbessern und zu ange-
messener Qualität und erhöhter Effizienz der 
Leistungen beizutragen. Sie veröffentlicht die 
Ergebnisse, bezogen auf einzelne Verteilnetz-
betreiber oder Gruppen von Verteilnetzbetrei-
bern, mittels einer vergleichenden Darstellung.
2 Die ElCom stellt insbesondere in den folgen-
den Bereichen Vergleiche an: 
a.	 Versorgungsqualität;
b.	 Netznutzungstarife und anrechenbare Netz-

kosten;
c.	 Grundversorgungstarife;
d.	 Qualität der Dienstleistungen im Netzbe-

reich;
e.	 Investitionen in intelligente Netze;
f.	 Messstellenbetrieb und Messdienstleistun-

gen, sofern hierfür ausschliesslich der Ver-
teilnetzbetreiber zuständig ist;

g.	 Wahrnehmung von Veröffentlichungs- und 
Bekanntgabepflichten.

3 Das BFE evaluiert die Vergleiche alle vier 
Jahre in einem Bericht. Sind keine genügenden 
Effizienzsteigerungen im Netzbereich mit ent-
sprechenden Auswirkungen auf die Netzkosten 
feststellbar, so unterbreitet der Bundesrat der 
Bundesversammlung einen Erlassentwurf für 
die Einführung einer Anreizregulierung.

Art. 22a

2 ...

c.	 Elektrizitätstarife;

f.	 Messwesen;
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Art. 23	 Rechtspflege
1 Gegen die Verfügungen der ElCom kann nach 
den allgemeinen Bestimmungen über die Bun-
desrechtspflege Beschwerde geführt werden.
2 Die ElCom ist zur Beschwerde an das Bun-
desgericht berechtigt.

Gliederungstitel nach Art. 23

4a. Kapitel: Pilotprojekte

Art. 23a

1 Das UVEK kann Pilotprojekte zur Entwicklung 
von innovativen Technologien, Geschäftsmo-
dellen oder Produkten im Energiesektor bewilli-
gen, soweit diese notwendig sind, um Erfah-
rungen im Hinblick auf eine Gesetzesänderung 
zu sammeln.
2 Die Pilotprojekte sind inhaltlich, zeitlich und 
räumlich begrenzt. Ihre Dauer beträgt höchs-
tens vier Jahre. Sie kann einmalig um maximal 
zwei Jahre verlängert werden.
3 Das UVEK regelt die Rahmenbedingungen für 
jedes Pilotprojekt sowie die Rechte und Pflich-
ten der Teilnehmer des Pilotprojekts in einer 
Verordnung. Dabei kann es bei der Grundver-
sorgung, den Aufgaben der Netzbetreiber so-
wie der Netznutzung von den Bestimmungen 
dieses Gesetzes abweichen.
4 Das UVEK kann vorsehen, dass ungedeckte 
Netzkosten Teil der Systemdienstleistungen 
der nationalen Netzgesellschaft sind, wenn 
Endverbraucher im Rahmen eines Pilotprojek-
tes von der Pflicht zur Entrichtung des Netznut-
zungsentgeltes befreit werden sollen.
5 Der Bundesrat regelt die Voraussetzungen für 
die Durchführung von Pilotprojekten, das Ver-
fahren und die Auswertung der Pilotprojekte.

Art. 23	 Rechtsschutz
Gegen Verfügungen der ElCom kann beim 
Bundesverwaltungsgericht Beschwerde geführt 
werden.

4a. Kapitel: Pilotprojekte

Art. 23a Art. 23a

Streichen (= gemäss geltendem Recht)
1 Das UVEK kann Pilotprojekte zur Entwicklung 
von innovativen Technologien, Geschäftsmo-
dellen oder Produkten im Energiesektor bewilli-
gen, soweit diese notwendig sind, um Erfah-
rungen im Hinblick auf eine Gesetzesänderung 
zu sammeln.
2 Die Pilotprojekte sind inhaltlich, zeitlich und 
räumlich begrenzt. Ihre Dauer beträgt höchs-
tens vier Jahre. Sie kann einmalig um maximal 
zwei Jahre verlängert werden.
3 Das UVEK regelt die Rahmenbedingungen 
für jedes Pilotprojekt sowie die Rechte und 
Pflichten der Teilnehmer des Pilotprojekts in 
einer Verordnung. Dabei kann es bei der 
Grundversorgung, den Aufgaben der Netzbe-
treiber sowie der Netznutzung von den Bestim-
mungen dieses Gesetzes abweichen.
4 Das UVEK kann vorsehen, dass ungedeckte 
Netzkosten Teil der Systemdienstleistungen 
der nationalen Netzgesellschaft sind, wenn 
Endverbraucher im Rahmen eines Pilotprojek-
tes von der Pflicht zur Entrichtung des Netznut-
zungsentgeltes befreit werden sollen.
5 Der Bundesrat regelt die Voraussetzungen für 
die Durchführung von Pilotprojekten, das Ver-
fahren und die Auswertung der Pilotprojekte.
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Art. 25 Abs. 1
1 Die Unternehmen der Elektrizitätswirtschaft 
und der Datenregisterbetreiber sind verpflich-
tet, den zuständigen Behörden die für den 
Vollzug dieses Gesetzes, einschliesslich des-
sen Weiterentwicklung, erforderlichen Auskünf-
te zu erteilen und die notwendigen Unterlagen 
zur Verfügung zu stellen.

Art. 26 Abs. 1
1 Personen, die mit dem Vollzug dieses Geset-
zes, einschliesslich dessen Weiterentwicklung, 
beauftragt sind, unterstehen dem Amtsgeheim-
nis.

Art. 27 Sachüberschrift und Abs. 1bis

	 Datenbearbeitung

1bis Sie geben einander auf Anfrage die Daten 
weiter, welche die jeweils andere Behörde für 
die Erfüllung ihrer Aufgaben beschaffen dürfte. 
Entgegenstehende Vorschriften bleiben vorbe-
halten.

Art. 25	 Auskunftspflicht und Amtshilfe
1 Die Unternehmen der Elektrizitätswirtschaft 
sind verpflichtet, den zuständigen Behörden 
die für den Vollzug dieses Gesetzes erforderli-
chen Auskünfte zu erteilen und die notwendi-
gen Unterlagen zur Verfügung zu stellen.

2 Amtsstellen des Bundes und der Kantone 
sind verpflichtet, an Abklärungen der ElCom 
und des BFE mitzuwirken und die notwendigen 
Unterlagen zur Verfügung zu stellen.

Art. 26	 Amts- und Geschäftsgeheimnis
1 Personen, die mit dem Vollzug dieses Geset-
zes beauftragt sind, unterstehen dem Amtsge-
heimnis.

2 Sie dürfen keine Fabrikations- oder Ge-
schäftsgeheimnisse preisgeben.

Art. 27	 Datenschutz

1 Das BFE und die ElCom bearbeiten im Rah-
men der Zweckbestimmung dieses Gesetzes 
Personendaten einschliesslich besonders 
schützenswerter Daten über strafrechtliche 
Verfolgungen und Sanktionen (Art. 29).

2 Sie können diese Daten elektronisch aufbe-
wahren.
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Art. 29 Abs. 1 Bst. a, d, ebis und f sowie 2bis

1 Mit Busse bis zu 100 000 Franken wird be-
straft, wer vorsätzlich:
a.	 Aufgehoben

d.	 die Kosten für die Netznutzung in der Rech-
nung nicht oder falsch ausweist (Art. 12 
Abs. 3), oder für Wechselprozesse Kosten 
individuell anlastet (Art. 13a Abs. 2);

ebis. Daten und Informationen aus dem Mess-
stellenbetrieb oder den Messdienstleistun-
gen nicht richtig weitergibt (Art. 17bter);

f.	 von den zuständigen Behörden verlangte 
Auskünfte verweigert oder unrichtige Anga-
ben macht (Art. 25 Abs. 1) oder die entspre-
chenden Pflichten gegenüber der Netzge-
sellschaft im Zusammenhang mit der 
Energiereserve verletzt (Art. 8a Abs. 2);

Art. 29 Art. 29
1 ...1 Mit Busse bis zu 100 000 Franken wird be-

straft, wer vorsätzlich:
a.	 Streichen (= gemäss geltendem Recht)a.	 Preisvorteile nicht oder in zu geringer Höhe 

weiter gibt (Art. 6);
b.	 die buchhalterische und rechtliche Entflech-

tung der Netzbereiche nicht oder falsch 
vornimmt oder Informationen aus dem 
Netzbetrieb für andere Tätigkeitsbereiche 
nutzt (Art. 10 und 33 Abs. 1);

c.	 die kostenrechnungsmässige Entflechtung 
der Netzbereiche nicht oder falsch vor-
nimmt (Art. 11);

d.	 die Kosten für die Netznutzung in der Rech-
nung nicht oder falsch ausweist, oder für 
den Lieferantenwechsel widerrechtlich 
Kosten erhebt (Art. 12);

d.	 Streichen (= gemäss geltendem Recht)

e.	 den Netzzugang widerrechtlich verweigert 
(Art. 13);

f.	 von den zuständigen Behörden verlangte 
Auskünfte verweigert oder unrichtige Anga-
ben macht (Art. 25 Abs. 1);

g.	 gegen eine Ausführungsvorschrift, deren 
Übertretung für strafbar erklärt wird, oder 
eine unter Hinweis auf die Strafandrohung 
dieses Artikels an ihn gerichtete Verfügung 
verstösst.

2 Wird die Tat fahrlässig begangen, so ist die 
Strafe Busse bis zu 20 000 Franken.
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2bis Fällt eine Busse von höchstens 20 000 
Franken in Betracht und würde die Ermittlung 
der nach Artikel 6 des Bundesgesetzes vom 
22. März 197412 über das Verwaltungsstrafrecht 
(VStrR) strafbaren Personen Untersuchungs-
massnahmen bedingen, die im Hinblick auf die 
verwirkte Strafe unverhältnismässig wären, so 
kann das BFE von einer Verfolgung dieser 
Personen absehen und an ihrer Stelle den 
Geschäftsbetrieb (Art. 7 VStR) zur Bezahlung 
der Busse verurteilen.

Art. 30 Abs. 1bis

1bis Das UVEK vollzieht Artikel 23a.

12	 SR 313.0

3 Das BFE verfolgt und beurteilt Widerhandlun-
gen nach dem Bundesgesetz vom 22. März 
1974 über das Verwaltungsstrafrecht.

Art. 30	 Vollzug
1 Die Kantone vollziehen die Artikel 5 Absätze 
1–4 und 14 Absatz 4 erster Satz..

2 Der Bundesrat erlässt die erforderlichen Aus-
führungsbestimmungen.
3 Der Bundesrat kann den Erlass technischer 
oder administrativer Vorschriften dem BFE 
übertragen.
4 Der Bundesrat kann private Organisationen 
zum Vollzug beiziehen.
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Art. 33c	 Übergangsbestimmungen zur 
Änderung vom ...

1 Endverbraucher mit einem Jahresverbrauch 
von weniger als 100 MWh pro Verbrauchsstätte 
können ihren Anspruch auf freie Wahl des 
Lieferanten auf Anfang des ersten Kalenderjah-
res nach Inkrafttreten der Änderung vom ... 
ausüben. Tritt die Änderung in der zweiten 
Jahreshälfte in Kraft, können sie ihren An-
spruch erst auf Anfang des übernächsten Ka-
lenderjahres nach Inkrafttreten dieser Ände-
rung ausüben.
2 Endverbraucher, deren Anspruch auf Grund-
versorgung mit Inkrafttreten der Änderung vom 
... erloschen ist und die ihr Recht auf freie Lie-
ferantenwahl bis dahin nicht ausgeübt haben, 
verbleiben bis zum Ende des betreffenden 
Kalenderjahres in der Grundversorgung. Ha-
ben sie für die Folgezeit noch immer keinen 
Lieferanten beauftragt, so fallen sie in die Er-
satzversorgung.
3 Der Bundesrat evaluiert zehn Jahre nach 
Inkrafttreten der Änderung vom ..., ob die ge-
setzlichen Vorgaben an die Angemessenheit 
der Grundversorgungstarife und an das Stan-
dardstromprodukt noch notwendig sind und 
legt dem Parlament bei Bedarf einen Geset-
zesentwurf zur Aufhebung dieser Vorgaben vor.
4 Der Bundesrat beobachtet während zehn 
Jahren nach Inkrafttreten der Änderung vom ... 
die Auswirkungen der freien Lieferantenwahl 
der Endverbraucher auf die Arbeitsbedingun-
gen im Elektrizitätsmarkt. Bei negativen Aus-
wirkungen kann er namentlich:
a.	 die tripartite Kommission des Bundes im 

Sinne von Artikel 360b des Obligationen-
rechts13 über die Arbeitsbedingungen im 
Elektrizitätsmarkt informieren;

b.	 Massnahmen zur Koordination und Weiter-
entwicklung von Aus- und Weiterbildungs-
angeboten treffen.

13	 SR 220

Art. 33c

1 Streichen

2 Streichen

3 Streichen

4 Streichen
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5 Die ElCom kann bei ihr im Zeitpunkt des In-
krafttretens der Änderung vom ... bereits vor-
handene Daten bei der Veröffentlichung von 
Qualitäts- und Effizienzvergleichen (Art. 22a) 
verwenden, soweit sie frühestens das Jahr 
2022 betreffen.

Art. 34 Abs. 2 und 3

2 Der Bundesrat bestimmt das Inkrafttreten.

3 Aufgehoben

Art. 34	 Referendum und Inkrafttreten
1 Dieses Gesetz untersteht dem fakultativen 
Referendum.
2 Der Bundesrat bestimmt unter Vorbehalt von 
Absatz 3 das Inkrafttreten.

3 Die Artikel 7 und 13 Absatz 3 Buchstabe b 
werden fünf Jahre nach Inkrafttreten dieses 
Gesetzes durch einen dem fakultativen Refe-
rendum unterstehenden Bundesbeschluss in 
Kraft gesetzt. Im gleichen Bundesbeschluss 
werden die Artikel 6, 13 Absatz 3 Buchstabe a 
und 29 Absatz 1 Buchstabe a aufgehoben.
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				    Anhang 1
Vorhaben von überwiegendem Interesse
a.	 Wasserkraftwerkvorhaben
Die nachfolgenden Vorhaben umfassen sämtli-
che zur Realisierung dieser Vorhaben nötigen 
und zur rationellen Nutzung der Wasserkraft 
gebotenen Massnahmen innerhalb eines Kraft-
werks oder eines Kraftwerksgeflechts.

1.	 Vorhaben Chummsee
Kanton Wallis Gemeinde Grengiols.
Ausbau der bestehenden Speicherkapazität im 
Chummibort-Tal. Schliessung der Lücke zwi-
schen Heiligkreuz und Ze Binne. Pumpspei-
cherbetrieb zwischen Chummensee und Ze 
Binne.

2.	 Vorhaben Curnera-Nalps
Kanton Graubünden Gemeinde Tujetsch.
Erhöhung der Staumauer des Lai di Curnera 
und Erhöhung der Staumauer des Lai da Nal-
ps.

3.	 Vorhaben Gorner
Kanton Wallis Gemeinde Zermatt.
Erstellung eines neuen Speichersees, Einlei-
tung des Wassers in den Sammelkanal von 
Grande Dixence.

4.	 Vorhaben Gougra
Kanton Wallis Gemeinde Anniviers.
Ausbau der oberen Stufe der Forces Motrices 
de la Gougra durch Erhöhung der Staumauer 
des Moirysees und Erhöhung Pumpkapazität in 
Mottec.

5.	 Vorhaben Griessee
Kanton Wallis Gemeinde Obergoms.
Erhöhung der Staumauer des Griessees, neu-
es Ausgleichsbecken und Pumpzentrale bei 
Altstafel. Benutzung der bestehenden Drucklei-
tung und Infrastrukturen zwischen Altstafel und 
Griessee.
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6.	 Vorhaben Grimselsee
Kanton Bern Gemeinde Guttannen.
Erhöhung des Grimselsees um 23 m, Verle-
gung Grimselpassstrasse.

7.	 Vorhaben Lac d'Emosson
Kanton Wallis Gemeinden Salvan und Finhaut
Erhöhung Staumauer des Lac d'Emosson.

8.	 Vorhaben Lac de Toules
Kanton Wallis Gemeinde Bourg-Saint-Pierre.
Erhöhung der Staumauer des Lac des Toules. 

9.	 Vorhaben Lago del Sambuco
Kanton Tessins Gemeinde Lavizzara.
Erhöhung der Staumauer des Lago del Sambu-
co und Erweiterung Kraftwerk Peccia. Verle-
gung der Strasse entlang des Sees.

10.	 Vorhaben Lai de Marmorera
Kanton Graubünden Gemeinde Surses.
Erhöhung der Staumauer des Lai da Marmore-
ra, Anpassung der Julier-Passstrasse.

11.	 Vorhaben Mattmarksee
Kanton Wallis Gemeinde Saas-Almagell.
Erhöhung des Staudamms des Mattmarksees.

12.	 Vorhaben Oberaarsee
Kanton Bern Gemeinde Guttannen.
Erhöhung der Staumauer des Oberaarsees.

13.	 Vorhaben Oberaletsch klein
Kanton Wallis Gemeinde Naters.
Nutzung des durch Gletscherrückzug entste-
henden Sees im Bereich Oberaletschgletscher, 
unterirdische Zentrale nahe dem Gebidemsee. 
Keine Fassung zusätzlicher Gewässer.
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14.	 Vorhaben Reusskaskade
Kanton Uri Gemeinden Göschenen und Was-
sen.
Erhöhung des bestehenden Staudammes Gö-
scheneralp. Option Ausbau des KW Wassen 
mit einer parallelen Stufe.

15.	 Vorhaben Trift
Kanton Bern Gemeinde Innertkirchen.
Neuer Speichersee Trift, neue Fassung Steing-
letscher, neue unterirdische Zentrale Trift, Ein-
leitung in bestehendes KWO-System.

b.	 Alpine Solaranlagen
Die nachfolgenden Vorhaben umfassen sämtli-
che zur Realisierung dieser Vorhaben nötigen 
und zur rationellen Nutzung der alpinen Solar-
kraft gebotenen Massnahmen innerhalb einer 
Solaranlage oder eines Solaranlagengeflechts.
16.	 -----  
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3. Bundesgesetz über die 
Raumplanung vom 22. Juni 19791 

1		 SR 700

Art. 16aArt. 16a	 Zonenkonforme Bauten 
und Anlagen in der 
Landwirtschaftszone

1 Zonenkonform sind Bauten und Anlagen, die 
zur landwirtschaftlichen Bewirtschaftung oder 
für den produzierenden Gartenbau nötig sind. 
Vorbehalten bleibt eine engere Umschreibung 
der Zonenkonformität im Rahmen von Artikel 
16 Absatz 3.

1bis Bauten und Anlagen zur Gewinnung und für 
den Transport von Energie aus Biomasse oder 
für damit im Zusammenhang stehende Kom-
postanlagen sind auf einem Landwirtschaftsbe-
trieb zonenkonform und unterliegen nicht der 
Planungspflicht, wenn:

1bis Bauten und Anlagen, die zur Gewinnung 
von Energie aus Biomasse oder für damit im 
Zusammenhang stehende Kompostanlagen 
nötig sind, können auf einem Landwirtschafts-
betrieb als zonenkonform bewilligt werden, 
wenn die verarbeitete Biomasse einen engen 
Bezug zur Landwirtschaft sowie zum Standort-
betrieb hat. Die Bewilligungen sind mit der 
Bedingung zu verbinden, dass die Bauten und 
Anlagen nur zum bewilligten Zweck verwendet 
werden dürfen. Der Bundesrat regelt die Ein-
zelheiten. 

a.	 die verarbeitete Biomasse einen engen 
Bezug zur Land- oder Forstwirtschaft des 
Standortbetriebes und von Betrieben in der 
Umgebung hat;

b.	 Substratmengen von jährlich höchstens 
45'000 Tonnen genutzt werden; und

c.	 die Bauten und Anlagen nur zum bewilligten 
Zweck verwendet werden.

2 Bauten und Anlagen, die der inneren Aufsto-
ckung eines landwirtschaftlichen oder eines 
dem produzierenden Gartenbau zugehörigen 
Betriebs dienen, sind zonenkonform. Der Bun-
desrat regelt die Einzelheiten. 
3 Bauten und Anlagen, die über eine innere 
Aufstockung hinausgehen, können als zonen-
konform bewilligt werden, wenn sie in einem 
Gebiet der Landwirtschaftszone erstellt werden 
sollen, das vom Kanton in einem Planungsver-
fahren dafür freigegeben wird.
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II
1 Dieses Gesetz untersteht dem fakultativen 
Referendum.
2 Der Bundesrat bestimmt das Inkrafttreten.

Art. 18b	 Weitere Bauten und Anlagen zur 
Nutzung erneuerbarer Energien

1 Solaranlagen auf freien Flächen ausserhalb 
der Bauzonen und ausserhalb der landwirt-
schaftlich genutzten Flächen gelten als stand-
ortgebunden, wenn sie:
a.	 eine installierte Leistung von mindestens 1 

MW aufweisen;
b.	 in wenig empfindlichen oder in bereits mit 

anderen Bauten und Anlagen belasteten 
Gebieten gebaut werden; und

c.	 mit wenig Aufwand erschlossen und ans 
Stromnetz angeschlossen werden können. 

2 Solaranlagen auf freien, landwirtschaftlich 
genutzten Flächen gelten als zonenkonform 
und standortgebunden, wenn sie
a.	 neben der Stromproduktion auch landwirt-

schaftlichen Interessen dienen, wie zum 
Beispiel der Erhöhung des landwirtschaftli-
chen Ertrags, dem Schutz oder der Verbes-
serung von Kulturen oder der Einzäunung 
von Weiden, Äckern oder anderen Flächen; 
oder

b.	 landwirtschaftlichen Versuchs- und For-
schungszwecken dienen.

3 Windenergieanlagen und ihre Erschliessung-
wege gelten im Wald als standortgebunden, 
wenn sie von nationalem Interesse sind und 
bereits eine strassenmässige Grober-
schliessung besteht.
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